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"Uns wäre wohler, wenn man sich bei all 
diesen Ab- und Fortgesängen etwas mehr 
Zeit ließe." So leiten Detlev Albers, U/i 
Schöler und Ulrich Wolf mit Blick auf die 
"Linke und den Sozialismus" ihren Fra­
genkatalog ein - einen Fragenkatalog, der 
sich als Einladung zu einem Diskussions­
prozeß versteht. Nicht mehr, aber auch 
nicht weniger. 

Man mag sich zuallererst fragen: Warum 
erst jetzt - bald drei Jahre nach dem defini­
tiven Ende der "alten Weltordnung", die 
ja auch eine Ordnung der sozialistischen 
Linken darstellte? Nun, ich glaube nicht, 
daß wir damit zu spät kommen. hn Gegen­
teil: Ich erinnere mich nur mit Unbehagen 
an die linke Konferenzmacherei der Jahre 
1990 und 1991 und das hurtige Schreiben 
von Artikeln, in denen entweder in aller 
Schnelle schlaumeierisch neue Schablo­
nen von Sozialismus, Marktwirtschaft, lin­
ker Politik etc. produziert oder aber der ei­
gene Katzenjammer bis zum Erbrechen 
gepflegt wurden. Wir haben uns in der 
SPW tatsächlich Zeit gelassen - glauben 
nun aber, daß die Chance besteht, mit et­
was klarerem Kopf an unsere Geschichte 
und unsere Zukunft heranzugehen. 

Aber taugt dazu ein Fragenkatalog? Dies 
haben manche schon im Vorfeld gefragt. 
Und einige - wie ich selbst - neigen eher 
dazu, mit Hypothesen zu arbeiten und da­
durch die Debatte voranzubringen. Man 
sollte sich aber davor hüten (doch leider 
passiert es viel zu oft), den Weg der Fra­
gen als theoretisches Schwadronieren ab­
~utun oder den Weg der Hypothesen in 
den Geruch "alten (will heißen: dogmati­
schen) Denkens" zu bringen. Man kann 
beide Wege auch im Zusammenhang ge­
hen - und darüber "Diskurse" aufbauen, 
wie wir es in unserer kleinen Zeitschrift 
mit unseren begrenzten Möglichkeiten 
versuchen (ich erinnere an unsere Beiträ-

ge zur "neuen Weltordnung" ... ). Die Re­
daktion wird sich 1992 und - bedingt durch 
die nötige Vorbereitung- vor allem im dar­
auf folgenden Jahr anhand der Fragen be­
mühen, derartige "Diskurse" zu entwik­
keln. 

Zur "nötigen Vorbereitung" gehört im üb­
rigen auch, sich der vergangenen Doku­
mente zu vergewissern, die in der Einlei­
tung zum Fragenkatalog genannt werden. 
Mir persönlich sei der Hinweis gestattet, 
daß die 53 Thesen zum Projekt Moderner 
Sozialismus nicht nur krasse Fehleinschät­
zungen zur Reformfähigkeit des Sowjetsy­
stems enthalten: die Rezeption der "Zivil­
gesellschaft" und des "Fordismus", die 
Verarbeitung feministischer Debatten im 
Verständnis von Sozialstruktur und Le­
bensweise, die veränderte Sichtweise des 
"Reformismus", des "Staates" und der 
ökonomischen, technologischen und sozia­
len Innovationen bergen in vielerlei Hin­
sicht auch Antworten auf gestellte Fragen 
in sich ... (Die 53 Thesen sind ebenso wie 
die HerforderThesen noch erhältlich!) 

Apropos "Diskurs": In diesem Heft geht 
es um ''Industriepolitik" - allerdings weni­
ger in einem engen wirtschaftspolitischen 
SiIU1e, sondern in Anknüpfung an unsere 
bisherigen Debatten um die "neue Welt­
ordnung". Deren Gefüge und die "Platz­
anweisung" für die einzelnen Weltteile 
und Länder scheint nämlich - so der durch­
gehende Tenor der Beiträge - maßgeblich 
davon abzuhängen, wie die Beziehungen 
zwischen der eigenen Industriestruktur 
und den Weltmärkten gestaltet werden 
und welche Rolle dabei der Staat spielt. 
Nach einem Überblick über die laufende 
Debatte beschäftigen sich Carsten Sieling 
mit der industriepolitischen Konstellation 
in Ostdeutschland und Reinhold Rünker! 
Harald Unfried mit den ökonomischen 
Perspektiven Osteuropas. Von besonderer 
Bedeutung ist der Beitrag von Leopoldo 
Marmora und Dirk Messner, der im Ver­
hältnis von "Nord" und "Süd" mit man­
chen linken Klischees aufräumt. Quintes­
senz der Beiträge: Nach dem Scheitern 
autarker Wirtschaftsorientierungen im 
Osten wie im Süden geht es in der "neuen 
Weltordnung" um "aktive Weltmarktinte­
gration". Und es geht um einen Staat, der 
in diesem Sinne aktiv ist. Doch damit baut 
sich schon ein neues "Diskursfeld" auf ... 

UweKremer 

· ·• Arguifient 

Rassismus und 
Migration in Europa 
Argument-Sonderband AS 195 
ca. 450 S., br., DM 38,-
Die Diskussionen um Einwande­
rungsquoten und die Verschärfung 
des Asylrechts werden mit zuneh­
mender Härte geführt. Zugleich 
wächst die Abschottung gegen 
Migranten und Flüchtlinge auch 
in Ländern, die bisher eine eher 
liberale Einwanderungspolitik 
betrieben haben. Um diesen 
Prozeß zu analysieren und Gegen­
stratgien zu entwickeln, veranstal­
tete das Hamburger Institut für 
Migrations- und Rassismus­
forschung im September 1990 
einen Kongreß - den ersten dieser 
Art überhaupt. Er sollte den Blick 
für die anstehenden Probleme 
schärfen und den geläufigen Frage­
stellungen Alternativen entgegen­
setzen. Der vorliegende Band 
dokumentiert die Vorträge, die auf 
dem Kongreß gehalten wurden. 
Beiträge u.a. von G. Auernheimer, 
F. Anthias, E. Balibar, Ph. Cohen, 
C. Guillaumin, J. Link, R. Mil es, V. 
de Rudder, C. Wihtol de Wenden, 
T. van Dijk. 

Robert Miles 

Rassismus 
Einführung in die Geschichte und 
Theorie eines Begriffs 
A.d. Engl. v. Michael Haupt 
191 S., br., DM 24,-

Miles "analytisches Interesse ist 
auf das theoretische Verständnis 
des Rassismus ausgerichtet. Vor 
allem gilt seine Aufmerksamkeit 
den Eingrenzungs- und Ausgren­
zungsmechanismen in rassisti­
schem Denken ... « FAZ 

Argument 
Rentzelstraße 1 2000 Hamburg l3 
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sterie und Abwicklung, die Revision der des Nicht-Hassen-Könnens sind eine 
deutschen Geschichte und der Ras- so geniale Mischung, wie sie kaum ei­
sismus durch tägliche Angriffe auf nem etablierten Demagogen einfallen 
Ausländer ohne weitere Aufmerksam- kann. Der Satz stammt von der lang­
keit voran. Das zu thematisieren, zeigt jährigen grünen Vorständlerin und 
nur, daß man dem alten Denken ver- evangelischen Theologin Antje Voll­
haftet ist. Antifaschismus ist doch eine mer. Er steht in einem offenen Brief an 
Erfindung des verbrecherischen SED- ihre Gesinnungsgenossin Bärbel Boh­
Regimes, wegen ein paar Prozent ley, den sie am 13. Februar im Feuille­
Rechtsradikalen und einigen bedauerli- ton der "Frankfurter Allgemeinen Zei­
cherweise abgefackelten Ausländerun- tung" veröffentlichte. 
terkünften soll man doch unsere schö-
ne Zivilgesellschaft nicht schmähen. n . . 
Und die sozialen Fragen, neue Armut, e::__ Ein ganz normales, ruhiges 
alte Ausbeutung, ach Gott, das sind Wochenende im vereinigten Deutsch-
nun wirklich die Phrasen des 19. land, dieser 18./19. Januar '92. Das 

Heinz-Gerd Heischen Jahrhunderts! Bei diesem Zustand von Wetter ist im Norden regnerisch, im Sü-
Opportunismus, Wendehälsigkeit oder den liegt Schnee. Stoll)es Stasi-Kon­

Peter Glotz, dem wir einiges abbitten Sprachlosigkeit von großen Teilen der takte und die Austrahan Open be­
müssen, weil er sich als einer der letz- Linken, wächst meine Achtung vor schäftigen die Medien. Am Montag 
ten Vertreter der Aufklärung und der denjenigen, die ich früher für die bringt die "FAZ" die Bilanz dieses 
Vernunft in der SPD herausgestellt schlimmsten Vertreter des Re- weekends in folgender Kleinmeldung: 
hat, warnt monatlich in der "Neuen Ge- formismus gehalten habe, und die "Am Wochenend~ hat es wieder aus­
sellschaft'' vor dem Rückfall in die 20er jetzt, wie Günter Grass oder Peter länderfeindliche Ubergriffe gegeben. 
und 30er Jahre, der nicht nur in Osteu- Glotz, recht einsam die Fackel der Ver- Wie das thüringische lnneministerium 
ropa drohe. Leider ohne große Reso- nunft hochhalten. Offensichtlich blei- am Sonntag in Erfurt mitteilte, wurden 
nanz. Denn dieser Rückfall in Nationa- ben einige Anhänger der Ideale der mindestens fünf Ausländer verletzt. 
lismus und Rassismu~ geschieht hier- Französischen Revolution und des Sechs Täter, die nach Auskunft der 
zulande ohne _viel Gerausch _und ohne, schneckenhaften sozialen Fortschritts Polizei überwiegend rechtsextremisti­
daß __ große Teile der ehemalige_Linken eher bei ihren humanistischen Zielen sehen Kreisen zuzuordnen sind, wur-
1hn uberhaupt them_at1s1eren. D1e .. s1nd, als manche revolutionären Radikalen. den festgenommen. In der Nacht zum 
soweit es s1ct1 um fruhere Parte1~anger Sonntag schoß in Saalfeld nach Anga-
des Realsoz1al1smus handelt, mit Wen- n ben der Polizei ein 50 Jahre alter Mann 
demanövern in . Richtung Mar_ktwirt- ,,,,...,_ "Ich konnte den Skatspieler mit einer Pistole auf Angehörige der 
schalt und westliche Demokratie _und und Video-Freak Honnecker nicht Streitkräfte der ehemaligen Sowjetarn­
den. daraus folgenden .. spaten mehr richtig hassen, der als Arbeiter- mee. Als drei Soldaten den Mann stel­
Ka'.neremoghch_ke1ten beschaft1gt. Die pimpfund sozialistischer Fähnleinfüh- len wollten, sei er mit seinem Auto in 
Grunen und alter werdenden Al_- rer seine Jugend im Zuchthaus Bran- die Gruppe gefahren. Zwei Soldaten 
ternat1ven sind froh, sich_ endhch _mit denburg verbrachte, bis er dann mit wurden schwer, einer leicht verletzt. 
ganzem Herzen 1n die schon_e, z1v1hs1er- dem kleinen Juden Hermann Axen in Der Mann wurde gefaßt. In Jena schlu­
te Republik_1ntegneren zu kennen, was den Kleinbürgersofas von Wandlitz gen mehrere Skinheads einen 20 Jah­
rncht nur hubsche Posten in Mi nisten- Platz nahm." Von wem stammt wohl re alten Chilenen mit Baseballschlä­
en u_nd Redaktionen,. sondern auch viel dieser Satz? Aus der "National-Zei- gern zusammen. Sie brachen ihm da­
Soz1alprest1ge e1nbnngt,_denn ein biß- tung" ist er nicht, auch wenn die Be- bei die linke Hand. Der Mann mußte 
chen Konsumknt1k und __ e1n paar gutge- zeichnung "kleiner Jude" für Hermann ins Krankenhaus gebracht werden. 
meinte Reformvorschlage zur Rettung Axen darauf hindeuten könnte, aber Von den Tätern fehlte am Sonntag 
des Wohnumfeldes komme_n gut a_n die Alt- und Neonazis beschimpfen na- noch jede Spur, teilte die Polizei mit. In 
bei Journalisten und_A-13-Wahlern, _fur türlich nicht die Pimpfen und Fähnlein- der Eisenacher Innenstadt verfolgten 
die die Wahl der G_runen_ so etwas 1st, führer. Auch vom Oberstasi-Jäger Mer- in der Nacht zum Sonntag nach Poli­
w1e fur den Katholiken die Abso_lutlon tes vom Bayrischen Rundfunk kann er zeiangaben 'fünf Rechtsradikale' ei­
nach genossenen Sunden. Wo die So- nicht kommen, denn der wird Honek- nen 31jährigen Kubaner, jagden ihn 
z1aldemokraten abgeblieben _si~d, weiß ker und die Seinen noch über den Tod durch das Stadtgebiet und prügelten 
man nicht so recht. Außer einigen ge- hinaus hassen und verfolgen. Die Lö- so stark auf ihn ein, daß er in ein Kran­
s"'.llen Hed?nisten, d1e_behaupten, sie sung ist nicht ganz einfach. Denn die kenhaus gebracht werden mußte. Die 
seien die F~hrung der altesten demo- Verknüpfung des Nazi-Opfers Honek- fünf Männer im Alter zwischen 19 und 
krat1sch-soz1ahst1sc_hen Partei des Kon- ker, der seine Jugend nicht in der Sem- 21 Jahren wurden festgenommen. In 
t1nents, sieht und hort man nichts mehr merfrische, sondern im Zuchthaus Erfurt nahmen bislang unbekannte Tä­
von der SP[). So gehen denn der neue ''verbrachte", mit den Nazis ("Pimpf', ter bei einem Raubüberfall einem Asyl­
deutsche Fuh_rungsanspruch in Euro- "Fähnleinführer"), die Kritik an seinem bewerber aus Vietnam dessen Erspar­
pa von der Wahrungskontmlle bis ;wr skatspielenden Kleinbürgertum, das nisse von etwa 3000 DM ab. Sie hat­
Anerkennung Kroatiens, die Aus_hoh- ihn auf die Sofa des Juden Axen ge- ten ihn mit einer Waffe bedroht. Nach 
lung des Rechtsstaats durch Stas1-Hy- führt hat, und die schöne Behauptung einem Brandanschlag auf eine 
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Aussiedlerwohnung in Speyer sind in renfamilie geschehen soll. Der Vor- sen ohne diesen Papst, ohne die gro­
der Nacht zum Samstag zwei junge schlag, diese in der traditionellen Be- ße - auch politische - Rolle, die Johan­
Männer festgenommen worden. Wie gräbniskirche der Romanows in der nes Paul II. im Weltgeschehen gespielt 
die Polizei am Sonntag mitteilte, haben Petersburger Peter- und Paul-Festung hat" schreibt er Anfang März in "La 
die beiden 17 und 19 Jahre alten Skin- zu begraben, stieß im russischen Fern- Stampa" und bemerkt, daß er immer 
heads gestanden, auf dem Balkon der sehen auf entschiedenen Protest, weil den Eindruck gehabt habe, sie beide 
Wohnung und im Treppenhaus ein sich unter den exhumierten Überresten hätten dieselben Ziele gehabt. Nach­
Feuer entfacht zu haben. Die sechs- auch die von Dienern, die ebenfalls dem bereits ''Time" über ein 1982 ge­
köpfige Aussiedlerfamilie aus Rußland exekutiert worden waren, befinden schlossenes Bündnis zwischen dem 
sei durch einen Knall geweckt worden könnten. Was für eine Schmach für die Papst und Ronald Reagan zur Nieder­
und habe sich in Sicherheit bringen Bewohner des ehemaligen ersten Ar- ringung des Kommunismus spekuliert 
können," Wie gesagt, ein ganz norma- beiter- und Bauernstaates, wenn sich hatte, sieht die "FAZ" nun endlich in 
les, ruhiges Wochenende im vereinig- auf diese Weise Domestikenknochen der Geschichtsschreibung "die große 
ten Deutschland. zwischen die gottbegnadeten Gerippe Linie der Wahrheit": "Gorbatschow 

ihres angestammten Herrscherhauses weiß, daß der sowjetische Koloß sich n schmuggeln würden. noch lange in Europa und Asien hätte 
~' In Osnabrück hat die Aus- breitmachen können, und gibt deshalb 

länderbehörde die Abschiebung einer ,.f2 jenem die Ehre, der das 'neue politi-
Türkin beschlossen, weil sie nicht die Der Hessische Verwaltungs- sehe Denken' entwickelt hat: Johan-
für die Aufenthaltserlaubnis für nach- gerichtshof hat entschieden, daß Kon- nes Paul II." Inzwischen hat Gorbi 
gezogene Ehefrauen erforderlichen dome für Sozialhilfeempfänger und - auch den anderen Begründern des 
drei Jahre "ehelicher Gemeinschaft" empfängerinnen als "Hilfe zur Famili- neuen politischen Denkens beim 
mit ihrem Ehemann durchgehalten enplanung" und als "Kosten der allge- Fischessen der CSU und bei den bayri­
hatte. Dieser hatte sie und ihre zwei meinen Lebensführung" im Sinne des sehen Gebirgsschützen die Ehre ge­
Kinder regelmäßig verprügelt, hatte sie Bundessozialhilfegesetzes von den geben und uns unsterblich blamiert, 
gezwungen, ihn und seine Geliebte wie Sozialämtern bezahlt werden müssen. die wir geglaubt haben, von diesem 
eine Magd zu bedienen und sie wie Das Gericht stand der klageführenden Menschen könne eine Erneuerung des 
eine Sklavin behandelt. Mit Hilfe der Frau fünf Kondome im Monat zu. "Die Sozialismus ausgehen. 
von Nachbarn gerufenen Polizei fand Würde des Menschen ist unantastbar. ., 
Frau Askoy Hilfe und Unterkunft im Sie zu achten und zu schützen ist Ver- n 0:, ! 
Osnabrücker Frauenhaus. Da sie so pflichtung aller staatlichen Gewalt" ~ Die CSU hat verlangt, der 
ihre "eheliche Gemeinschaft" bereits heißt es in einem altertümlichen Text, Bundestag möge in einer Entschlie­
nach zweieinhalb Jahren verlassen der jedenfalls ohne Bedeutung ist für ßung klarstellen, daß das Münchener 
hatte, entzog ihr die Behörde die Auf- Sozialhilfeempfänger, die sich sogar Abkommen von 1938 "rechtwirksam" 
enthaltserlaubnis (Duldung). Das nie- von der staatlichen Gewaltvorschrei- zustande gekommen sei. Bei diesem 
dersächsische Verwaltungsgericht hat ben lassen müssen, wie oft sie vögeln Abkommen hatte Hitler durch militäri-
inzwischen diese Entscheidung bestä- dürfen. sehe Drohungen die CSR gezwungen, 
tigt. Natürlich ist dieser Gerichts- umfangreiche Grenzgebiete, in denen 
beschluß legal und natürlich gibt es n auch Sudetendeutsche wohnten, an 
nach wie vor in Deutschland furchtbare ~. Wi.eder ist eine Ungeheuer- das Deutsche Reich abzutreten. Die 
Juristen. lichkeit von Uberwachung und Ausfor- mit der CSR verbündeten Westmächte 

{J Wenn schon zurück in die 
~ngenheit, dann aber auch richtig, 

sagen sich offenbar die Russen. Nicht 
nur, daß mittlerweile in Moskau mehre­
re monarchistische Parteien und eine 
Adelsgesellschaft gegründet worden 
sind, die sich Gedanken darüber ma­
chen, wie man den letzten Romanow, 
einen in Paris lebenden Neffen des Za­
ren, auf den Thron bringen könnte, 
nicht nur, daß die mit der Aufarbeitung 
des Zarennachlasses im ehemaligen 
KGB-Archiv beschäftigten Historiker in 
westlichen Fernsehsendungen die vor­

schung unschuldiger Menschen ent- hatten im Zuge ihrer Appeasement­
hüllt worden: Bürger, die in einem Park Politik der deutschen Erpressung 
spazierengingen und lediglich wegen nachgegeben und das von Hitler und 
"auffälliger Kleidung" den Verdacht Mussolini vorgelegte Abkommen unter­
der Prostitution erregt hatten, wurden zeichnet. Die CSU-Initiative, die den 
überprüft und ihre Personalien an- "Rechtsansprüchen" der Sudeten­
schließend in der Datei "Rosi" gespei- deutschen gilt, hat die Kritik des tsche­
chert. Dieser neuerliche Beweis für die choslowakischen Außenministers 
Praktiken eines inhumanen und men- Dienstbier hervorgerufen. Der Spre­
schenverachtenden Systems kommt eher der CSU-Landesgruppe Bötsch 
aus Frankfurt. Allerdings nicht an der erklärte daraufhin, daß Dienstbier wohl 
Oder, sondern am Main. Und es war der Wille zur freundschaftlichen Zu­
nicht die Stasi, sondern das Frankfur- sammenarbeit mit Deutschland fehle. 
ter Ordnungsamt, weshalb es As- Da er aber noch nicht die Mobilma­
sociated Press am 5. März 1992 auch chung der Bundeswehr angedroht hat, 
nur eine 15 Zeilen-Meldung wert war. sind ausländische Befürchtungen über 

bildliche Humanität des letzten Allein­
herrschers aller Reußen zu rühmen n 
wissen, man macht sich auch Gedan-~ Neues von Gorbi: "Was in 
ken, was mit den jüngst exhumierten Osteuropa in den letzten Jahren ge­
Gebeinen der 1918 erschossenen Za- schehen ist, wäre nicht möglich gewe-

ein Viertes Reich im vereinigten 
Deutschland natürlich völlig grundlos. 
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:KutN.fonnder~Rev<Me 

HipHop ist als Begriff immer wieder zu 
hören. Zumeist weiß man allerdings nicht 
so viel damit anzufangen. 

Dabei könnte man HipHop als Sannnel­
begriff für neue schwarze Kunstformen 
wie Film, Malerei (Graffiti) und Rap­
Musik auffassen, die das neue Sprach­
rohr einer hoffnungslosen, vernachläs­
sigten Minderheit geworden sind und für 
die Neubelebung der schwarzen Emanzi­
pation den USA gesorgt haben. Uns geht 
es dabei um den Rap, der als "populäre 
Musikform" die größte Verbreitung inner­
halb dieser neuen schwarzen Kunst gefun­
den hat. 

Die Geschichte der "populären Musik" 
ist untrennbar mit den Traditionen der 
"schwarzen Musik" in den USA ver­
knüpft. Vom ursprünglichen Rhythm' n' 
Blues über den Rock'n'Roll bis zum 
Soul spielten schwarze Musikeinflüße 
und schwarze Musiker immer eine große 
Rolle. 

Nun hat sich mit dem HipHop bzw. der 
Rap-Musik wieder eine Musikrichtung 
entwickelt, die das Lebensgefühl vor al­
lem junger Schwarzer in den Ghettos der 
US-Metropolen aufgreift und wieder­
spiegelt. 

Der Rap nimmt, trotz aller unbestreit­
barer Innovationen, die wesentlichen 
Elemente der schwarzen Musik wieder 
auf. 
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von Peter Pappe (Saarbrücken) und UlfTrombach (Hildesheim) 

Schwarze Musik beruht im 
Prinzip auf drei Elementen 

Da ist zum einen die Wechselwirkung 
zwischen Musiker und Zuhörer, was be­
deutet, daß die schwarze Musik vielfach 
spontan komponiert wird und wurde. Es 
wird improvisiert und es sind die unmit­
telbaren Bedingungen, die den Beat, das 
Tempo und die Wirkung der Musik be­
stimmen. (Dies hat seinen Ursprung in 
afrikanischen Traditionen, wo selbst das 
Wetter eine Rolle für die Mu­
sikausrichtung spielt.) Es geht eben 
nicht so sehr um die Entwicklung neuer 
musikalischer Lösungen, sondern um 
eine unmittelbare Kommunikation, bei 
der selbst notenbestimmte Musikstücke 
so interpretiert werden, daß sie die Auf­
fassungen und Emotionen der Musiker 
unmittelbar dem Zuhörer vermitteln. 

Dadurch ist schwarze Musik natürlich in 
erster Linie eine lebendige Musik. 

Das zweite Element, welches schwarze 
Musik insgesamt ausgezeichnet hat, ist 
die Benutzung der Stimme als In­
strument und umgekehrt. Entweder steht 
die Imitation von menschlichen Stim­
men im Vordergrund (wie z.B. im Jazz 
oder mit Verwendung der E-Gitarre im 
Rock der 60er Jahre (Hendrix u.a.))oder 
es werden Gesangstechniken benutzt, 
die individuellen und kollektiven Gefüh­
len Ausdruck verleihen (wie z.B. im 
Gospel). 

Das dritte Element ist immer das Wichtig­
ste gewesen: der Rhythmus. Schwarze 
Musik ist immer Tanzmusik, in der spon­
tan, ohne feste Regeln, getanzt werden 
konnte und so vor allem Empfindungen 
während des Tanzens Ausdruck gegeben 
werden kann. Der Beat und der Sound 
werden immer gefühlt, was an ihrer direk­
ten Körperlichkeit bzw. am Ausdruck 
spontaner Emotionen liegt. 

Musik als Sprachrrohr 

Diese drei Elemente sind der Grund dafür, 
daß die schwarze Musik von jeher einen 
starken Bezug zum direkten Lebensgefühl 
der Schwarzen gehabt hat und so auch 
vielfach Sprachrohr von schwarzen Aufas­
sungen gewesen ist. 

Wenn man dies in Bezug zu den 
Emanzipationsbewegungen der Schwar­
zen setzt, stellt sich die Frage, was den 
Rap zum neuen Sprachrohr der Schwar­
zen macht. 

Nimmt man den Rhythm and Blues und 
später den Soul als musikalisches Sym­
bol für die erste große Bewegung der 
Schwarzen in den 60er Jahren, so fällt 
eins auf: der R&B, sowie der Soul waren 
von den Erfahrungen der schwarzen 
Sklaven und später dem ärmlichen 
Landleben geprägt. Er bediente sehr 
stark vorkapitalistische Erfahrungen und 
verband sie mit den Lebensbedingungen 
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der Schwarzen in den USA seiner Zeit. 
Dies führte zwar in Verbindung mit der 
allgemeinen Radikalisierung in den USA 
1967ff. zu den Black Panthers und einer 
neuen Identifikation mit dem Schwarz­
sein ("Say it loud - J'm black l'm proud") 
konnte aber durch seinen starken Bezug 
auf die Schmerzen des ländlichen Daseins 
sowie seiner kommerziellen Ausbeutung 
nur noch sehr begrenzt glaubwürdiges 
Sprachrohr von Schwarzen in den USA 
bleiben. Die Weiterentwicklung des Soul 
in den 70er Jahren zum entpolitisierten 
Disco scheint dabei eine logische Konse­
quenz zu sein. Er sollte die im Aufstieg 
begriffenen neuen schwarzen Mit­
telschichten bedienen. Dies wurde auch 
von den anderen Medien unterstützt 
bzw. begleitet. 

Schwarze "Mega-stars" 
zielten auf das 

weiße Publikum 

Als auffälligste Beispiele seien hier nur 
die Lebensumstände der "Bing-Cos­
by" -Familie oder auch die Filme von 
anderen "Stars" wie Eddy Murphy ge­
naunt, in denen nichts von den Proble­
men der ghettosierten "Großstadt­
schwarzen" auftaucht. Auch Mega­
Stars des Musikgeschäftes zu Beginn der 
80er Jahre - wie Prince - zielen von der 
musikalischen Ausrichtung her eher auf 
ein weißes Publikum oder auf schwarze 
Mittelschichten. 

Die Verschlechterung der sozialen Si­
tuation in den Ghettos während der Ära 
des Reagan-Amerika wurde von der 
gängigen Musik, auch nicht der der 
Schwarzen aufgegriffen und themati­
siert. Und wenn doch, dann mit einer 
unzeitgemäßen Symbolik, die zwar die 
Unterdrückung von Schwarzen bemerk­
te, aber gerade von schwarzen Ju­
gendlichen nicht mehr wahrgenommen 
wurde. 

Erst der Rap, gespeist aus den Traditio­
nen der Schwarzen Musik, den Erfah­
rungen der radikalen Schwarzenbewe­
gung und den konkreten Lebensbedin-

, gungen für Schwarze in den Metropolen, 
ist durch seine neuen Formen wieder zu 
einer Art Sprachrohr für schwarze Ju­
gendliche in den Ghettos geworden. 

Die Mittel, die er verwendet, wie Sam­
pling, Scratchen und vor allem der unun­
terbrochene Sprechgesang greifen die 

Formen der modernen Waren- und 
Kommunikationswelt direkt auf. Nicht 
mehr das entsetzliche Leid der Sklaven 
auf den Feldern ist sein Thema, sondern 
das Ausgeschlossensein aus der Welt des 
Glitzems, des Konsums und der neuen 
Formen von Massenkommunikation. Da­
bei bedient er sich aber weiterhin der 
Grundelemente, die schwarze Musik im­
mer ausgezeichnet hat. 

Neue Radikalität im RAP 

Eine wichtige und ernstzunehmende Form 
des Rap ist der politische, der eine neue 
Radikalität aufweist. Er klagt die Verhält­
nisse in den Schwarzenvierteln an und for­
dert eine radikale Umgestaltung der Politik 
und eine Gegenwehr der Schwarzen. 

Am bekauntesten ist in dieser Hinsicht 
eine Gruppe namens "Public Enemy", 
die schon von mit ihrem Namen ein 
politisches Programm darstellt. "Öf­
fentlicher Feind" soll direkt an die Tra­
ditionen der Black Panther anknüpfen. 
(Malcom X ist in den Ghettos wieder ein 
bekaunter Name.) Dazu hat die Black 
Muslim-Bewegung wieder neuen Auf­
trieb bekommen. "Public Enemy" for­
dern dann auch ein eigenes Land auf 
dem Territorium der USA. Ihre Meinung 
ist es, daß sich noch keine weiße Regie­
rung um die Probleme der Schwarzen 
gekümmert habe. hn Gegenteil haben 
die beiden letzten Präsidenten - und die 
vor allen Dingen - den Rassenhaß noch 
mehr geschürt. Schon jetzt sei es so, daß 
einige wenige Reiche im Senat das Sa­
gen hätten - u.a. auch der Chef des Ta­
bakkonzerns Philip Morris, ein Mitglied 
des Ku-Klux-Klan. Dabei ist augenfällig 
der Haß auf die Juden in den USA. Da­
bei werden daun Verschwörungstheori­
en - wie das die Juden die Schiffe beses­
sen hätten, mit denen Schwarze als Skla­
ven nach Amerika verschifft worden sei­
en - ins Feld geführt. Selbst der IDV-Vi­
rus ist angeblich, so "Public Enemy", 
von jüdischen Geschäftsleuten bei Expe­
rimenten in Afrika produziert worden. 
Damit soll vor allem der enorme Einfluß 
von Personen jüdischen Glaubens auf 
die amerikanische Politik und Wirt­
schaft angegriffen werden. 

Dies ist sicherlich nicht kritiklos hinzu­
nehmen. Bedenken sollte man aller­
dings, daß Unterdrückte nicht per se ei­
nen Persilschein auf absolute Wahrheit 
gepachtet haben und im Grunde ist eine 

solche Thematisierung der Unterdrückung, 
den Bewohnern der Ghettos schon zu 
weit von ihren wirklichen Problemen ent­
fernt. Für sie stellt der Rap vor allem ihre 
Alltagsprobleme in den Vordergrund: 
Mord, Prostitution und Drogen; den alltäg­
lichen Straßenkampf der Banden, die als 
Familienersatz dienen und ein Zugang zu 
Geld und Aufstieg sein können, bei dem 
jährlich einige hundert Jugendliche ster­
ben, und vor allem die große Ar­
beitslosigkeit, die in der Rezessionsphase 
der Post-Reagan-Ära immer weiter um 
sich greift und immer mehr Menschen 
verarmen läßt. 

RAP-Music is the last vioce 
of Black People 

Sie sehen Rap als Plattform, auf der man 
diese Probleme publik machen sollte und 
als den Willen, dies auch zu tun. Manche 
Rap-Bands haben damit sogar großen Er­
folg, wenn sie diese Probleme aufgreifen, 
auch wenn zum Teil bitter-zynisch glorifi­
ziett. 

Es lohnt sich schon genau hinzuhören, • 
... !-!11,,' 

wenn man zufällig auf HardCore'~ 
stößt Zum einen wollen die Botsc~ 
richtig verstanden werden, vor allein 
wenn folgendes stimmt: "Rap-Music is 
the last voice of Black People" (Boogie 
Down Productions, "EDUT AIN­
MENT"). 
Zum anderen eröffnet sich daun viel­
leicht der Zugang über den Stellenwert 
von zeitgemäßer politischer Agitation 
und ihrer Symbolik, wofür Rap bzw. der 
gesannnte HipHop ein Beispiel sein 
können. 

Dazu wäre es aber verstärkt notwendig, 
einmal konkret an den Erscheinungen 
der Massenkultur entlang zu diskutieren, 
Standpunk"- zu beziehen und differen­
ziert Vmhandenes aufzugreifen. 
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''Frauenwege 
im neuen Deutschland'' 

Frauenkongreß der JUSO-Linken: Bericht 

Es war der Versuch der JUSO-Linken, ein 
Angebot zu machen, das über frauen-tage­
spolitisch-aktuellen Alltag zwischen § 218 
und JUSO-Quotierung hinausgeht und 
dem Bedarf an grundlegenderen theoreti­
schen Diskussionen entspricht. Den bisher 
häufig anzutreffenden Vermutungen zum 
Trotz, die Theorieebene der feministi­
schen Diskussionen sei nur etwas für 
kleinangelegte Seminare und Theo­
riezirkel, kann der Frauenkongreß der 
Juso-Linken "Frauenwege im neuen 
Deutschland" als rundum gelungene Sa­
che bewertet werden! Der Theoriebedarf 
in der frauenpolitischen Diskussion bestä­
tigte sich auch durch den bereits im An­
meldungsstand festzustellenden Andrang 
auf das Forum, "Geschlechterverhältnis, 
Geschlechterdifferenz" mit Mechtild Jan­
sen, das mit dem größten angekündigt 
worden war. 

Unter den 80 Teilnehmerinnen befanden 
sich viele neue und unbekannte Gesich­
ter - von Jusos, aus der Frauenbewe­
gung, einfach Interessierte. Alle kamen 
auf ihre Kosten. Denn das inhaltliche 
Niveau war anspruchsvoll; die ein oder 
andere war nach den Arbeitsgruppen 
ganz schön erschöpft, aber - das gilt zu­
mindest für die meisten - zufrieden. 

"Es geht um nicht weniger als 
das Ganze!" 

Viel Stoff für unsere weitere Diskus­
sionen bot das Eingangsreferat von 
Frigga Haug (Soziologin und Mitheraus-

"' Claudia Walther, s1v. Juso-Bundesvorsitzende, 
srudien Politikwissenschaft in Aachen 
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geberin der Zeitschrift 'Argument'). Ihre 
These, daß das Patriarchat nicht nur Be­
standteil des Kapitalismus ( oder der ande­
ren bisherigen Gesellschaftssysteme) sei, 
sondern des ganzen "bisherigen Zivilisa­
tionsmodells", führte sie an Beispielen aus 
Kultur, Politik und Lebenswelt aus. Von 
Mozarts Zauberflöte bis zum Golfkrieg 
und zum Wissenschaftsbetrieb entspre­
chen (Zeit-, Profit-... ) Logik und Rollenzu­
schreibungen dem "bisherigen Zivilisati­
onsmodell". Nachdem der Kapitalismus 
nach dem Zusammenbruch des sogenann­
ten Realsozialismus als einzige Alternative 
hingestellt werde, gelte es, die "Ge­
schlechterverhältnisse als Produktionsver­
hältnisse" im oben skizzierten Sinne zu 
analysieren. Die Entwicklung einer Alter­
native könne folglich genausowenig eindi­
mensional erfolgen, sondern müsse die 
Entwicklung eines völlig "anderen Zivili­
sationsmodells" bedeuten. "Es geht um 
nicht weniger als das Ganze!" Die Forde­
rung nach Quotierung aller gesellschaftli­
chen Bereich sei dabei, so Frigga Haug, 
ein wesentlicher Hebel, durch den Einzug 
von Frauen symbolische Ordnung des 
"bisherigen Zivilisationsmodells" durch­
einanderzubringen. Die Ausführungen 
von Frigga Haug können sicher als Impuls 
unsere Diskussionen zum Verhältnis von 
Kapitalismus und Patriarchat bzw. von Fe­
minismus/Sozialismus weiterbringen. 

Lebensalltag in Ost und 
West 

Mit den aktuellen Streitthemen "Gleich­
heit und Differenz", "Wandel der Ge­
schlechterrollen", bezogen auf den 
weiblichen Lebensalltag in Ost und 

Von Claudia Walther* 

West, und Frauenrecht beschäftigten sich 
die drei Foren des Kongresses. Vor dem 
Hintergrund der beiden Referate von Chri­
stiane Schindler (UFV-Ost) und Elvi The­
len (Frauenalltag West) gelang es zwei 
verschiedene Ansätze aus reiner Ost- und 
aus reiner West-Perspektive in der Diskus­
sion zusammenzubringen. Selten genug! 
Dadurch wurde die Ungleichzeitigkeit der 
Entwicklung für Ost- und Westfrauen auf 
sehr fundierter Basis sichtbar. Mechtild 
Jansen, in der Juso..Frauendiskussion be­
kannt und viel zitiert, referierte in einem 
anderen Forum zum Streitpunkt "Gleich­
heit und Differenz". Vorteilhafr war hier, 
daß sie nicht eine pauschale Bewertung 
der Differenz-Theorie verfiel, sondern 
ziemlich genau auseinander-' dröselte', wo 
Nachteile, reaktionäre Bezüge und 
Schwächen der Differenz-Position liegen, 
aber auch wo Richtungsverschiebungen 
und Impulse durch die Diskussion die 
feministischen Theorien weiterbringen 
(können). Ihre Zielperspektive, auf einen 
Nenner gebracht, lautet: Gleiches Recht 
auf Selbstbestimmung - im kollektiven 
Kontext. Sabine Berghalm, Berliner Do­
zentin und Referentin im dritten Forum, 
wagte einen Durchgang durch das ge­
samte Rechtssystem. Sie blieb nicht ste­
hen bei der pauschalen Bewertung von 
männerdominiertem Recht und der For­
derung nach frauenorientiertem Recht, 
sondern ging vom Arbeitsrecht bis Ehe­
recht und § 218 alle bisherigen Fallen 
durch - mit entsprechenden Alternativ­
Ansätzen. 

Für die Diskussion in dem ein oder an­
deren Forum hätte noch viel mehr Zeit 
sein müssen - so ist das nun mal. 
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Zwischen Ernüchterung und 
Hoffnung 

Auch das Abschlußforum war recht ergie­
big. Die Bilanz, die im Anschluß an meine 
kurze Darstellung der aktuellen Juso-Frau­
enpositionen auf dem Abschlußpodium 
von Christiane Schindler (für die Ost-Frau­
enbewegung) und Mechtild Jansen (für 
die Frauenbewegung West) gezogen wur­
de, schwankte zwischen Ernüchterung 
und Hoffnungsschimmern. Die Ernüchte­
rung lag vor allem auf Seiten Christiane 
S.chindlers, die die "bedingungslose 
Uberstülpung" eines "völlig festen Kapita­
lismus" im Anschluß an die "destabile 
DDR" und das zunächst entstandene 
"Machtvakuum" beschrieb. In dieses 
"Machtvakuum" war die neue Frauenbe­
wegung Ost direkt vorgedrungen und 
konnte auch einiges an Erfolgen verbu­
chen (z. B. festgeschriebene Gleichstel­
lungsstellen), wurde anschließend aber 
immer weiter zuriickgedrängt - wie insge­
samt die Frauen und die Frauenproblema­
tik. Mechtild J ansen konnte dagegen auf 
einige nicht zu unterschätzende positive 
Veränderungen der Lebensverhältnisse 
von West-Frauen verweisen, wenn auch 
"noch längst kein Durchbruch" gegen 
das Patriarchat erreicht sei. Die Frauen­
bewegung West selbst sei zwar "diffu­
ser", aber in einigen Bereichen "auch 
professioneller" geworden. Die Aus­
gangsbedingungen zwischen Ost- und 
West-Frauenbewegung stellen sich doch 
arg unterschiedlich dar. Die Vorstellun­
gen einer langfristigen Utopie dagegen 
waren recht ähnlich: Gleichberechti­
gung und Selbstbestimmung der Frauen, 
im Sinne freier und gleicher Individuen -
in einem kollektiven Rahmen. Leider 
noch nichts für das Jalu 2010, sondern 
ein langer Weg! 

Gefragt: Vielfalt in der 
Frauenbewegung 

Bisher sind die Alltagssorgen und aktuel­
len Forderungen von Ost- und West­
Frauenbewegung noch recht unterschied­
lich, stellte sich im konstruktiven Streit 
heraus. Es müsse aber, so ergab die Dis­
kussion im Gesamtplenum, auch nicht un­
bedingt eine Ein-Punkt-Bewegung sein, 
sondern gerade jetzt sei Vielfalt ange­
bracht. Dringendstes Anliegen, da bestand 
Einigkeit im Plenum, sei der "Endspurt" 
gegen den § 218! Insgesamt gehe es, ein 
weiteres Fazit, in erster Linie um die 
frauenorientierte Umgestaltung von Be-

rufswelt, Familie und Demokratie - was 
eine Vernetzung der Frauenbewegung 
erfordere! Ein Antidiskriminierungsgesetz 
(ADG), das bei Jusos verstärkt diskutiert 
wird, sei dazu ein durchaus geeigneter An­
satz. Ein weiterer Vorschlag: eine neue, 
intensive Diskussion über die künftigen 
Arbeitsweisen der Frauenbewegung in 
Ost und West wäre dringend angesagt! 
Vielleicht gelingt uns dazu ja ein Anstoß? 

Die lebhafte und durchaus Perspektiven 
aufweisende Diskussion am Samstagmor­
gen konnte nicht darüber hinwegtäuschen, 
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daß die Frauenbewegung sich in einer 
schwierigen Phase befindet. Utopieverlu­
ste und Krisenerscheinungen der Linken 
gehen auch an der Frauenbewegung nicht 
spurlos vorbei. Bei der Konkretisierung 
und Umsetzung der diskutienen Ansätze 
gibt es noch jede Menge Schwierigkeiten 
zu übetwinden, ehe man von einem neu­
en Aufbruch der Frauenbewegung wird 
sprechen können. 

In Planung ist eine Dokumentation, um mit 
den Beiträgen des Frauenkongresses wei­
ter arbeiten zu können. 

Neubert/Dietzel/Siebert 
Krise der internationalen 
Arbeiterbewegung 

Hayasaka/lkeda/Kotzias/Schmid 
Marxistische Diskussion in Japan, 
Griechenland und Österreich 

Hedeler 
Zerfall der KPdSU 

Castro/Dorestal 
Situation der Linken in Lateinamerika 

Song 
Die Linke in Korea 

Vidal-Naquet 
Die Mörder des Gedächtnisses (III) 
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und offensiv 
oder sozialdemokratisch langweilig? 

Die JUSOS vor dem Bundeskongreß 1992 

Von einem "notwendigen Neuanfang" 
sprach im letzten Jahr der frischgewähl­
te füSO-Bundesvorsitzende der "un­
dogmatischen Strömung" angesichts 
des (für ihn unerwartet knappen) Füh­
rungswechsels auf dem Vereinigungs­
kongreß in Potsdam. Auf dem Kongreß 
wurden jedoch keine inhaltlichen Pro­
jekte oder Akzente der neuen Mehrheit 
deutlich oder durchgesetzt. Das breit 
verabschiedete Arbeitsprogramm trug 
deutlich die Handschrift der Juso-Lin­
ken und die vom Bezirk Westliches 
Westfalen eingebrachte, linkssoziali­
stisch orientierte Grundsatzerklärung 
konnte sich gegen die ethisch-sozial aus­
gerichtete "Brandenburger Erklärung" 
der "undogmatischen" Jusos durchset­
zen. 
So verwundert es auch nicht, wenn heute 
festgestellt werden muß, daß diese Be­
schlüsse für die Aktivitäten der Bundes­
vorstandsmehrheit kaum eine Rolle 
spielen, ein eigenes Verbandsprojekt 
ebenfalls nicht in Sicht ist. Die Situation 
läßt sich zur Zeit so charakterisieren: Je­
deR macht, was er/sie will, aber keineR, 
was er/sie soll. 
Eine allseits befürwortete Jugendinitiati­
ve in Ostdeutschland versickerte bereits 
nach dem Auftakt am 03.10. in Leipzig, 
der vor allem darunter litt, daß er in der 
Öffentlichkeit als reine SPD-Veranstal­
tung wahrgenommen wurde. An dieser 
Stelle und in der darauffolgenden Zeit 
wurden Chancen vertan, weitere - drin­
gend notwendige - Anknüpfungspunkte 
für den Aufbau in den FNL zu nutzen. 
Erfolgsmeldungen von der Bundesebene 
gibt es nicht und es lohnt kaum, auf die 

* Claudia Walther, Aachen, Mitherausgeberin der 
spw, Reinhold Riinker, Oelde, beide stellvertre-
tende JUSO-Bundesvorsitzende 
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von Claudia Walther und Reinhold Rünker* 

einzelnen Versäumnisse der derzeitigen 
Mehrheit und die Unfähigkeit des Bun­
desbüros im Detail einzugehen. Der 
Rücktritt der in Potsdam nur knapp wie­
dergewählten Bundesgeschäftsführerin 
Annette Katterbach hat die Lage im 
Bermuda-Dreieck "füSO-Bundesbüro" 
zwar entspannen, aber nicht verbessern 
können. 
Politisch besteht das Problem, daß die 
Bundesebene sowohl innerhalb des Ver­
bandes als auch gegenüber der Partei 
oder nach außen kaum zur Kenntnis ge­
nommen wird. Eine Zusammenarbeit 
mit gesellschaftlichen Bewegungen oder 
den Gewerkschaften findet nicht statt. 
Das Verhältnis zur Partei ist zwiespältig: 
Auf der einen Seite findet die derzeitige 
Verbandsführung Oskars NATO-Aus­
weitungspläne einfach "kreativ", 
schweigt aber zum Thema "Asylpoli­
tik" oder in Sachen "Antragsrecht für 
Arbeitsgemeinschaften". Auf der ande­
ren Seite versucht sie in keiner Weise, 
sich aktiv in die Arbeit des Frankfurter 
Kreises bzw. der Parteilinken einzubrin­
gen. 

Jusos als Karriereverein? 

Das Resümee zum Bundeskongreß '92 
fällt verheerend aus: dem füSO-Bun­
desverband droht ein Rückfall in die 
50er und 60er Jahre - zum langweiligen, 
sozialdemokratischen Karriereverein. 
Das Erbe der JUSO-Linkswende, Dop­
pelstrategie und das Verständnis als so­
zialistischer Jugend- und Richtungsver­
band - in Potsdam noch strömungsüber­
greifend als jungsozialistische Identität 
postuliert - wird von der Bundesvor­
standsmehrheit nur noch an "Festta­
gen" im Munde geführt. 

Faktisch befördert sie damit eine sich an 
der füSO-Basis ausbreitende entpoliti­
sierte Grundströmung, die in ihrer Ten­
denz schon seit einigen Jahren analysiert 
wird. Auch wenn das Häuflein der orga­
rus1erten "füSO-Rechten" weiterhin 
überschaubar klein ist, darf diese Ent­
wicklung nicht ignoriert oder unter­
schätzt werden. Die Anforderung an 
Bundes-, Landes- und Bezirksebenen, 
neben den alltäglichen gesellschaftspoli­
tischen Eingriffen auch prcgrammati­
sche und theoretische Diskussionspro­
zesse zu organisieren, in denen eine 
"positive Tradierung jungsozialisti­
schen Gedankenguts" erfolgt, wird im­
mer größer. 
Mit der Veränderung des traditionellen 
Fraktionsgefüges bei den rusos hat 
sich ohnehin gerade bei den sogenannten 
Undogmatischen die Bindewirkung an 
fortschrittliche, sozialistische Positionen 
gelockert. Dies führt v. a. zu zwei er­
kennbaren Veränderungen: Gliederun­
gen erklären sich als "kreisfrei" und 
bleiben mehr oder weniger deutlich so­
zialistisch orientiert. Zum anderen öff­
nen sich Teile der "undogmatischen"­
Strömung immer deutlicher dem sozial­
liberalen, marktwirtschaftlichen Main­
stream, ohne sich aber von ihrer Strö­
mung zu lösen. 
Ein "organisierendes Zentrum" ihrer 
Diskussionen gibt es nicht mehr. Als 
einziger Konsens bleibt die Ausgren­
zung gegenüber der füSO,Linken. Da­
bei wächst die Borniertheit der "undog­
matischen" Strömung offensichtlich 
proportional mit ihrer inhaltlichen Aus­
gezehrtheit und treibt immer weniger 
nachvollziehbare Blüten. Aber auch die­
ses Handlungsmuster kann nicht mehr 
über die eigene Orientierungslosigkeit 
hinwegtäuschen und erzeugt zunehmend 
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Ablehnung in den eigenen "undogmati­
schen" Reihen. 
Die ruSO-Linke, die sich u. a. aus dem 
Hannoveraner Kreis entwickelt hat, 
konnte sich trotz verschiedener Proble­
me im vergangenen Jahr in weiten Be­
reichen stabilisieren. Mit der rusO-Lin­
ken-Plattform wurde ein aktueller Zwi­
schenstand linkssozialistischer Diskus­
sionen bei den rusos veröffentlicht. 
Nach dem Einbruch, den der damalige 
Hannoveraner Kreis erlebt hatte, ist die 
JUSO-Linke heute in wichtigen Ver­
bandsgliederungen verankert, zeichnen 
sich in einigen Gliederungen neue linke 
Konstellationen unter Beteiligung und 
Mitgestaltung der füSO-Linken ab. Die 
Anforderung, inhaltliche Projekte wei­
terzuentwickeln und um eine linke Al­
ternative zu ringen, nimmt angesichts 
des rapiden Verfalls der "undogmati­
schen Strömung" für die ruSO-Linke 
enorm zu. 

Die Juso-Strömungen 

Interessant ist die (strömungspolitische) 
Entwicklung der immer noch mit relativ 
wenig Mitgliedern arbeitenden rusos 
in Ostdeutschland. Vermuteten viele zu­
erst mit den Ost-JUSOS den endgültigen 
Durchbruch rechtssozialdemokratischen 
Gedankenguts, hatten anschließend die 
"undogmatischen" Jusos gehofft, neue 
"Machtbasen" im Osten aufbauen zu 
können, geben sich heute die meisten 
JUSOS dort erfrischend fraktionsunge­
zwungen und -gebunden. Zwar ist eine 
gemeinsame "Ost-füSO-Identität" nur 
ansatzweise vorhanden, doch wird zu er­
warten sein, daß neben (wenigen) funk­
tionierenden Kooperationen mit West­
Landesverbänden (z. B. Mecklenburg­
Vorpommern und Bremen/Schleswig­
Holstein) künftig eine engere Zusam­
menarbeit der Ost-Landesverbände wie­
derbelebt wird. 
Diese Veränderungen im JUSO-Ver­
band werden auf dem Bundeskongreß, 
der vom 22.-24. Mai in Wolfenbüttel 
stattfinden wird, zunächst kaum größere 
Auswirkungen auf die Gesamtkonstella­
tion der Bundesebene haben. Da es sich 
um einen "Zwischenkongreß" handelt, 
wäre zu erwarten gewesen, daß er dazu 
genutzt würde, in den (nicht nur welt­
politisch) unruhigen Zeiten bei zentralen 
Fragestellungen eine Positionsbestim­
mung oder Bündelung vorhandener Po­
sitionen vorzunehmen. Themen dazu 
böten sich reichlich an: dem Zusammen-

bruch der Ökonomie in den Ländern der 
ehemaligen DDR und damit der Spal­
tung der Lebensperspektiven der Men­
schen im neuen Deutschland müssen 
Gegenkonzepte entgegengesetzt wer­
den, in der aktuellen "Asyldebatte" 
müssen Ursachen (konservative Herr­
schaftssicherung, alltäglicher Rassis­
mus, globale Migrationsbewegungen,) 
analysiert werden, Gegenstrategien sind 
zu entwickeln. Gegenüber der Partei ste­
hen die Fragen ihrer aktuellen Oppositi­
onspolitik und der Parteireform auf der 
Tagesordnung. 
Der Bundeskongress wird hingegen zum 
Thema "Europa" stattfinden. Zwar ist 
nach den gravierenden Veränderungen 
in Europa eine Aktualisierung der Be­
schlußfassung von 1989 notwendig, al­
lerdings reicht dies als alleiniger 
Schwerpunkt nicht aus. Zweifel an der 
Möglichkeit, diesen Bereich prcgram­
matisch ernsthaft weiterzuentwickeln, 
müssen angemeldet werden, wenn be­
dacht wird, daß der Ex-FDP-Vorsitzen­
de Martin Bangemann als Vizepräsident 
der EG-Kommission am Samstagvor­
mittag das Hauptreferat des Kongresses 
halten soll. 

Bermuda-Dreieck Bundesbüro 

Der Rücktritt der Bundesgeschäftsführe­
rin macht Neuwahlen notwendig: einzi­
ge Kandidatin ist die bisherige ruso­
Hochschulgruppen-Sekretärin Carola 
Parniske-Kunz. Ihre Kandidatur bringt 
den desolaten Zustand der "Undogmati­
schen" Strömung auf den Punkte, denn 
auch aus den eigenen Reihen werden 
massive Zweifel an ihrer Qualifikation 
für den Posten laut. Trotz guter Chan­
cen, eine Person durchzusetzen, ist es 
unwahrscheinlich, daß die Juso-Linke 
mit einer eigenen Kandidatur in die Per­
sonalentscheidung eingreift. Die dafür 
notwendige Voraussetzung einer ver­
nünftigen Arbeitsgrundlage mit der der­
zeitigen Bundesvorstandsmehrheit und 
dem Vorstand in Gänze ist absolut nicht 
gegeben. Würde eine Vertreterin der 
JUSO-Linken gewählt, bekäme sie in 
der Außendarstellung das Versagen der 
Verbandsführung angelastet, würde 
nach innen verschlissen und könnte auf­
grund der gesamten Konstellation keine 
Veränderungen der miserablen Situation 
bewirken. Ein Kandidatur ist also nicht 
zu verantworten. Vielmehr wollen wir 
unsere Bemühungen darauf richten, für 
den ordentlichen Bundeskongreß 1993 

eine neue, linke Mehrheitskonstellation 
zusammenzubringen, statt uns ein weite­
res Jahr lang in unnützen Grabenkämp­
fen erschöpfen zu lassen. 

Handlungsfähigkeit contra 
Entpolitisierung 

Der zunehmenden Entpolitisierung 
(auch) auf Bundesebene müssen wir auf 
diesem Bundeskongreß vielmehr inhalt-
1 iche Handlungsfähigkeit und unsere po­
litischen Projekte entgegensetzen. Ne­
ben innerverbandlichen Themen (Richt­
linien, frauenorientierter Umbau des 
Verbandes) wird es eine Reihe von An­
trägen geben, die sich mit den drängen­
den Fragen der Zeit beschäftigen: zum 
Beispiel zum Komplex "Asyl/Migrati­
on/Rassismus", zur Perspektive der Ju­
gend- und Bildungspolitik im neuen 
Deutschland, für eine offensive Indu­
strie- und Strukturpolitik (nicht nur) in 
den neuen Bundesländern. Für die Ar­
beit des Bundesverbandes ließen sich 
daraus handhabbare und ausstrahlungs­
fähige Projekte entwickeln, in denen vor 
allem auch die zahlreichen Aktivitäien 
der Bezirke zusammengeführt ~ 
können: Denkbar wären für 1992,93}111 
Internationalismus/ AntirassismuS~PrO~ 
jekt und ein an die Jugendinitiative ank­
nüpfendes Projekt gegen soziale Spal­
tung in Ost und West. Mittelfristig ist 
ein Projekt zu entwickeln, mit dem JU­
SOS in die Lage kommen, offensiv in 
die Auseinandersetzung um die künftige 
Arbeits- und Lebensweise einzugreifen. 
Angesprochen werden sollen damit 
Kreativität und Utopie der JUSOS. 
Wenn die vielfach beschworene Über­
windung von Fraktionsritualen Realität 
werden soll, kann dies nur auf einer ge­
meinsamen programmatischen Basis er­
folgen, die sich an den gesellschaftli­
chen Konfliktfeldern orientiert und auf 
deren Grundlage gemeinsames Han­
delns als Verband entwickelt werden 
kann. Wir füSOS haben immer dann 
eine wichtige (gesellschaftliche und in­
nerparteiliche) Rolle gespielt, wenn wir 
uns in gesellschaftlichen Auseinander­
setzungen engagiert und soziale Bewe­
gung in eine politische Erneuerung der 
SPD umgesetzt haben. Dazu muß auf 
diesem Bundeskongreß ein Beitrag ge­
leistet werden. 
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Wir im Norden 

Ende des vergangenen Jahres fand in 
Stralsund der Landesparteitag einer laut 
offiziellen Angaben 3400 Mitglieder 
zählenden Partei in Mecklenburg-Vor­
pommern statr. Es war der der Sozialde­
mokraten. 

Die Selbstheilungskräfte des 
Marktes 

Im Mittelpunkt stand ein wirtschafts­
und sozialpolitischer Leitantrag mit dem 
Anspruch, den Bürgerinnen dieses mit 
Landwirtschaft und maritimer Mono­
struktur gesegneten Landes eine inhaltli­
che Alternative zum Regierungslager 
(CDU/FDP/Schulz-Koalition mit einer 
Stimme Mehrheit im Parlament) zu bie­
ten. Doch ähnlich wie die Landtagspoli­
tik bleibt auch dieser Beschluß hinter 
Ansprüchen, eine wirklich oppositionel­
le Haltung gegenüber Gomolka, (Krau­
se) & Co schuldig. Zu sehr wird auch 
hier auf die "Selbstheilungskräfte des 
Marktes"- es müßten ja nur Investoren 
gelockt werden - gehofft. Obwohl die 
SPD in Umfragen und Stimmungslagen 
weitaus besser als die Union liegt, ver­
säumt ihr Partei- und Fraktionsvorsit­
zender keine Gelegenheit, der Regie­
rung seine Zusammenarbeit anzubieten, 
und trauert wohl immer noch der an­
fangs möglichen großen Koalition nach. 
Eine schlüssige Konzeption für das 
Werftenproblem ist die Partei bisher 
ebenfalls schuldig geblieben. Unter dem 

* Torsten Werner, Rostock, JUSO-Beauftragter für 
die Schülerinnenarbeit 
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Zur Lage von SPD und Jusos gut ein Jahr 
nach den verlorenen Landtagswahlen in 

Mecklenburg - Vorpommern. 

ökologische Umbau unserer Gesell­
schaft wie unter zukunftsorientierten 
Verkehrskonzepten versteht die SPD zu­
erst die Befürwortung der Küstenauto­
bahn quer durch das grüne Land, wenn 
auch nicht in dem Eilzugtempo a Ja 
Krause. 

Niedriger Organisationsgrad 

Dabei hat die Partei schon genug Proble­
me bezüglich des geringen Organisati­
onsgrades. Fast jedes zweite Mitglied 
übt eine Mandats-funktion aus. Viele 
Genossinnen, oft in große Anti-PDS­
Koalitionen eingebunden, machen auch 
aus dieser Sicht Parteipolitik. Eigenstän­
dige SPD-Standpunkte sind der Bevöl­
kerung kaum bekannt. 
Programmatische Arbeit wird eh nur in 
den Arbeitsgemeinschaften geleistet. 
Hierbei nehmen die Jusos noch die größ­
te und wichtigste Rolle ein. Die AsF und 
AfB stehen noch ganz am Anfang und 
verfügen über keine landesweite Aktivi­
stenschar. 
Den Vogel abgeschossen hat die Partei­
führung in Rostock und Schwerin aber 
mit dem Verhalten gegenüber Käthe 
Woltemath, das von Ignoranz bis zur of­
fenen Ausgrenzung reichte. 
Lichtblick auf dem Landesparteitag war 
übrigens die Annahme eines Asylantra­
ges, welcher von den Jusos initiiert wor­
den war und die Ablehnung von Sam­
mellagern, Beschleunigungsverfahren 
und natürlich einer Grundgesetz-Ände­
rung zum Inhalt hatte. 
Als Landesvorsitzender bestätigt wurde 
der Rostocker Chemiker und Fraktions-

Von Thorsten Werner 

vorsitzende im Schweriner Schloß, Dr. 
Harald Ringstorff, dem allgemein am 
ehesten zuzutrauen ist, fortschrittliche 
Inhalte durchzusetzen. Eine Parteilinke -
wie im Westen üblich - ist nicht auszu­
machen. 

Landeskonferenz der Jusos 

Ebenfalls Ende vergangenen Jahres 
führten die Jusos ihre 2. Landeskonfe­
renz durch. Unter dem Motto "Wohnen 
ist Leben" machten viele der 30 Jungso­
zialistinnen ihre ersten Erfahrungen mit 
inhaltlicher Arbeit. Diese Fachtagung 
besaß nach Ansicht vieler überraschend 
hohes Niveau. 
Bei den am dritten Konferenztag durch­
geführten Vorstandswahlen wurde der 
Rostocker Mathematikstudent Christian 
Reinke aus Rostock im dritten Wahl­
gang zum neuen Landesvorsitzenden ge­
wählt. Er bezeichnet sich zwar selbst als 
Juso-Linker: Erfreulich aber - wie der 
kunterbunten Zusammensetzung des 
Vorstandes anzumerken ist -, daß ernst­
haft versucht wird, überlebte Fraktions­
einteilungen nicht zu übernehmen. 
Schwerpunkte der Arbeit der Landes-Ju­
sos sollen die Weiterführung der woh­
nungspolitischen Auseinandersetzun­
gen, Schülerinnenprojekte und der Wi­
derstand gegen die geplante Küstenauto­
bahn sein. 
Allerdings ist noch immer die Finanzie­
rung des Landesverbandes und der Un­
terbezirke durch Partei und den Ring Po-
1 itischer Jugend nicht abgesichert und 
somit die Verwirklichung dieser Vorha­
ben noch fraglich. 
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Exn~rto­
ki-atie 

von Hans Günter Bell* 

Ein im Auftrag der Wirtschaftsvereini­
gung der CDU NRW erarbeitetes Papier 
des Ehepaares Scheuch macht in der öf­
fentlichen Diskussion Furore'. In ihrer 
Arbeit geht es jedoch nicht nur um den 
"Kölschen Klüngel". Die Kritik an die­
ser Kölner Spielart dessen, was andern­
orts Filz heißt, ist eingebettet in 
umfassendere Betrachtungen. Ausge­
bend von der "Unfähigkeit, die aus der 
Vereinigung folgenden Probleme als 
ordnungspolitische Aufgabe zu verste­
hen" stellen sie die Diagnose: "Die 
Qualität der Berufspolitiker erweist sich 
angesichts einer ungewöhnlichen Auf­
gabe als zu gering." Auf 30 Seiten ent­
wickeln die Scheuchs Thesen zu einer 
strukturellen Erneuerung der politischen 
Führung. Damit greifen sie von rechts in 
eine auch in dieser Zeitung intensiv ge­
führte Diskussion um die Krise der poli­
tischen Parteien in der BRD ein. 

Kandidatenauswahl 

Als zentrale Funktion politischer Partei­
en wird von den Scheuchs die "Auswahl 

* Hans Günter Bell; geb. 1965, Vorsitzender der 
Kölner JUSOS, Dipl.-Stadcplaner, beschäftigt im 
Ami für Stadterneuerung der Stadt Köln 
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von Kandidaten für Führungspositionen 
in der Politik" angegeben. Die Partei­
enverdrossenheit wird darauf zurückge­
führt, daß die politischen Parteien in die­
ser Funktion versagt haben. Für eine Re­
form des Parteiensystems sei deshalb die 
"Veränderung der Rekrutierungsmuster 
für politische Ämter" zentral. 
Herausgestellt wird die Vorherrschaft 
des Typs Berufspolitiker, "der ... ten­
denziell bereits in der Universität ... 
Mitglied einer politischen Gruppierung 
(ist) und ... häufig direkt nach Ende des 
Studiums eine Karriere mit Politik als 
Hauptberuf (beginnt)." Für den Erfolg 
dieser Berufspolitiker sei dreierlei be­
stimmend: "Zunächst und vor allem die 
Unterstützung in einer Seilschaft, um 
die Wiedernominierung als Kandidat zu 
erreichen. . . . An zweiter Stelle ist das 
über die Medien vermittelte Ansehen 
wichtig. An dritter Stelle ist wichtig ein 
Kapital von Gefälligkeiten, vor allem er­
wiesen den politischen Gegnern und ein­
flußreichen Bürgern. Nicht so wichtig ist 
das Abschneiden der eigenen Partei in 
einer Wahl; denn soviel Stimmen für 
ihre Parteien, wie es für die Ämter und 
sonstigen Vorteilsnahmen der Berufs­
politiker in CDU und SPD nötig ist, wird 
es nach Meinung dieser Politiker allemal 
geben." 
Eine Beschreibung, die die Wirklichkeit 
zwar recht gut trifft, deren Grundannah­
me jedoch unzureichend ist. Zahlreiche 
Umfragen belegen zwar die Bedeutung, 
die den führenden Vertreterinnen der 
Parteien für deren Erscheinungsbild zu­
kommt. Die Wahlentscheidung und die 
Entscheidung, sich politisch zu organi­
sieren, hängt aber entscheidend von der 
Gesamtdarstellung der Partei ab. Zu die­
ser Gesamtdarstellung gehören zwar 
auch die handelnden Politikerinnen, 
ebenso prägend ist jedoch 
- die Handlungs- und Aktionsbereit­
schaft der Partei; die Frage also, ob sie 
bereit und in der Lage ist, für ihre Ziele 
und Vorstellungen offensiv einzutreten 
und zu kämpfen (Bewegungspartei), und 
- das Vorhandensein eines überzeugen­
den Reformkonzeptes (Programmpar­
tei). 
Die Zukunftsfähigkeit einer politischen 
Partei erweist sich also nicht nur - wie 
von den Scheuchs unterstellt - an einer 
möglichst geschickten Auswahl der 
Führungsriege. Eine auf dieser einseitig 
auf die Führungskräfte aufbauende Aus­
einandersetzung mit "Parteien und 
Politiker(n) in der Bundesrepublik" 
muß zwangsläufig zu unzureichenden 

Ergebnissen führen. 
Viele der konkreten Veränderungsvor­
schläge sind zudem schon seit längerem 
in der Diskussion, so z.B. die zeitliche 
Begrenzung der Wiederwählbarkeit von 
Mandatsträgerlnnen. Andere Vorschlä­
ge sind strikt abzulehnen: 
- Der Vorschlag, die Kandidaten durch 
alle Parteimitglieder des jeweiligen 
Wahlkreises wählen zu lassen, hätte eine 
monatelange Lähmung der Parteiarbeit 
durch einen innerparteilichen Vorwahl­
kampf zur Folge. Zudem würde dies zu 
einer weitem Verfestigung von 
Machtstrukturen führen, da öffentlich 
bekannte Mandatsträgerlnnen strukturell 
im Vorteil wären. 
- Der Vorschlag, ganze Bevölkerungs­
gruppen (Beamte und Journalisten) von 
Partei- und W ahlämtem auszuschließen 
und nur solche Kandidaten zuzulassen, 
die "sich über einen Zeitraum minde­
stens von zehn Jahren in einem Beruf 
bewährt haben, der den eigenen Lebens­
unterhalt voll deckt" läuft auf nicht we­
niger als die Wiedereinführung des 2-
Klassen-Wahlrechtes hinaus. Denn durch 
diese Hürde würden auch Jugendliebe, 
Hausftauen und -männer, Arbeitslose 
vom politischen Mandat ausgeschlossen. 

Seilschaften, 
Netzwerke, Freundeskreise 

Zutreffend die Kennzeichnung des poli­
tischen Systems als "Feudalsystem", 
dessen zentrales Element der "Tausch 
von Privilegien gegen Treue" sei. Und 
doch verblüfft die Ungeniertheit, mit der 
die Scheuchs sich in die Brust werfen. 
Verbinden sich doch mit dem Namen 
Erwin K. Scheuch haßerfüllte Angriffe 
gegen linke Wissenschaftlerinnen. Als 
zeitweilig erster Pressesprecher des 
"Bundes Freiheit der Wissenschaft" 
und dessen Vorsitzender von 1980 bis 
1986 steht Erwin Scheuch für zahlreiche 
Versuche Kommunistinnen, Sozialistin­
nen und solchen, die er dafür gehalten 
hat, der berufliche Existenz an den 
Hochschulen der BRD zu berauben. 

Öffentliche Unternehmen als 
Beuteobjekte des "Klüngels" 

Die reaktionäre Sicht auf die Dinge führt 
denn auch zu einigen Verzenungen: Als 
wichtigstes Instrument der Vorteilsnah­
me werden die "Ausgründungen städti­
scher Dienstleistungen als nun pri-

ZEITSCHR!Fr FÜR SOZJALJSTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFr, HEFr 64, 1992 

vatrechtlich verfaßte Betriebe" ausge­
macht. Das Problem liegt jedoch gerade 
in der entgegengesetzten Tendenz. 
Durch die "Ausgriindungen" wird nicht 
- wie die Scheuchs dies unterstellen - die 
Staatstätigkeit ausgedehnt, sondern bis­
her in der öffentlichen Verwaltung ange­
siedelte Aufgaben privatisiert und somit 
der direkten Kontrolle des Rates und der 
öffentlichen Diskussion entzogen. 
Das in diesem Zusammenhang ange­
führte Beispiel Toni Kleefischs, des ehe­
maligen Geschäftsführers der Kölner 
SPD Ratsfraktion, ist zwar populär aber 
ungeeignet. Die dem Genossen zuge­
dachte Stelle ist - wie von den Scheuchs 
gefordert - öffentlich ausgeschrieben 
worden. Dem Bewerber ist auch - anders 
als von den Scheuchs suggeriert - die 
Qualifikation nicht abzusprechen. Das 
zukünftige Gehalt orientiert sich zudem 
an dem eines städtischen Dezernenten. 
Es liegt grundsätzlich - genau entgegen­
gesetzt der Meinung der Scheuchs - im 
öffentlichen Interesse a) Menschen, die 
sich dafür entschieden haben, eine ver­
antwortungsvolle Aufgabe in einem Par­
lament zu übernehmen, nach Ablauf ih­
res Mandates den Wiedereinstieg in ein 
normales Berufsleben zu ermöglichen -
ohne diese Perspektive würde ein Aus­
harren in der einmal erreichten Funktion 
geradezu zur Notwendigkeit; b) Men­
schen Vorstandsfunktionen in öffentli­
chen Unternehmen zu übertragen, die 
über politische Erfahrungen verfügen -
denn z.B. die Entscheidungen über die 
Energieversorgung oder den öffentli­
chen Personenverkehr sind originär poli­
tische. 

"Bürger mit politischen 
Gestaltungsabsichten'' 

Der scheuchsche Ansatz trägt auch des­
halb nicht, weil er allein auf den Zugang 
vermeintlicher "Experten" zu Manda­
ten fixiert ist. Die Öffnung der Parteien 
für die Mitarbeit politisch interessierter 
Bürgerinnen ist für sie nicht von Interes­
se. Stattdessen geht es ihnen vielmehr 
darum "Experten, die weniger Sekretär 
der Bürger als vielmehr Gestalter von 
sachgerechter Politik sein wollen, eine 
Mitwirkung in Parlamenten zu ermögli­
chen." Mit mehr Demokratie haben die­
se Vorschläge wenig zu tun. Hier schim­
mert wohl eher die Frustration darüber 
durch, i.m Machtkampf um die Füh­
rungspositionen einer politischen Partei 
nicht zum Zuge kommen. 

Die an anderer Stelle erwähnten "Partei­
aktivisten, denen es um die Sache geht" 
blieben auch bei dem von den Scheuchs 
angestreben Rekrutierungsmodell "ein 
äußerst störendes Element". Für fort­
schrittliche Diskussionen über die Re­
form der politischen Parteien jedenfalls 
sind diese Ausführungen nur als 
abschreckendes Beispiel von Interesse. 

" ... sich also endlich wieder den 
'harten' Themen angemessen 

widmen zu können-'' 

Vehement ziehen die Scheuchs gegen 
das Aufgreifen "weicher" Themen ( wie 
z.B. des Umweltschutzes) zu Felde. Ihre 
Kritik richtet sich gegen "das Trio Töp­
fer - Süsmuth - Geißler, ergänzt durch 
Nobert Blüm", "welche die Vorstellun­
gen der 'Neuen Politik' und die Wohl­
fahrtsstaat-Romantik aus dem kulturel­
len Establishment übernehmen und zum 
Zeitgeist machen."Gegenstand der "neu­
en Politik" sei es, "den materiellen und 
eher technischen Probleme unserers Le­
bens weniger Aufmerksamkeit zu schen­
ken und sil:h dafür darnuf zu konzentrie­
ren, die Lebensqualität zu erhöhen." 
Die heutigen politischen Führungs­
schichten seien angesichts der Heraus­
forderungen der "harten" Themen rat­
los. Um sich also endlich wieder den 
"harten" Themen angemessen widmen 
zu können, sei "eine rasche Ergänzung 
des jetzigen Führungspersonals durch 
fachlich qualifizierte Personen" erfor­
derlich. 
Bezeichnend in diesem Zusammenhang 
ist die Unterstellung, der "Unterhal­
tungswert" des Umweltschutzes verrin­
gere sich, "wenn reale Probleme vor­
dringlich werden." Umweltschutz also 
als Unterhaltung in Zeiten, in denen kei­
ne wirklichen Probleme anstehen ? Eine 
Einschätzung , die angesichts des mensch­
heitsgefährenden Ausmasses der welt­
weiten Umweltzerstörung nur noch aber­
witzig und grotesk anmutet. An solchen 
Ausführungen wird nochmals deutlich, 
daß die Scheuchs die Diskussion um 
"Parteien und Politiker" von ganz 
rechts angehen. 

Parteireform · 
ein Thema für die SPD 

Für einen weiteren der von den 
Scheuchs beschriebenen Mißstände ver-

kann die Kölner SPD als lebendes Bei­
spiel dienen: "Die classe politique sieht 
keine solchen Strukturprobleme, son­
dern versteht die Krise als eine Notwen­
digkeit, die Public Relations zu bes­
sern." und "Kritik wird von ihr sachlich 
nicht mehr ernst genommen, Ansehens­
verlust ist für sie ein Kommunika­
tionsproblem." 
In der Tat analysierte die Kölner SPD 
ihre Debakel bei der letzten Kommunal­
wahl u.a. wie folgt: "Parteienverdros­
senheit und mangelndes Vertrauen in die 
politische Partei SPD sind in Köln durch 
eine massive öffentliche Mediendiskus­
sion über den "Kölschen Klüngel" ver­
stärkt worden." Als Antwort überdenkt 
man folgerichtig nicht die eigene Poli­
tik, sondern entwickelt ein Zeitungspro­
jekt, um den Wählerinnen klar zu ma­
chen, daß die Politik der SPD von ihnen 
zu Unrecht nicht honoriert worden ist. 
Vorstöße der JUSOS, Arbeitsweise und 
Organisationsaufbau der SPD zu über­
denken, führten zu wütenden Gegenre­
aktionen und wurden vom Parteitag mit 
wenigen Gegenstimmen beerdigt. Eine 
Organisationspolitische Kommission 
befaßt sich bisher nur mit dem Neuzu­
schnitt der Ortsvereinsgrenzen. 
Umso erstaunlicher ist es, daß a1/Lder 
Tagesordnung der Kölner SPD "Das 
Scheuch-Papier" auftaucht. Daß der 
Beitrag von Erwin K. und Ute Scheuch 
trotz seines reaktionären Ansatzes und 
seiner schwerwiegenden Schwächen 
eine so große öffentliche Aufmerk­
samkeit erfahren hat, bringt die SPD in 
Zugzwang. Wieder einmal ist sie aus ei­
genem Verschulden in die Lage versetzt 
worden, sich und ihre Politik in der öf­
fentlichen Diskussion rechtfertigen und 
aus der Defensive heraus argumentieren 
zu müssen. WiU sie als gestaltende Kraft 
auftreten, dann muß sie die "Krise der 
Parteien" offensiv angehen, das Warten 
auf die Ergebnisse der Kommission 
"SPD 2000" reicht nicht mehr aus. 
Insofern eröffnet der Beitrag der 
Scheuchs dann vieleicht die - von dem/ 
der Autorin sicher ungewollte - Mög­
lichkeit zu einer progressiven Diskussi­
on über "Parteien und Politker in der 
Bundesrepublik". 

1 "Parteien und Politiker in der Bundesrepublik 
(alt) heure. Thesen zu einer strukturellen Er­
neuerung der politischen Führung", Elwin K. 
Scheuch, Ute Scheuch; 199 l 
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Wie in Berlin die Vergangenheit beseitigt wird 

Wenn in der sächsischen Provinz als 
Folge der Vereinigung sogar eine Hein­
rich-Heine-Straße verschwindet, wie es 
in Colditz geschah, ist man geneigt, dies 
als Provinzposse abzutun. Wenn aber in 
der neuen Bundeshauptstadt Berlin alle 
Straßennamen verschwinden, die an die 
DDR-Verhältnisse erinnern, und dabei 
ein Mangel an Differenzierungsvermö­
gen offenkundig wird, dann bleibt nur 
die Feststellung übrig, daß die jüngsten 
Umtaufen denen der SED nach 1945 
kaum nachstehen. 
Es geht keineswegs nur darum, daß die 
Namen der SED-Prominenz verschwin­
den, wogegen im Grunde ja nichts ein­
zuwenden wäre. Aber dabei bleibt es 
nicht. hn Ostteil der Stadt ist die große 
Stunde der Konformisten, Angepaßten 
und Wendehälse gekommen, während 
im Westteil der Stadt die kalten Krieger 
ihren letzten Triumph feiern. Mit Recht 
fragte Detlev Herrsche im DGB-Organ 
"Kontrapunkt", ob die DDR-Ära "aus­
geblendet" werden muß. Er gab zu be­
denken, daß es "auch Ansätze gab, die 
fortzusetzen und weiter zu entwickeln 
sich gelohnt hätte." 

16 

Wie sehr es dem Berliner Senat und sei­
nen Bezirksverwaltungen an Fingerspit­
zengefühl mangelt, zeigt sich daran, daß 
die Stadtverordneten es nicht wagten, 
Straßennamen beizubehalten, die an Po­
litiker erinnerten, die bereits in der Wei­
marer Republik hervorttaten und sich 
nach 1945 Verdienste um den Wieder­
aufbau der Stadt erwarben. Dazu zählen 
die Christdemokraten Johannes Dieck­
mann, späterer Präsident der Volkskam­
mer, sowie Otto Nuschke und der Libe­
rale Wilhelm Külz. Der starb bereits vor 
Gründung der DDR, 1948! hn vereinten 
Berlin sind ihre Namen nicht mehr trag­
bar, obwohl sie bei der Aufbaugene­
ration durchaus noch Respekt finden. 
Populär war bei der älteren Generation 
auch Wilhelm Pieck, leutseliger KP-Ve­
teran und erster Staatspräsident der 
DDR. Bei der Abstimmung über die 
Wilhelm-Pieck-Straße gab es nur ein 
knappes Ergebnis gegen Pieck: 34 Ab­
geordnete waren für die Änderung des 
Straßennamens, 29 dagegen. Die Chan­
ce einer Versöhnung mit den Menschen 
im Ostteil der Stadt ist zweifellos ver­
säumt worden. Dabei hätten sich die Pa-

von Horst Hartmann, Viernheim 

tentdemokraten nichts vergeben, wenn 
sie nach SED-Größen benannte Straßen 
durch die oppositioneller Kommunisten 
ersetzt hätten, die als "Verräter", "Ab­
weichler" oder "Titoisten" angegrif­
fen, eingekerkert und in den frühen Tod 
getrieben wurden. Erinnert sei an den 
"Nationalkommunisten'' Anton Acker­
mann, die Publizisten Rudolf Herrn­
stadt, Lex Ende, Rudolf Feistmann oder 
den Westemigranten und abgelösten 
Spitzenfunktionär Paul Merker. 
Nachdem Bundeskanzler Helmut Kohl 
seinen Adlatus an der Spree, Eberhard 
Diepgen, rüffelte, weil die Wilhelm­
Pieck-Straße nicht längst umbenannt 
worden war, drängte der aufgescheuchte 
farblose Musterschüler auf ein rascheres 
Tempo bei den Namensänderungen. 
Doch eine Entschuldigung für das Ver­
schwinden der nach bedeutenden Fran­
zosen benannten Straßennamen ist das 
keineswegs. Die Jacques-Duclos-Straße 
heißt jetzt Moellendorfstraße. Der Name 
des langjährigen Fraktionsvorsitzenden 
der KPF in der Nationalversammlung ist 
durch den eines preußischen Feldmar­
schall ausgewechselt worden. Es handelt 
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sich um jenen Truppenführer, der 1793/ 
94 die Kräfte des Ancien regime gegen 
die revolutionären Soldaten der Pariser 
Regierung führte und als Gouverneur 
von Berlin wirkte. 
Verschwinden mußte sogar die nach 
Francois Noel Babeuf benannte Straße 
und damit die Erinnerung an jenen Fran­
zosen, der einen Ausgleich von Reich 
und Arm forderte und das Privateigen­
tum am Lande verwarf. Der Gründer des 
"Bundes der Gerechten" ist für das Ber­
lin von 1992 nicht mehr tragbar. Auch 
der Name des Widerstandskämpfers 
Timbaud mußte verschwinden. Fran­
zösische Abgeordnete und namhafte 
Persönlichkeiten - wie der Bürgermei­
ster von Montreuire - protestierten in 
großformatigen Anzeigen Berliner Ta­
geszeitungen gegen den Affront gegen­
über Paris und den der ideale der Fran­
zösischen Revolution. Aber die Berliner 
Politiker halten offensichtlich nichts von 
den !dealen "Freiheit, Gleichheit, Brü­
derlichkeit". Schließlich herrschen in 
ihrer Stadt heute Gewaltkriminalität, 
Massenarbeitslosigkeit und Profitrnaxi­
mierung der Spekulanten: Mißstände, 
die das Klima vergiften. 

Biedermänner am Werk 

Die CDU im Senat versuchte sogar, die 
an Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht 
erinnernden Straßennamen zu ändern, was 
die SPD jedoch durch energische Proteste 
verhinderte. Sozialisten sind den Christde­
mokraten ebenso ein Greuel wie Stalini­
sten, sie werden alle in einen Topf gewor­
fen. Einen erheiternden Eulenspiegel­
Streich leisteten sich die Stadtverordneten 
mit der Schnapsidee einer "Toleranzstra­
ße", gegen die es zu hundert Einsprüchen 
kam. In französisch sprechenden Ländern 
werden Straßen in Rotlichtvierteln als 
"Rue der tolerance" bezeichnet. Aber wo­
her sollen das biedere Berliner wissen? 
Als peinlich erwies sich auch die Rückbe­
nennung der Wilhelmstraße, die an groß­
deutsche Zeiten erinnert. Vertreter von 
Botschaften protestierten gegen diese 
Umbenennung. 
Wo die Sympathien der Berliner Abge­
ordneten mehrheitlich liegen, zeigt sich 
an ihrem Biedersinn. Unter den neuen 
Namen findet sich ein hoher Prozentsatz 
geographischer Namen. Heimatrümelei 
ist angesagt. Namen von Opfern der NS­
Diktatur sind für Kleingeister nicht mehr 
zeitgemäß. Die Straßennamen von John 
Schehr - er wurde 1934 in Plötzensee hin-

gerichtet - und Artur Becker - als Angehö­
riger der Internationalen Brigaden in Spa­
nien erschossen - sind im Bezirk Prenzlau­
er Berg nicht mehr tragbar. Auch die nach 
dem legendären Kommandeur der Interb­
rigaden benannte Hans-Beimler-Straße 
soll verschwinden. Es sind nicht die einzi­
gen Widerstandskämpfer, von denen sich 
das ach so demokratische Berlin distan­
ziert. 
Die Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen 
wehrte sich gegen die Entsorgung der 
braunen Vergangenheit und wies mit 
Recht darauf hin, daß es sich bei den To­
ten keineswegs um Verfechter der stali­
nistischen Gewaltherrschaft gehandelt 
habe. Die Fraktion strebt deshalb ein 
Verfahren vor dem zuständigen Verwal­
tungsgericht an. Auch in anderen Bezir­
ken sind die Namen von Widerstands­
kämpfern liquidiert worden. Wie kopf­
los vorgegangen worden ist, zeigt auch 
die Umbenennung von U-Bahnhöfen. 
Eine an sich begrüßenswerte Ehrung für 
den jüdischen Toxikologen Louis Lewin 
erntete Spott und Hohn, weil der Vorna­
me in Luis eingedeutscht wurde. Nach 
der Demontage der alten Schilder dauer­
te es Wochen, bis neue Namensschilder 
montiert wurden. 

"Großdeutsche" Namensgebung 

Woher der Wind in der neuen "Reichs­
hauptstadt" weht, zeigt sich auch daran, 
daß Namen aus den früheren deutschen 
Ostgebieten auftauchen, eine Marienbur­
ger-, Elbinger- und Danziger-Straße darf 
im neuen Berlin nicht fehlen und die 
Landsberger-Straße verweist nicht auf die 
bayerische Stadt am Lech, sondern auf das 
Städtchen an der W arthe im heutigen Po­
len. Der Berliner Senat war jedoch nicht 
bereit, die günstige Gelegenheit zu nutzen 
und das braune Erbe bei den Straßenna­
men abzuschütteln. In Wilmersdorf exi­
stiert noch immer eine Seeberg-Straße, 
benannt nach jenem Vertteter der NS-na­
hen "Deutschen Christen", der Christen­
tum und Germanen vereinen wollte. 
Die "Berliner Geschichtswerkstatt" hat 
insgesamt rund hundert Straßennamen ent­
deckt, die nach 1933 von den Nazis einge­
führt worden sind. Eine Änderung der 
nach Fliegeroffizieren des Ersten Welt­
krieges benannten Straßen im "Flieger­
viertel" von Tempelhof nannte der Ge­
schäftsführer der CDU-Fraktion, Dieter 
Hatte!, "absoluten Quatsch". Die "Spani­
sche Allee" in Tempelhof erinnert noch 
immer an die Rückkehr der "Legion Con-

In Berlill gibt es übrigens noch 
immer !.:eine Straßen, die an 
Erich;ICästner·und Erich Ma­
ria Remarque erinnern, ob­
wohl beide in der Stadt lebten. 

dor", die Guernica dem Erdboden gleich 
machte und ihre Einwohner umbrachte. 
Vom politischen Großreinemachen sind 
auch Schriftsteller betroffen. Johannes 
R. Becher ist in Pankow nicht mehr trag­
bar, obwohl der frühere DDR-Kultusmi­
nister vielen Kollegen half, die in politi­
sche Schwierigkeiten gerieten. Aber was 
wichtiger ist: Becher zählt zu den wich­
tigen Vertretern des Expressionismus. 
Auch der Satiriker Erich Weinert paßt 
nicht mehr zu Berlin. Seine zeitweise 
Tätigkeit als Vizepräsident in der 
Zentralverwaltung für Volksbildung 
kann diese Maßnahme kaum begründen, 
auch wenn er stets als überzeugter 
Kommunist galt. Aber Weinert war auch 
Präsident des National-Komitees Freies 
Deutschland und damit wichtiger Ver­
treter der Zeitgeschichte. Das Natiliiiäl­
komitee aus kriegsgefangenen Offüii&en 
und Soldaten versuchte an der Oslfiönt, 
Wehrmachtsangehörige zu bewegen, 
Hitler nicht weiter zu folgen. In Berlin 
gibt es übrigens noch immer keine Stra­
ßen, die an Erich Kästner und Erich Ma­
ria Remarque erinnern, obwohl beide in 
der Stadt lebten. 
Die bornierte Änderung von Straßenna­
men wird übrigens auch nicht dadurch 
viel besser, daß einige Persönlichkeiten 
geehrt wurden, denen diese posthume 
Anerkennung zu gönnen ist. Dazu zäh­
len der Ex-Kommunist und Regimekriti­
ker Robert Havemann, der Philosoph 
Ernst Bloch, der Gefängnispfarrer Ha­
rald Poelchau und die Theologen Mattin 
Niemöller und Heinrich Grüber, der So­
zialreformer Hermann Schultze-De­
litsch und einige Gewerkschafter, von 
denen allerdings nur die Sozi­
aldemokratin Ella Kay außerhalb der 
Stadt bekannt wurde. Auch Hermann 
Hesse, Peter Huchel, Hans Fallada und 
Ernst Barlach sind nun - mit peinlicher 
Verspätung - durch Straßennamen ge­
ehrt. Das Säuberungsprogramm wird üb­
rigens teuer. Allein im Bezirk Mitte 
wird die Änderung von 15 Straßenna­
men mit 150.000 Mark veranschlagt. 
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Aufruf 
zur Rettung 

kubanischen des 
und Demokratisierung 

Entwicklungsmodells 
Zur Notwendigkeit eines Gegenkurses zum amerikanischen Versuch der Strangulierung Kubas. 

Seit dem Erfolg der kubanischen Revo­
lution gegen die Rechtsdiktatur Batistas 
am 1. Januar 1959 sucht die USA-Regie­
rung die politische Restauration Kubas 
zu betreiben. Daß das Revolutionsregi­
me Castros dem bisher nicht zum Opfer 
fiel, verdankt es drei Faktoren: 

einer Massenbasis in der kubanischen 
Bevölkerung, die die Ergebnisse der 
kubanischen Revolution zu Recht als 
deutliche Verbesserung gegenüber 
früheren Zuständen betrachtet; 
der Sympathie einer internationalen 
kritischen Öffentlichkeit auch in We­
steuropa, vor allem wegen des ekla­
tanten positiven Unterschieds der so­
zialen Verhältnisse Kubas zu anderen 
lateinamerikanischen Ländern; 
der wirtschaftlichen Unterstützung 
Kubas durch die ehemalige Sowjetu­
nion und andere Staaten des früheren 
COMECON, darunter die ehemalige 
DDR, in der Zeit der Block-Kon­
frontation. 

Zu letzterem ist jedoch sogleich hinzu­
zufügen: die wirtschaftliche Hilfe durch 
die Sowjetunion und andere war für 
Kuba nur deshalb notwendig, weil die 
USA mit dem Instrument der Wirt­
schafts- und Handelsblockade einen an­
haltenden Wirtschaftskrieg gegen Kuba 
betreiben. Diese amerikanische Absicht 
hat nur vordergründig etwas damit zu 
tun, daß in Kuba eine kommunistische 
Einparteienherrschaft besteht. Die USA 
haben bisher kein sozialrevolutionäres 
oder sozialreformerisches Modell in La­
teinamerika akzeptiert (mit Ausnahme 
vorsichtiger Korrekturversuche der kur­
zen Präsidentschaft Carters) - vor allem 
Kuba wurde von den USA stets als eine 
Art Kolonie betrachtet. Die US-ameri-

"' Dr. rer.pol. Hennann Scheer, MdB, Waiblingen 
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kanische Wirtschafts- und Han­
delsblockade begann ja nicht erst, als 
Castro sich mit der Sowjetunion verbün­
dete und einen kommunistischen Ein­
parteienstaat errichtete, sondern als so­
fortige Reaktion Washingtons auf die 
Nationalisierung des amerikanischen 
Großgrundbesitzes in Kuba. 

011ne.•·~zia!t! .. •ltüffo~.bleibt 
d,e detnöki-ätisc&t 119ff'lj!Jllg 
leeres Gerecl{ -

Wer über Kuba redet, der darf nicht ver­
gessen, daß die Revolution unter der 
Führung Castros eine demokratische So­
zialrevolution gegen eine asoziale Mili­
tärdiktatur war, einem EI-Dorado von 
Großgrundbesitzern, Spielbanken und 
Bordellen für die amerikanische Upper­
Class. Erst der amerikanische Versuch, 
diese Revolution sofort wieder zu liqui­
dieren und damit solchen Versuchen in 
Lateinamerika insgesamt vorzubeugen, 
hat Kuba in die Arme und in die Ab­
hängigkeit von der Sowjetunion getrie­
ben. Was in Kuba seitdem falsch lief, ist 
im wesentlichen darauf zuriickzuführen 
- und die USA-Politik ist der eigentliche 
Urheber. 
Nachdem durch den Verfall des Ost­
blocks Kuba seine wirtschaftlichen Part­
ner aus den letzten drei Jahrzehnten ver­
loren hat, geben viele jetzt keinen Pfif­
ferling mehr auf das kubanische System 
und betrachten es nur noch als eine Fra­
ge der Zeit, bis es ebenso einstürzt wie 
die Sowjetunion und andere. Auch die 
kritische internationale Offentlichkeit, 
die sich bisher gegen die Eliminierungs­
versuche des kubanischen Systems 
durch die USA gestellt hat, sieht mittler­
weile überwiegend stillschweigend zu 

von Dr. Hermann Scheer, MdB 

oder beteiligt sich aktiv daran, das kuba­
nische Regime zum Paria Lateiname­
rikas zu stempeln - als den letzten 
Menschenrechtsverächter dieses Konti­
nents. Wer mag sich schon für politisch 
Todgeweihte einsetzen? 

Innere Demokratisierung 

Doch diese Sicht ist einseitig, falsch und 
politisch weit über Kuba hinaus ver­
hängnisvoll. Zwar gibt es in Kuba keine 
liberalen Freiheitsrechte westlichen Mu­
sters und keine Demokratie. Anderer­
seits sind in keinem Land Lateinameri­
kas die sozialen Menschenrechte besser 
verwirklicht worden als in Kuba, und 
auch die USA könnten sich hier dicke 
Scheiben abschneiden: So ist die Kin­
dersterblichkeit in Washington höher als 
in Havanna. Und wenn z. B. in Brasilien 
die Todesbrigaden ungehindert hungern­
de Kinder vor Luxushotels abknallen 
können, fällt es schwer, diesem oder an­
deren offiziell demokratischen Ländern 
Lateinamerikas mehr Beachtung indivi­
dueller Menschenrechte zu bescheini­
gen. Außerdem sollte nicht vergessen 
werden, daß Kuba durch die anhaltende 
amerikanische Blockade bisher keine 
Chance hatte, sich wie ein Staat im Zu­
stand äußeren Friedens zu entwickeln. 
Die tatsächliche Situation ist die eines 
Kriegszustandes in der Phase eines 
langanhaltenden, aber vorläufigen W af­
fenstillstandes, was selbstverständlich 
negative Folgen für die Chance innerer 
Demokratisierung hat. Die jüngsten To­
desstrafen, gegen die selbstverständlich 
internationaler Protest notwendig bleibt, 
sind ein Produkt der spezifischen 
kubanischen Befmdlichkeit eines 
Kriegszustands gegenüber existentieller 
Bedrohung durch die USA. 
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Die Erwartung nach innerer Demokrati­
sierung Kubas soll und darf nicht bedeu­
ten, daß der Preis dafür die Rückkehr in 
den Status einer amerikanischen 
Halbkolonie und die Ruinierung der für 
ein Entwicklungsland beachtlichen so­
zialen Fortschritte ist. Es gibt keinen 
Sinn - weder für die Menschen in Kuba 
noch für die internationale Staatenge­
meinschaft - in Kuba jetzt ein soziales 
System zu zerstören, das aus eigener 
Kraft aufgebaut wurde, was anschlie­
ßend mit keinem der bisher praktizierten 
Entwicklungshilfeansätze wieder aufge­
baut werden könnte. Wer die Demokra­
tisierung Kubas ernsthaft will, muß sich 
gleichzeitig entschiedener als gerade 
modern gegen die amerikanische Wirt­
schafts- und Handelsblockade wenden. 
Es ist heuchlerisch, von Kuba die Ach­
tung individueller Menschenrechte zu 
fordern und gleichzeitig die völ­
kerrechtswidrigen Aktionen der ameri­
kanischen Regierung gegenüber Kuba 
zu tolerieren. Gleichzeitig ist es verlo­
gen, Kuba die wirtschaftliche 
Entfaltungsfreiheit zu verweigern wegen 
mangelnder innerer Demokratie - und 
gleichzeitig Gelder in andere Entwick­
lungsländer fließen zu lassen, die kein 
Stück demokratischer sind als Kuba, 
aber im Unterschied dazu sozial ausbeu­
terische Herrschaftsstrukturen haben. 
Die amerikanische Regierung hat seit 
dem Verfall des Ostblocks den Wirt­
schaftskrieg gegen Kuba sogar zu­
sätzlich verschärft - bis hin zur Verhin­
derung der Lieferung medizinischer 
Fachliteratur! In sogar zunehmenden 
Maße versucht Washington, Druck auch 
auf andere Staaten auszuüben, sich an 
diesem Wirtschaftskrieg zu beteiligen. 
Dadurch und durch den Wegfall ihrer 
bisherigen Wirtschaftspartner steht Ku­
ba jetzt in existentieller Not. Durch den 
Zerfall des COMECON hat Kuba 85% 
seiner Handelsbeziehungen verloren, so 
daß jetzt die amerikanische Regierung 
die Gelegenheit nutzen will, durch eine 
Verschärfung der wirtschaftlichen Pres­
sionen das kubanische System endgültig 
zu strangulieren: Durch eine hungernde 
Bevölkerung soll dem kubanischen Re­
gime die immer noch vorhandene Mas­
senbasis entzogen werden. 

Sofortige Autbebung der Blok­
kade 

Kuba hat aber auch die Chance, zu den 
Grundlagen der demokratischen Sozial-

revolution von 1959 zurückzukehren. 
Dies bedeutet: Aufrechterhaltung des 
sozialen Entwicklungsmodells, Demo­
kratisierung und Reform des Systems 
statt Systembruch. Voraussetzung dafür 
ist ein Gegenkurs zur USA-Politik 
gegenüber Kuba. Zu fordern ist die so­
fortige Aufhebung der amerikanischen 
Wirtschaftsblockade. Wenn die USA 
dies nicht tun, müssen andere Staaten -
allen voran die europäischen - diese 
Wirtschaftsblockade umgehen. Zu for­
dern ist auch, daß die deutsche Bundes­
regierung ihre Verpflichtung aus dem 
Artikel 29 des Einigungsvertrages mit 
der ehemaligen DDR einhält, die von 
der früheren DDR-Regierung abge­
schlossenen internationalen Handelsver­
einbarungen zu erfüllen. Die erfolgte 
Einstellung der Lieferverpflichtung von 
z.B. 20.000 Tonnen Milchpulver an 
Kuba entzieht kubanischen Kindern le­
benswichtige Nahrung. Die Bundes­
regierung sollte sich zu schade sein, die 
US-amerikanische Erpressungsstrategie 
mit rechtswidrigen und inhumanen Mit­
teln mitzumachen. 
Kuba ist durch die USA in seine jetzige 
innere Sitl!,ation getrieben worden. Wer 
diese überwinden will, muß dafür eintre­
ten, daß Kuba endlich eine faire Chance 
erhält, sich ungehindert und selbständig 
zu entwickeln. Wenn stattdessen sogar 
politische Strömungen in Europa, die 
sich für die soziale Demokratie einset­
zen, die Anpassung an die USA-Politik 
vorziehen, verhalten sie sich in beschä­
mender und selbstschädigender Weise 
opportunistisch. Kuba ist immer noch 
eine soziale Hoffnung für die Dritte 
Welt, und ohne soziale Hoffnung bleibt 
die demokratische Hoffnung leeres Ge­
rede. Es wäre das eine schreckliche und 
die demokratische Idee schwerwiegend 
beschädigende Erfahrung für ganz La­
teinamerika, wenn Demokratisierung 
gleichbedeutend sein soll mit dem Ver­
lust sozialer Rechte. Eine solche Ent­
wicklung dürfen zumnidest die Parteien 
der Sozialistischen Internationale - von 
Europa bis Lateinamerika - nicht akzep­
tieren. 

Sozialismus 
lebt 

Die marxistische Monatszeitschrift 
Sozialismus liefert Informationen und 
Hintergrundmaterial zu folgenden Be­
reichen: 
r:::, Diskussionen im Forum Gewerk­
schaften (es schreiben: Detlef Hen­
sche, Lorenz Schwegler, Frank Dep­
pe, Heinz Bierbaum, Otto König, T~, 
Steegmann, Sybille Stamm) ;:lii:J'f 
r:::, ökonomische Analysen nat~iiil . 
und international (es schreiben: Jiia, 
chim Bischoff, Jörg Huffschmidt, Ru­
dolf Hickel, Karl-Georg Zinn) 
o aktuellen politischen Diskussionen 
der Linken (es schreiben: Andre Brie, 
Eric Hobsbawm, Sabine Kebir, Peter 
von Oertzen, Wolfgang Thierse) 

Einzelheft: DM 7,50 
Jahresabc: DM 75,- (incl. Porto) 

Bestellcoupon: 
Hiermit bestelle ich ein kostenloses 
Probeheft 

Name: 

Straße: 

PLZ, Ort: 

Zu schicken an: 
VSA-Vertag 
Posttach 50 15 71 
W-2000 Hamburg 50 
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Comeback des Staates? 
Skizze zur aktuellen industriepolitischen Debatte 

"Die neoliberalen Wirtschaftsrezepte 
der achtziger Jahre verlieren ihren 
Charme. Weltweit haben sie als 
Wohlstandsbringer versagt. Die Wis­
senschaft besinnt sich wieder auf die 
Politik: Gutes Staatshandeln ist ge­
fragt." (CAPITAL Heft 1111991, 147 ff: 
"Nationalökonomie: Das Comeback des 
Staates") 
Seit Mitte der 70er und definitiv im Über­
gang zu den 80er Jahren eroberten neoli­
berale und monetaristische Konzeptionen 
eine weltweite Hegemonie auf dem Feld 
der Wirtschaftspolitik - mit bekannterma­
ßen gravierenden Konsequenzen für das 
Verständnis von Ökonomie, Gesellschaft 
und Staat und für die Rolle der 
gesellschaftlichen Reformkräfte und der 
Arbeiterbewegung. Seit ca. zwei Jahren 
verdichten sich in den verschiedenen 
Weltteilen Ansätze für eine Gegenbewe­
gung, die sich vor allem an Fragen der Au­
ßenhandelsregulierung, der Infra­
struktunnodemisierung, der sozialökono­
mischen Konsensbildung und der Innovati­
onsaufgaben des Staates festtnacht und in 
einem Aufschwung industriepolitischer 
Konzeptionen und Praxen konzentriert. 
Sicherlich: Weltweit dominieren immer 
noch die neoliberalen und monetaristi­
schen Konzepte und finden sogar in man­
chen östlichen und südlichen Erdteilen 
noch zusätzliches Terrain für ihr fatales 
Wirken. Aber auch der Hegemonie dieser 
Konzepte ist schließlich eine Inkubations­
zeit seit Mitte der 60er Jahre vorausgegan­
gen - in einer historischen Phase, die im 
Übergang zu den 70er Jahren den Vor­
marsch keynesianisch-etatistischer Kon­
zeptionen zu vollenden schien. Wäre es 
nicht denkbar, daß wir in einer Zeit des 
noch anhaltenden weltweiten Triumphes 
kapitalistischer Marktideologie schon die 
Anzeichen für einen Gezeitenwechsel im 
Laufe der 90er Jahre entdecken können? 
Die gegenwärtigen Ereignisse und Dis­
kussionen enthalten jedenfalls viele lndizi-
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en für die Annahme, daß der Marktlibera­
lismus mit seinem Latein am Ende ist - und 
dies weltweit. Er taugt offenbar nicht dazu, 
mit den strukturellen Anpassungsktisen in 
den osteuropäischen Ländern fertig zu 
werden. Er versagt bei der Entfaltung pro­
duktiver Kräfte in den südlichen Erdteilen. 
Und er entspricht auch keineswegs den 
Bedingungen, unter denen sich Struktur­
wandel und Innovation in den kapitalisti­
schen Zentren erfolgreich vollziehen kön­
nen. Wie sich dies in den Diskussionen 
widerspiegelt, soll anhand einiger Beispie­
le gezeigt werden, die den Eindruck eines 
sich anbahnenden "ordnungspolitischen 
Gezeitenwechsels" vermitteln können. 
Teilt man die Auffassung, daß hege­
monialen Konstellationen - national-gesell­
schaftlich wie auch international gesehen -
immer auch ''hegemoniale" ökonomische 
Deutungsmuster zugrundeliegen (müs­
sen), so dürfen derartige Signale keines­
falls unterschätzt werden. 

1. Aufholende Modernisierung 
und aktive Weltmarkt-

integration 

Die angesprochenen Indizien finden sich 
schon unmittelbar vor und hinter "unserer 
Haustür". Angesichts der desaströsen Ent­
wicklungen in den neuen Bundesländern 
spricht das Wirtschaftsmagazin "Capital" 
davon, daß dort "die herrschende Denk-

von Uwe Kremer* 

schule der Ökonomie ihr Waterloo" erle­
be: "Dank ihres Wahrnehmungsrasters 
blendet sie die komplexen Wechselwir­
kungen zwischen Wirtschaftswelt und 
funktionierender Verwaltung ebenso aus 
wie Fragen der Infrastruktur, der Mentali­
tät der Bevölkerung und des Zeitbedarfs." 
("Capital" Heft 4-91, 113) Eine große Rol­
le spielten die Ermahnungen von McKin­
sey & Company, die in einem vielbeach­
teten Gutachten eine "aktive Führungsrol­
le" des Staates mit Hilfe von Strukturkon­
zepten und einer Industriepolitik forderten: 
"Die staatlichen Instanzen müssen ihre 
Legitimation zu wirtschaftlichem Handeln 
bekräftigen." (McKinsey 1991, 32) 
In den industriepolitischen Fragestellun­
gen im Osten Deutschlands kombinieren 
sich klassische "altindustrielle" Struktur­
probleme mit den Problemen einer auflto­
lenden Modernisierung (vergl. den Artikel 
von Sieling in diesem Heft). Von daher 
kann man die "Kreise" weiter ziehen und 
die hier thematisierte Problematik auch für 
Länder und Regionen an der Peripherie 
der kapitalistischen Zentren aufwerfen. Es 
geht um die Frage einer welttnarktorien­
tierten Strukturanpassung, nachdem sämt­
liche Modelle einer staatsbürokratisch 
kontrollierten und autarken Industrieent­
wicklung - ob in Osteuropa oder in den 
südlichen Erdteilen, ob unter "sozialisti­
schen" oder "staatskapitalistischen" Vor­
zeichen - gescheitert sind. Bislang wurde 
diese Frage überwiegend und eindeutig 
mit einer Hinwendung zu marktliberalen 
und monetaristisch inspirierten Anpas­
sungskonzepten beantwortet 
Angesichts der bisherigen osteuropäischen 
Erfahrungen ist das renommierte Wiener 
Institut für Internationale Wirtschaftsver­
gleiche gegen die marktradikalen Patenre­
zepte des Intematiortalen Währungsfonds 
aufgetreten: "Die osteuropäische Industrie 
sei infolge der Wirtschaftsreformen völlig 
ohne Lenkung. Es gebe weder innerhalb 
noch außerhalb der Betriebe Kräfte, die 

ZEITSCHR!Ff FÜR SOZIALISTlSCHE POLITIK UND WIRTSCHAFr, HEFT 64, 1992 

für eine vernünftige Unternehmens- und 
Industriepolitik sorgten. Sie sei aber drin­
gend notwendig und dürfe über den 
Forderungen nach rascher Privatisierung 
nicht vergessen werden. "(Institutsleiter 
K.Laski lt. FAZ vom 24.5.1991) So zeich­
net sich in Polen, dem osteuropäischen 
Land mit den am weitesten zurückreichen­
den Erfahrungen beim Übergang zu 
marktwirtschaftlichen Strukturen, immer 
deutlicher eine Hinwendung zu regulie­
rend-interventionistischen Positionen ab: 
"Nur eine aktive staatliche Industriepolitik 
kann nach Ansicht von Jerzy Eysmontt, 
Leiter des Zentralen Planungsamtes 
(CUP), die tiefe Rezession stoppen, in der 
sich Polen befindet."(HB vom 4.11.1991, 
S.15) Mittlerweile deuten viele Anzei­
chen darauf hin, daß auch im konkreten 
Regierungshandeln eine zumindest pattiel­
le industrie- und strukturpolitische Kurs­
wende eingeleitet worden ist. 
Das Beispiel Polen verweist nun zugleich 
darauf, daß es in den vormalig sozialisti­
schen Staaten Osteuropas nicht nur um die 
Bewältigung einer Transformationsktise 
im allgemeinen und von sektoralen und 
regionalen Strukturktisen im besonderen 
geht, wobei "Industriepolitik" als sichern­
der Flankenschutz und als ordnungspoli­
tisch "notwendiges Übel" zu gelten hätte. 
Es geht vielmehr und perspektivisch sogar 
vorrangig darum, auf welche Art und Wei­
se und mit welchen industriellen Segmen­
ten sich die jeweiligen Volkswirtschaften 
so in den Weltmarkt integrieren können, 
daß ein Aufschluß zu den indsutriell und 
technologisch entwikelten Ländern mög­
lich erscheint - eine Problematik, die sich 
für die osteuropäischen Staaten im Prinzip 
ähnlich stellt wie etwa für Lateinamerika 
(und viele andere Länder des "Südens"). 
Ähnlich wie in den kommunistisch regier­
ten Staaten Osteuropas dominierte nämlich 
auch im Lateinamerika der 6oer und 70er 
Jahre eine Strategie der "importsubstituie­
renden Industrialisierung'', die der binnen­
wirtschaftlichen Autonomie den Vorrang 
vor einer aktiven Weltmarktintegration 
gab. Und ebenso ähnlich korrespondierte 
die Krise dieses Modells mit dem - IWF­
gestützten - Vormarsch des Neoliberalis­
mus in diesen Ländern. 
Allerdings verfügt Lateinamerika schon 
über reichlich Erfahrungen mit marktradi­
kalen Experimenten, die im großen und 
ganzen zur forcierten Ruinierung der 
produktiven Basis, zur Verschleuderung 
heimischer Ressourcen und zur ökonomi­
schen Abkopplung wachsender Teile der 
Volkswirtschaft geführt haben. Während 
sich die Mehrzahl der Regierungen noch 

immer an dieser Politik beteiligt, hat die 
CEPAL - die UN-Wirtschaftskommission 
für Lateinamerika- möglicherweise schon 
die Gegenbewegung eingeläutet: Sie hat 
zwar mit dem früheren, von ihr propagier­
ten und als CEP ALismus bezeichneten 
Modell gebrochen, setzt aber nicht auf die 
neoliberalen Empfehlungen, sondern viel­
mehr auf eine aktive Industriepolitik mit 
selektiver außenwirtschaftlicher Wirkung 
und eine strategische Rolle des Staates, 
die vor allem den Zugang zu technolo­
gisch höherwertigen Exportsegmenten, 
die Entwicklung entsprechender Industrie­
kerne und intersektoraler Verflechtungen 
und den Aufbau der dazu nötigen Infra­
und Bildungsstruktur gewährleisten sollen 
(vergl. den Aufsatz von Marmorn/Messner 
in diesem Heft). 

Wohin die "unsichtbare 
Hand des Marktes ... uns ge­
genwärtig führt, ist überdeuf 
lieh: SieJ'iiltrt Europa in die 
technologische Kolonisies,, 
rung; sie führt dazu, daß die 
interessim.ten, hochbe7ahlte11 
A.,rbeitsplätu vor allem , iJt ' 
Ubei:see sein werden; sie ,, 
führt zum Abstieg Europas in 
die weltpolitische Bedeu­
tungslosigkeit" (Seitz in der 
WiWo Heft 36s91, 94) 

Mit dieser Srrategie der aktiven Welt­
marktintegration und des selektiven Inter­
ventionismus orientieren sich anscheinend 
wachsende Teile der ökonomischen Intel­
ligenz dieser Länder an der Entwicklung 
Japans und der ostasiatischen "Tiger", an 
Ländern also, in denen der Staat eine 
zweifellos bedeutsame und interventioni­
stische Rolle im Verhältnis zu den Unter­
nehmen und den Marktkräften gespielt hat 
und weiterhin spielt (vergl. auch Marmora/ 
Messner 1989). Als Musterbeispiele gel­
ten hierfür das japanische Industrie- und 
Außenhandelsministerium MITI und sein 
südkoreanisches Pendant KOTRA. Inwie­
weit sich eine derartige Option in Latein­
amerika alternativ zu den neoliberalen 
Konzeptionen praktisch herausbilden 
kann, ist aber zweifellos noch eine offene 
Frage. 

2. EG-Indnstriepolitik im Wirt-
schaftskrieg der "Triade" 

Auch in den entwickelten kapitalistischen 
Länder beschränken sich strukturpolitische 
Überlegungen nicht auf einige sektorale 
Sanierungsfälle, sondern greifen zuneh­
mend wieder auf Fragen der volkswirt­
schaftlichen Modernisierung über. Ein 
Grund besteht offenbar in den ver­
heerenden Folgen, die die "Reagono­
mics" und der Thatcherismus in der Lei­
stungsfähigkeit der nationalen Infra­
strukturen und in der Wettbewerbsfähig­
keit ihrer Industrien hinterlassen haben. 
Die hier ansetzende Gegentendenz einer 
"aktiven Rolle des Staates" richtet sich vor 
allem gegen den Deregulierungs-Dok­
trinarismus, dem auch hierzulande in den 
weitesten Kreisen der Wirtschaftswis­
senschaften noch immer gefrönt wird ( ver­
gl. Matzner/Streeck 1991). Diese Vorstel­
lung des "aktiven Staates" findet sich auch 
in einem zweiten Strang der indu­
striepolitischen Debatte, in dem es weni­
ger um die Bewältigung von klassischen 
"altindustriellen" Struktmproblemen bzw. 
Modernisierungsrückständen geht, sop­
dem um die Wettbeweros- und Leis~.ffi. 
fähigkeit kapitalistischer Unte~; 
Konzerne und Staaten in den Scl!lils­
selsektoren der Volks- und Weltwirtschaft. 
In den Wirtschafts- und den ihnen 
nahestehenden politischen Kreisen sind 
die unterschiedlichen Auffassungen schon 
Ende 1988 aufeinandergeprallt, als der da­
malige AEG-Vorstandsvorsitzende Dürr 
die Forderung nach einem bundesdeut­
schen MITI, einer "koordinierten lndu­
striepoJitik" und einer "Investitionslen­
kung" im "nationalen Konsens" aufstellte 
(vgl. Dürr in der WiWo 47-88,40ff. und in 
der ZEIT vom 11.11.1988, 27ff.; dagegen 
BOI-Chef Tyll Necker, in: WiWo 49-88, 
S.21 ff.). Konrad Seitz, Gensehers Pla­
nungschef im Auswärtigen Amt, hat mit 
seinem Buch über "Die japanisch-ameri­
kanische Herausforderung" (Seitz 1990) 
eine neue "Runde" in dieser Diskussion 
eingeläutet. Hierbei hat er vor allem den 
desaströsen Zustand der westeuropäischen 
informationstechnischen Industrie sowie 
die MITI-"Visionen für die 90er Jahre" im 
Auge, auf deren Basis Japan nicht nur zum 
größten Kapitalgeber, sondern auch zum 
bedeutendsten Technologiepool der Welt 
werden will. Demgegenüber fordert Seitz 
eine aktive und am Beispiel der japani­
schen :tvlITI-Lenkung orientierte europäi­
sche Industrie- und Technologiepolitik, um 
im "modernen Krieg" der kapitalistischen 
Zentren mithalten zu können (vgl. WiWo 
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Heft 15-91, 50 ff.). Denn wohin die "un­
sichtbare Hand des Marktes . . . uns ge­
genwärtig führt, ist überdeutlich: Sie führt 
Europa in die technologische Kolonisie­
rung; sie führt dazu, daß die interessanten, 
hochbezahlten Arbeitsplätze vor allem in 
Übersee sein werden; sie führt zum Ab­
stieg Europas in die weltpolitische 
Bedeutungslosigkeit." (Seitz in der WiWo 
Heft 36-91, 94) 
Auch diesmal prallen wieder die unter­
schiedlichen Auffassungen von "Industrie­
politikern" wie z.B. Siemens-Chef Karl­
heinz Kaske (Kaske 1991), IBM­
Deutschland-Chef Henkel ( vergl. Der 
Spiegel 11-92, S.154) und VW-AG-Chef 
Goeudevert (vergl. HB vom 7.2.1992) 
und deren Gegnern wie z.B. IW-Direktor 
Gerhard Fels (in WiWo Heft 24-91, 49 f.) 
und DIIIT-Präsident Hans-Peter Stihl 
(Stihl 1991) aufeinander. Im politischen 
Bereich dominieren hingegen klare Ab­
lehnung (v.a. vom wirtschaftsliberalen Flü­
gel der FDP) und Skepsis (z.B. bei 
Riesenhuber) gegenüber industriepoliti­
schen Ambitionen. Doch offenkundig ha­
ben die Vorstöße von Seitz u.a. nunmehr 
größeren Rückhalt unter den Managern 
der Großbetriebe, denn laut einer 
Umfragung des ifo-lnstitutes glauben sie 
"zu über 60%, daß staatliche Stellen wie 
das Bundesforschungsministerium die For­
schungs- und Entwicklungsausgaben der 
Unternehmen direkt koordinieren und 
subventionieren sollten. Eingriffe ins 
Marktgeschehen sind offensichtlich allen 
Postulaten deutscher Ordnungspolitik zum 
Trotz angesichts der japanishen Heraus­
forderung nicht mehr tabu ... " (WiWo 
Heft 23-91, 6) 
Seitz gibt damit den Eindruck eines Groß­
teils führender westeuropäischer Industrie­
manager und Poliriker wieder, daß man 
sich mit Japan in einem Wirtschaftskrieg 
befinde. Und in der Tat toben auf den 
Elektronik- und den Automobilmärkten, 
aber auch in den Segmenten des Ma­
schinenbaus und in den Zweigen der di­
versen Zulieferindustrien regelrechte 
"Wirtschaftsschlachten". Vor allen Dingen 
französische und italienische Politiker und 
Konzernführer (im Mittelpunkt der franzö­
sisch-italienische Staatskonzern SGS­
Thompson) rufen vor diesem Hintergrund 
nach einer konzertierten europäischen 
Industriepolitik, die auf die Bildung euro­
päisch geführter industrieller Allianzen, 
die Koordination der Forschungs- und 
Technologieförderung und den Einsatz öf­
fentlicher Aufträge und Beteiligungen für 
sektorale Modernisierungen setzt. Hierbei 
geht es insbesondere um das drohende 
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Ende der europäischen Informatik- und 
Elektronikbranche, das mit Hilfe von EG­
geleiteten industriellen Kooperations­
projekten abgewendet werden soll. In der 
Europäischen Gemeinschaft steht ins­
besondere der ( christdemokratische) EG­
Forschungskonunissar Filippo Maria 
Pandolfi "für eine Industriepolitik, wie sie 
zumindest den wirtschaftsliberalen 
Regierungen in London und Bonn ein 
Greuel sein sollte."(WiWo Heft 25-91, 
40) 
Auf der anderen Seite steht vor allem die 
britische Regierung, die sich allen indu­
striepolitischen und antijapanischen Strate­
gien widersetzt - und zwar nicht nur aus 
rein ordnungspolitischen Gründen, son­
dern auch aufgrund der selbst praktizierten 
Öffnung gegenüber japanischem Einfluß 
(s. beispielhaft die britische Nissan­
Produktion und die Übernahme des briti­
schen Computerunternehmens ICL durch 
Fujitsu), was Großbritannien wiederum 
den Vorwurf eingetragen hat, als "trojani­
sches Pferd" für die japanische Industrie 
zu fungieren (vergl. WiWo 37, 1991, S.76 
und James 1990). Bezogen auf die Per­
spektiven im Bereich der informations­
und elektrotechnischen Industrie spielt in 
der EG der britische Kommissions-Vize­
präsident Leon Brittan den Gegenpart zu 
Pandolfi, indem er einer marktkonformen 
"horizontalen" lndustriepolirik das Wort 
redet, die sich sektoraler Strategien enthält 
und "nicht in den Entscheidungsprozeß 
der Industrie selbst eingreift" (Brittan 
1991). 

··its·· will"'t!•••·· 
daR11itilE 
•We~ 
punki'Fxf 
sich/die'' · =fi~· • ,,··•· ·'R~± 
formen··.aufraff~'1;1'••·(f.Jl()l"t.,Ül.~ 
der FAZ \l'O~ 8,10.1991} . . .. 

Nicht zuletzt aufgrund der inneren Unent­
schiedenheit halten sich deutsche Poliriker 
und industrielle in dieser Gemengelage 
eher zurück und versuchen dabei 
überwiegend - mit EG-Konunissar Bange­
mann an der Spitze - die französisch-italie­
nischen Ambitionen in der EG zu rela­
tivieren: Die entsprechenden Ergebnisse 
lassen sich in den industriepolitischen Stra­
tegiepapieren der EG-Konunission nachle-

sen (EG-Konunission 1990 und 199 l ), die 
aber inunerhin deutlich über das hinausge­
hen, was die vorherrschende marktliberale 
Doktrin "erlaubt", und einen Kompromiß 
zwischen"vertikaler"(sektoraler) und "ho­
rizontaler" Industriepolitik darstellen (letz­
tere bedeutet eine branchenunspezifische 
Querschnittsförderung v.a. im sog. "vor­
wettbewerblichen" Bereich). 
Im Vorfeld von Maastricht versuchten die 
französischen, italienischen und 
belgischen "Industriepolitiker", in der 
Fortschreibung der''Römischen Verträge" 
einen besonderen Artikel für lndustriepoli­
rik im Sinne spezifische Maßnahmen zu­
gunsten "strategischer Industrien" vorzu­
sehen. Hierbei konnten die Vorschläge 
durchaus an schon vorhandenen "dirigisti­
schen" Instrumentarien wie etwa der 
"Technologiegemeinschaft" oder den 
"Strukturfonds" anknüpfen, was pole­
mische Gegenreaktionen hervorgerufen 
hat: "Es wäre schon eigenartig, daß die 
EG ihr dirigistisches Werkzeug zu einem 
Zeitpunkt vervollständigte, da sich die 
zusammengebrochenen Staatssysteme im 
Osten zu marktwirtschaftlichen Reformen 
aufraffen." (P.Hort in der FAZ vom 
8.10.1991) So weit kam es allerdings doch 
nicht: Der franWsisch geführte Vorstoß ist 
in Maastricht erheblich zurechtgestutzt 
worden. 

3. Neue lndustriepolitik und 
ökonomische Internationalisierung 

Natürlich reflektieren die angesprochenen 
Debatten die jeweiligen inneren Probleme 
der betreffenden Länder bzw. Weltregio­
nen, die mit Hilfe marktliberaler bzw. 
JWF-Rezepte nicht zu beheben sind (im 
Gegenteil). Diesen Tendenzen ist aber of­
fenkundig gemeinsam, daß sie die strategi­
sche Bedeutung der Industriepolirik und 
die aktive Rolle des Staates vor allem in 
der Weltmarktintegration sehen. Hierbei 
gilt die technologisch-industrielle Innovati­
on als Kern eines Strukturwandels, der 
sich an der internationalen Arbeitsteilung 
und der Dynamik der Weltmärkte orien­
tiert (vergl. Hilpert 1991). Die entwik­
keltste Stufe einer derartigen Konzeption 
zeichnet sich derzeit vor allem in Japan ab: 
der Übergang von einer national be­
schränkten zu einer internationalisierten 
lndustriepolirik, die die Möglichkeit einer 
bewußten Steuerung und Gestaltung der 
internationalen Arbeitsteilung unter 
Einbindung von international agierenden 
Industrie- und Finanzgruppen beinhaltet: 
Japan befindet sich seit Mitte der 80er 
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Jalue in der Tat "an der Schwelle zur 
globalen Wirtschaftsmacht" (Emst/Laumer 
1989). 
Die Renaissance industriepolitischer De­
batten in der EG (wie auch in den USA) 
ist gewissermaßen auch eine Reaktion auf 
die japanischen Offensiven und die darin 
enthaltene leitende Rolle des MITI (s.u.). 
Allerdings beschränkt sich die "Internatio­
nalisierung" der nördlichen lndustriepolirik 
weitgehend auf die "Triade", also die Be­
ziehungen der drei kapitalistischen Zen­
tren. Ihre Entfaltung spielt sich im Span­
nungsfeld von Verflechtung und Kampf 
der kapitalistischen Zentren ab. Dahinter 
verbirgt sich die Konkurrenz zweier Logi­
ken, nämlich der Logik der transnationalen 
Konzerne und der Logik der nationalen 
Machtstaaten. Dies führt wiederum dazu, 
daß die Internationalisierung mit einer sich 
verstärkenden Tendenz der Regionalisie­
rung einhergeht. In der Tat scheint sich in­
ternational orientierte Industrie- und Struk­
turpolitik - quasi als Gegenbewegung zur 
allgemeinen Globalisierung (insbesondere 
der Finanzmärkte) - hauptsächlich auf die 
Bildung regionaler Wirtschaftsräume zu 
konzentrieren. in denen die Rolle nationa­
ler Machtstaaten auf "höherem" Niveau 
reproduziert wird, was sich nicht nur an­
hand der EG zeigen läßt. 
Vom "Weltsüden" aus betrachtet, fällt es 
zunächst einmal schwer, zu einem hinrei­
chenden Urteil über die "Internationalisie­
rung der Industriepolitik" zu kommen. Die 
Triadisierung dürfte voraussichtlich den in­
tra-industriellen Handel und die Verflech­
tung zwischen den kapitalistischen Zen­
tren noch weiter verstärken und dabei die 
Stellung der transnationalen Konzerne er­
heblich befördern: Die Abkopplung des 
"Südens" würde sich in diesem Falle wei­
ter fortsetzen. Die Regionalisierung bein­
haltet zwar die Gefahr neuer Handels­
barrieren (gerade gegenüber sich entwik­
kelnden Ländern) und Handelskriege so­
wie neuer Abhängigkeiten von den jewei­
ligen "Zentren": Sie dürfte aber unter den 
heutigen Bedingungen auch ein Maxi­
mum an Gestaltungsspielräumen für Koo­
perationsbeziehungen zwischen "südli­
chen" und "nördlichen" Ländern und für 
eine aktive Weltmarktintegration eröffnen. 
Japan ist allerdings - mit dem vom MITI 
vorgelegten "New Aid Plan" (für die Zu­
sammenarbeit zur Industrialisierung Asi­
ens) - das gegenwärtig einzige Land, das 
eine wirklich globale Industriepolitik be­
treibt, indem es langfristig und gezielt an­
gelegte Vorstöße im Rahmen der Triade 
mit einer aktiven regionalen Kooperation 
zwischen Industrie-, Schwellen- und 

Entwicklungsländern verbindet (vergl. 
Goldberg 1991). 

4. Vorbild MITI: 
Comeback des Staates? 

In diesen Zusammenhängen gewinnt auch 
die Rolle des Staates eine neue und stär­
kere Dimension. Erstens: Langfristig anzu­
legende industrielle und infrastrukturelle 
Projektierungen auf der Basis moderner 
Technologien erfordern in räumlicher Hin­
sicht eine kontinuierliche Abstimmung 
zwischen Weltmärkten und Industriestruk­
turen. Es muß insoweit eine zeitlich-räum­
liche Kohärenz hergestellt werden, die 
ohne regionale Regulierungen auch in ab­
sehbarer Zukunft nicht möglich sein dürf­
te. Zweitens: Diese Kohärenz ist im übri­
gen eine wesentlich instutionelle Leistung, 
die nicht zuletzt von der organisatorischen 
Intelligenz der sozialen Beziehungen und 
von der sozial- ökonomischen Kultur ab­
hängt ( vergl. Matzner/Streeck 1991 ). Die­
se Beziehungen zwischen ökonomischen, 
sozialen und kulturellen Faktoren formie­
ren sich in einem regionalen Kontext. Drit­
tens: In beiderlei Hinsicht ist die unsicht­
bare Hand des (Welt-) Marktes überfor­
dert. Aber auch der Typus des postnationa­
len Unternehmens, das weltweit regulie­
rende Funktionen wahrnimmt, eine glo­
bale ökonomische Kultur hervorbringt und 
dabei quasi Rollen eines internationalen 
Staates ausfüllt, ist noch sehr unwalu­
scheinlich. Der Staat bleibt und wird neu 
gefordert. 
Wenn man die in verschiedenen Weltre­
gionen geführten Diskussionen miteinan­
der vergleicht, so verwundert es also nicht, 
wenn sowohl an den Peripherien wie auch 
in den industriellen Zentren des Weltkapi­
talismus das Stichwort "MITI" (das Kürzel 
für das japanische Industrie- und Außen­
handelsministerium) fällt: Steht es im ei­
nen Fall für eine aufholende Weltmarktin­
tegration, wie sie für Japan in den 50er 
und 60er Jahren und für andere ostasiati­
sche Länder in den 70er und 80er Jahren 
typisch war und nunmehr von einigen 
weiteren asiatischen Ländern angegangen 
wird, so steht im zweiten Fall das Be­
streben im Vordergrund, durch eine konti­
nuierliche Lenkung technologischer Inno­
vationen im Auf- und Abstieg von Bran­
chen eine weltweite industrie-gestützte 
ökonomische Führungsrolle zu erlangen, 
zu sichern und auszubauen. 
Insoweit reflektiert das Stichwort "MITI" 
zwei unterschiedliche Phasen japanischer 
Industriepolitik, die sich heute zwar weni-

ger durch die rigiden interventionistischen 
Praxen der Nachkriegszeit auszeichnet, 
aber weiterhin auf ein dichtes Netz staat­
lich-korporatistischer Lenkungsmechanis­
men setzt (vergl. zur japanischen ln­
dustriepolitikKokalj/Albach 1987, Welsch 
1987 und Kremer 1990/91). ln dieser "pla­
norientierten Marktwirtschaft" (Johnson 
1982, 302) spielt die Definition des Staates 
eine - wenn nicht sogar die - entscheiden­
de Rolle: Er fungiert - idealtypisch defi­
niert - weder als bürokratisch wuchernder 
Subventions- und Verwaltungsstaat noch 
als Einrichtung zum Schutz marktradikaler 
Eigentums- und Ausverkaufspraxen, son­
dern als gesamtwirtschaftliche "Entwick­
lungsagentur", in deren Mittelpunkt eine 
koordinierte industrielle Innovations- und 
Strukturpolitik steht. 

Der Staat fungiert wed~i;,.l.l!s 
bürokratisch wuchern~fr. 
Subventions- und Verw3'# 
tungsstaat noch 3.ls K .. 
tung zum Schutz ~ · 
kaler EigentU111$' i#i 
verkaufspraxen, :•.sönd 
gesamtwirtschaftliclL 
wicklungsagentut[',i .. 
Mittelpunkt· eine'k()()nJ 
industrielle lnnovatio · 
Strukturpolitik steht. 

Wirtschaftshistorisch mag man den MITI­
Bezug zunächst so interpretieren, daß der 
ökonomische Vergesellschaftungsprozeß, 
der der Modernisierung von Industrie­
gesellschaften innewohnt, wieder ange­
messener verarbeitet wird: In gewisser 
Weise stellt der radikale Marktliberalismus 
einen Irrweg im Sinne einer historisch 
zweifellos bedeutsamen Unterbrechung 
von gesellschaftlichen und ökonomischen 
Lernprozessen dar. Nach dem Zerfall des 
einen und dem Zusammenbruch des ande­
ren Widerparts (keynesianisch- bürokrati­
scher Wohlfahrtsstaat/sozialistische Kom­
mandowirtschaft) dürfte es schwerfallen, 
die entsprechenden ideologiebefrachteten 
Konstruktionen aufrechtzuerhalten. Der 
intervenierende Staat wird ein "Come­
back" erleben - als Staat einer neuen Peri­
ode weltweiter ökonomisch-sozialer Ent­
wicklungen und technologischer Innova­
tionen. 
Damit wird das Nullsummenspiel um 
"Markt oder Staat" beendet und eine hö­
here Aktivität beider Sektoren ange-
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strebt. Nicht der Umfang des öffentlichen 
Sektors ist hierbei entscheidend, sondern 
seine Fähigkeit, strategisch zu führen. 
"Der Staat als Pionier": So lautet die ähn­
lich gelagerte Vorstellung von Prognos­
Chef Heil< Afheldt, der vor allem Infra­
struktur-Hardware, Fort- und Weiter­
bildung, Software, Forschung und Ent­
wicklung sowie die Umwelt als "innovati­
ve Bereiche mit Pionierverdacht für die 
öffentlichen Hände" (einschließlich der 
öffentlichen Unternehmen) ansieht, auf 
denen der Staat mit Investitionen und 
Ordnungsinstrumenten Signale für die 
Gesamtwirtschaft zu setzen habe (vergl. 
Afheldt 1986). 

5. Die Linke und das Come-
back des Staates 

Und die Linke? Sie hat in den 80er Jahren 
gleich in mehrererlei Hinsicht Abschied 
vom Staat genommen. Vor allem ein Werk 
von Fritz Scharpf machte in ihren Reihen 
Furore, mit dessen Hilfe die Hinwendung 
zum Marktliberalismus "modem-reali­
stisch" begtiindet werden konnte ( vergl. 
Scharpf 1987). Angesichts der globalisier­
ten Finanzmärkte und der Inkompetenz 
supranationaler Ebenen sei Wirtschaftspo­
litil< nur noch als finanz- und geldpolitische 
Anpassung an internationale Kapital- bzw. 
Zinsbewegungen machbar. Aktive öffent­
liche Beschäftigungspolitil< durch finanz­
und kreditpolitische Maßnahmen und die 
Umverteilung zugunsten der Massenkauf­
kraft und der öffentlichen Nachfrage 
kämen dementsprechend nicht mehr in 
Frage. Die größte Chance für neue 
Arbeitsplätze und gewisse gesellschaftli­
che Gestaltungsräume werden noch in den 
wachsenden Dienstleistungszweigen ge­
sehen. 
Tatsächlich handelt es sich hierbei aller­
dings um eine unzulässige neoklassische 
Einengung, wenn Wirtschafts- auf Geld­
und Finanzpolitil< bzw. einen Datenkranz 
von Löhnen und Preisen, Steuer- und 
Zinssätzen reduziert wird. Ebensowenig 
ist es akzeptabel, wenn die Frage der 
"Dienstleistungsgesellschaft" von ihrer in­
dustriellen Basis abgekoppelt und deren 
Entwicklung ausgeblendet wird. Schließ­
lich ist eine Sichtweise zu kritisieren, die 
im internationalen Maßstab nur die "all­
mächtigen" Finanzmärkte und Zinsbewe­
gungen, nicht aber auch die Rolle von 
technologischen Transfers, industriellen 
Kooperationen, Produktions- und Markt­
strukturen im Auge hat. In diesem Ansatz 
werden damit substantielle Fragen des 
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ökonomischen Strukturwandels systema­
tisch ausgeblendet: Industrie- und Struktur­
politik findet nicht statt. 
Dieser polit-ökonomische Ohnmachtsdis­
kurs korrespondierte mit dem Aufschwung 
der "Zivilgesellschaft" zum allgemeinen 
Fluchtpunkt einer Linken, die sich vom 
Terrain des Staates und der Industrie im­
mer weiter zurückgezogen hat. Nicht die 
Hinwendung zu lebensweltlichen Prozes­
sen und ihren demokratischen Perspekti­
ven ist hierbei das Problem, sondern der 
Verzicht auf eine eigenständige strategi­
sche Definition des Staates in den in­
dustriell gebundenen Innovationsprozes­
sen. Es kann daher nicht verwundern, 
wenn dieser Diskurs in manchen Köpfen 
dazu geführt hat, "Zivilgesellschaft" und 
"freie Marktwirtschaft" als korrespondie­
rende und sich wechselseitig bedingende 
Konzepte zu akzeptieren, womit aus der 
ökonomischen Ohrunacht auch noch eine 
zivile Tugend gemacht wird. Im Angesicht 
von Weltmarkt und Weltordnung bleibt 
eine derartige Position blutleer und harm­
los: Sie überläßt die fundamentalen Pro­
zesse der technologisch-industriellen Inno­
vation dem Spiel der weltweit agierenden 
Konzerne - der global player. Dabei könn­
te sich die Linke einen durchaus eigen­
ständigen Zugang zur "ordnungspoliti­
schen Wende" erarbeiten: Denn mit die­
ser Wende eröffnen sich - wie beim Auf­
kommen des keynesianischen Interventio­
nismus - auch den Kräften der Linken 
wieder Optionen, die ihr unter marktlibe­
ralen Bedingungen fast gänzlich verbaut 
waren. Dies gilt nicht zuletzt für die Ziele 
des "ökologischen Umbaus der Volkswirt­
schaft", der "dauerhaften Entwicklung" in 
den Erdteilen und eine entsprechende 
"Politil< ausgewählter Wachstumsfelder", 
wie sie im Berliner Grundsatzprogramm 
der SPD gefordert wird. "Politik ausge­
wählter Wachstumsfelder" bedeutet letz­
tendlich, das Wachsen und Schrumpfen 
von Branchen und Produktionszweigen im 
regionalen und internationalen Maßstab zu 
regulieren - eine lndustriepolitil< eben, wie 
sie par excellence ( wenn auch unter ande­
ren Präntissen) vom japanischen MITI 
praktiziert wird. 
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Bis zu zwanzig Jahre kann es dauern, so 
ließ das Deutsche Institut für Wirt­
schaftsforschung (DIW) im Februar die­
ses Jahres in einer neuen Prognose ver­
lauten, bis das Bruttoinlandsprodukt pro 
Erwerbstätigen in Ostdeutschland das 
Niveau des früheren Bundesgebietes er­
reicht hätte.1 Betrachtet man die erste 
Sozialproduktsberechnung des Statisti­
schen Bundesamtes für das vereinte 
Deutschland, so fällt der wesentliche 
Unterschied zwischen den neuen und 
den alten Bundesländern sofort ins 
Auge: Vor allem das produzierende Ge­
werbe und die Dienstleistungsunterneh­
men weisen in den neuen Bundesländern 
erheblich unterdurchschnittliche Werte 
auf. 2 Aber nicht nur in der bestehenden 
WirtschaftssbUktur liegt eine Schieflage 
vor, sondern vor allem die Investiti­
onstätigkeit verläuft in den neuen Bun­
desländern unterdurchschnittlich. 
Entscheidend für die Entwicklungschan­
cen der neuen Bundesländer wird die 
Frage sein, ob es gelingt, den Trend zur 
Deindustrialisieruog zu stoppen. Der 
Aufbau zukunftsfähiger industrieller 
SbUkturen ist dabei nicht nur zu be­
schränken auf die Ansiedlung von Pro­
duktionsstätten, sondern muß den funk­
tionalen Gesarntzusarrunenhang des Pro­
duktionsprozesses beachten. Im Zusam­
menhang mit der Diskussion um die Ent­
stehung des Prograrruns Aufschwung Ost 
schien sich verknüpft mit der allgemei­
nen industriepolitischen Debatte ein Pa­
radigmenwechsel in der Wirtschafts- und 
Strukturpolitik abzuzeichnen.' Das Kon­
zept aber beruht vor allem auf Anreizen 
für die private Investitionstätigkeit und 
hat nicht verhindert, daß die N achfra­
geströrne nach Westen liefen und damit 
vornehmlich die Konjunktur im früheren 
Bundesgebiet am Laufen gehalten ha-

* Carsten Sieling ist Dipl. Ökonom und arbeitet bei 
der Arbeiterkammer Bremen 

ben. Die wirtschaftsstrukturellen und in­
dustriepolitischen Probleme der neuen 
Bundesländer aber konnten damit nicht 
angegangen werden. 

Nischenverteidiger und isolierte 
Pioniere 

Das Wissenschaftszentrum Berlin 
(WZB) hat jüngst eine Analyse über die 
Unternehmensstruktur in den neuen 
Ländern sowie die Folgen der einge­
schlagenen Wirtschaftspolitik vorge­
legt.' Ausgangspunkt der Analyse bildet 
die Unternehmens- und Wirtschafts­
struktur in der ehemaligen DDR. Von 
herausgehobener Bedeutung war dabei 
die Ende der sechziger Jahre begonnene 
Schaffung von Kombinaten, mit denen 
durch eine strikte vertikale Integration 
aller Produktionsstufen einer Branche -
also von den Zulieferbetrieben über die 
Forschungsbereiche bis hin zur Endferti­
gung und zum Handel - eine Effizi­
enzsteigerung erreicht werden sollte. 
Die Folge der damit verbundenen Zen­
tralisierung von Entscheidungs- und Pla­
nungskompetenzen, die in den ersten 
Jahren allerdings in der Tat zu einer be­
trächtlichen Produktivitätssteigerung 
der DDR-Betriebe führte, war der Ver­
lust an ökonomischer Eigenständigkeit 
für die einzelnen Kombinatsbetriebe. 
Damit wurden vor allem die regionalen 
Betriebsstandorte von ihren Kombinats­
leitungen derart dominiert, daß wirt­
schaftliche SbUkturen innerhalb der Re­
gionen vollkommen zerschlagen bzw. 
einzig von nun internalisierten Kombi­
natsentscheidungen abhängig wurden. 
Regionen fungieren damit nicht mehr als 
Wirtschaftsräume, sondern nur noch als 
Arbeitskräftereservoirs. 
Die "De-Regionalisierung" der Pro­
duktion, wie die WZB-Forscher diese 

von Carsten Sie/ing* 

Fehlentwicklung der DDR-Wirtschafts­
politik nennen, wird allerdings im Rah­
men der derzeitig von der Treuhand be­
triebenen Kombinatsauflösung kei­
nesfalls umgekehrt. Generell besteht 
eher die Gefahr, daß die bestehenden 
Unternehmensstrukturen in einer Weise 
zerschlagen werden, der die für eine 
selbständige Betriebseinheit lebens­
wichtigen Unternehmensfunktionen wie 
Forschung und Entwicklung sowie Aus­
bildung ebenfalls zum Opfer fallen. 
Wettbewerbsfähigkeit kann damit selbst 
mittelfristig nicht erreicht werden. 
Zwei Grundtypen von vormaligen 
Kombinatsstammbetrieben schälen sich 
nach Auffassung des WZB heraus. Die 
nach wie vor auf die osteuropäischen 
Märkte ausgerichteten Unternehmen 
werden als "Nischenverteidiger" be­
zeichnet. Sie verfügen im wesentlichen 
über "clan-artige Beziehungen zu den 
ministeriellen Beschaffungsabteilungen 
ihrer vormaligen Kunden"' in der ehe­
maligen Sowjetunion, auf die sie sich 
bisher wegen der bestehenden Verträge 
im Wert von mehr als neun Milliarden 
Mark und wegen ihrer fehlenden Wett­
bewerbsfähigkeit auf den westlichen 
Märkten konzentriert haben. Gerade 
angesichts der Herausbildung der GUS 
und dem sich verstärkenden Autonomie­
streben der einzelnen Republiken ist die 
Realisierung dieser Verträge immer stär­
ker bedroht. Zu den engen Grenzen der 
Nischenstrategie gesellt sich noch das 
Problem, daß auf den östlichen Märkten 
in der Regel weniger technologisch an­
spruchsvolle Produkte gefragt sind, wo­
mit diese einseitige Marktausrichtung 
nicht gerade zu einer Weiterentwicklung 
der Innovationsfähigkeit dieser Betriebe 
beiträgt. Im Gegenteil: Da die Wirt­
schafts- und Währungsunion gerade die­
sen Betrieben die Chancen auf den west­
lichen Märkten vollkommen entzogen 
hat, werden bestehende moderne Pro-
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duktlinien sogar rückentwickelt. Von 
der Innovationsblockade sind zusätzlich 
noch die Zulieferbetriebe dieser frühe­
ren Kombinate betroffen, die sich eben­
falls immer mehr auf die einfacheren 
Produkte konzentrieren. 
Die von der Treuhand betriebene Auflö­
sung der großen Instandhaltungs- und 
Maschinenbauteile der Kombinate führt 
zur Herausbildung des zweiten Typs, 
den "isolierten Pionieren". Zwar sind 
die Produktionsbedingungen in diesen 
Bereichen mit ihren sehr gut qualifizier­
ten Arbeitskräften und der überdurch­
schnittlichen technischen Ausstattung 
erfolgversprechend, jedoch fehlen hier 
durch die Entflechtung Marktbeziehun­
gen, Beratungskontakte und institutio­
nelle SbUkturen. "Während die prekäre 
Situation der Nischenverteidiger eher 
von einem 'Zuviel' an clan-artigen Be­
ziehungen zu ihren alten Kunden resul­
tiert, leiden die isolierten Pioniere eher 
an einem 'Zuwenig' an Clan.''6 Die 
Chancen dieser Unternehmenstypen 
werden umsomehr durch Investitionss­
trategien westlicher Großkonzerne be­
stimmt. 

Investitionsstrategien westlicher 
Konzerne I: 

"Kathedralen in der Wüste" 

Als Folge der Bevorzugung westlicher 
Investoren, die sich sowohl aus der Inve­
stitionsbezuschussung im Rahmen des 
"Aufschwung Ost" als auch durch 
Entscheidungen der Treuhandanstalt er­
geben, verschärfen sich die Bedingun­
gen für die ansässigen Betriebe weiter. 
Insbesondere die sektoralen Aufsichtsrä­
te der Treuhandanstalt, die eine inter­
ventionistische Strukturpolitik seitens 
des Staates tabuisieren, machen sich da­
mit abhängig von den freien Kräften des 
Marktes und den Strategien westlicher 
Großunternehmen. Die Unternehmen, 
die angesichts der fatalen allgemeinen 
Investitionsentwicklung mehr und mehr 
zu den eigentlichen Hoffnungsträgern 
für die neuen Bundesländer stilisiert 
werden, verfolgen nach den Analysen 
des WZB im wesentlichen zwei 
Investitionsstrategien. Durch die erste 
Strategievariante der Übernahme vor­
maliger Kombinatsstammbetriebe durch 
Großunternehmen entstehen, so die 
WZB-These, "Kathedralen in der Wü­
ste".7 Die politische Brisanz dieser 
Übemalunen liegt vor allem in der So-

zialisierung der Investitionsrisiken der 
westdeutschen Konzerne durch die 
Treuhandanstalt. So wird das VW-Enga­
gement in Zwickau mit 2 Milliarden 
Mark öffentlich gefördert. VW selber 
braucht dann nur noch 3 Milliarden 
Mark aufzubringen. Opel läßt sich sein 
750 Millionen Mark Projekt in Eisenach 
sogar mit 60 Prozent subventionieren. 
Primus ist natürlich die Mercedes-Benz­
AG, die sich ihr LKW-Werk in 
Ludwigsfelde mit ähnlichen öffentli­
chen Anteilen fördern läßt und darüber 
hinaus die Einstiegsinvestitionen zur 
Beseitigung ökologischer Altlasten, zur 
Modernisierung der Produktionsanlagen 
und eben auch zur Finanzierung der 
Sozialpläne und der Qualifizierungs­
maßnahmen der Treuhandanstalt über­
läßt. Rund 100 Millionen Mark öffentli­
cher Gelder sind schon in dieses Werk 
geflossen, das formal nach wie vor in 
Treuhandeigentum ist, aber über einen 
Geschäftsbesorgungsvertrag vom größ­
ten deutschen Konzern geführt wird. 
Der sbUkturpolitische Effekt dieser Sub­
ventionierung ist allerdings nahe null. 
Denn den übernommenen Produkti­
onsstätten werden nun die Strukturen der 
Westkonzerne übergestülpt, was in den 
genannten Montagebetrieben insbeson­
dere für die Zulieferungen sowie die 
Verflechtungen mit produktionsnahen 
Dienstleistungen aus dem Westen gilt. 
Die lokale Industrie erhält von diesen si­
cher mit modernster Produktionstechnik 
und Logistik ausgestatteten Werken kei­
ne Impulse; klein- und mittelständische 
SbUkturen, deren Förderung der Bun­
desregierung verbal ja immer am Herzen 
liegt, werden dadurch nicht gestärkt. Im 
Gegenteil: Bislang bestehende Bezie­
hungen der Werke zur regionalen Wirt­
schaft werden zerschlagen, die Chancen 
der Nischenverteidiger und auch der 
isoJierten Pioniere auf ein Überleben 
sinken weiter. Und da es sich um den 
klassischen Fall von verlängerten 
Werkbänken handelt, sind auch die Qua­
lifikationsanforderuogen an die Beleg­
schaften nicht so ausgelegt, daß hier 
Eigenverantwortlichkeit und innovati­
ves Potential entstehen, woraus wiede­
rum spill-over Effekte für die Region ge­
speist werden könnten. Aus diesen Ent­
wicklungen sind Rückschlüsse auf die 
Wachstumschancen des Wirt­
schaftsraumes zu ziehen: Jüngere empi­
rische Untersuchungen zeigen, daß eine 
enge Verknüpfung zwischen der Indu­
strie- mit der Dienstleistungsentwick­
lung von Regionen besteht. Die Wachs-

tumsregionen des Südens der alten Bun­
desrepublik zeichnen sich in ganz aus­
driicklicher Weise dadurch aus.8 Derarti­
ge Synergieeffekte werden mit den 
"Kathedralen" eben nicht nur ver­
säumt, sondern sogar verhindert. 

Investitionsstrategien westlicher 
Konzerne II: 

Brückenköpfe 

Das Ziel des Zugangs zu den ostdeut­
schen und osteuropäischen Märkten 
steht im Mittelpunkt der zweiten Strate­
gie der Großunternehmen, die sich dazu 
vornehmlich über joint ventures Brük­
kenköpfe in Ostdeutschland schaffen 
wollen. Als Beispiele nennen die WZB­
Forscher den Einstieg von AEG in die 
Lokomotivproduktion in Hennigsdorf 
sowie die Übernahme des Getriebe­
werks Brandenburg durch die Zahnrad­
fabrik Friedrichshafen. Der wesentliche 
Unterschied zu den Kathedralen ist von 
regionalwirtschaftlicher Bedeutung: Da 
die Brückenköpfe nicht vollständig in 
die Strukturen der westlichen Kon­
zernzentralen eingebunden wcrdeii,' :.~~: 
nen sowohl Kundenbeziehungen ·, · als 
auch Zuliefererbeziehungen auf­
rechterhalten werden. Allerdings blei­
ben auch hier hauptsächlich Zulieferer 
im Geschäft, die im Preiswettbewerb 
standhalten können. Und dies sind eben 
nicht moderne und innovative Hocht­
echnologieproduzenten, sondern eher 
traditionell Standardprodnkthersteller, 
die nur wenig zur Modernisierung der 
IndustriesbUktur beitragen können. Po­
sitiv ist in jedem Fall der Aus- und Auf­
bau zentraler Unternehmensfunktionen 
iro Marketing- und Verkaufsbereich so­
wie in der Forschung und Entwicklung, 
die in diesen Unternehmen und damit 
vor Ort angesiedelt werden. Hierdurch 
kann es wiederum zu einer Stärkung des 
regionalen Dienstleistungsangebots und 
mittelständischer Unternehmen kom­
men. 
Wie schon bei den Nischenverteidiger 
sind auch die Entwicklungsperspektiven 
Brückenköpfe durch die unsicheren Ab­
satzchancen auf den Ostmärkten getrübt. 
Die WZB-Forscher gehen in ihrer Ana­
lyse von "massiv enttäuschten osteuro­
päischen Märkten" aus9

, die in nur we­
nigen Wirtschaftsbereichen Spielraum 
für Hoffnungen lassen und in den ver­
gangenen Monaten ersteinrnal zur An­
nulierung so mancher Investitionspla-
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nung geführt haben. Auch wenn durch 
diese negativen Ausgangsbedingungen 
insbesondere die wenigstens ansatzwei­
se strukturpolitisch positiven Brücken­
köpfe betroffen sind, dürfen doch die be­
stehenden Ressourcen nicht weiter zer­
stört werden. Nach Ansicht des WZB 
sind die bestehenden Potentiale vor al­
lem "durch jene Art kurzsichtiger öko­
nomischer Rationalität bedroht, die Res­
sourcen zu eliminieren trachtet, deren 
künftige Erträge zwar schwer kal­
kulierbar, die allerdings für die länger­
fristige Anpassungsstrategie entschei­
dend sind. Die Zerstörung dieser Res­
sourcen, wie etwa der Ausbildung und 
F&E-Kapazitäten der vormaligen Kom­
binatsstammbetriebe, wird solange fort­
dauern, bis die ökonomische Rationali­
tät institutionell davor bewahrt wird, in 
kurzsichtigen Ökonomismus umzu­
schlagen. "10 

Strukturpolitische Alternative 
dringend erforderlich 

Die bisherigen Investitionsstrategien der 
westlichen Konzerne, die mit einem 
Millionenaufwand staatlich gefördert 
werden, sowie die allgemeinen 
Entwicklungsbedingungen für die Kom­
binatsnachfolger führen in den ost­
deutschen Bundesländern also nicht ge­
rade zu tragfähigen wachstums- und be­
schäftigungspolitischen Perspektiven. 
Selbsttragende innerregionale Bezie­
hungen entstehen weder durch Kathe­
dralen in der W liste noch durch isolierte 
Pioniere. Und die Absatzchancen für die 
Brückenköpfe und die Nischenverteidi­
ger werden durch die aktuelle wirt­
schaftspolitische Strategie von Bundes­
regierung und Treuhandanstalt auch 
nicht verbessert. Hieran zeigt sich deut­
lich, daß das Hoffen auf freie Marktkräf­
te jeglicher Grundlage entbehrt. Ebenso 
fehl geht aber auch das Konzept des In­
vestivlohns. Damit verbleibt die 
Wirtschaftspolitik im Rahmen einer 
Umverteilung von Einkommen zugun­
sten verbesserter Investitionsbedingun­
gen für Großkonzerne und weiterer Ka­
thedralen in der Wüste. Wenn über den 
Einsatz von Einkommensbestandteilen 
geredet werden kann, dann nur im Zuge 
einer strukturpolitischen Konzeption, 
die sowohl mit der Abhängigkeit von 
westlichen Konzernstrategien bricht als 
auch die noch bestehenden regionsinter­
nen Ansätze aus ihrer Isolierung befreit. 
Genau hier setzt das IG-Metall-Konzept 
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Eckpunkte zur Funktion der I rmhand-lndustrid10lding 11 HI 1 

Erweiterung der Sanierungsaufgabe: 

Reform der Sanierungskriterien 
Ergänzung von betriebswirtschaftlichen durch volkswiruchaftliche Kostenrechnung für Wegfall 
von Arbeitsplätzen 
Erhöhung der öffemlichen Sanierungshilfen nach volkswirtschaftlicher Küstenrechnung für Erhalt 
vorhandener/Schaffung neuer Arbeitsplätze 

Reform der Sanierungsstrategien 
Bereitstellung von Beratungs- und Managementkapazitäten 
Prcxluktinnovation + Prozeßinnovation 

Reform der Organisa1ionss1rukturen 
Effektivierung 
Demokratisierung 

Erweiterung der Privatisierungsaufgabe: 

Verkauf an Westinvestoren 
sofort 
nach Sanierung 

Schaffung autonomer Ostunternehmen 
nach Sanierung 
mit Börseneinführung 

Beteiligung der Arbeitnehmer am Produklivvermögen (25% an TH[) 

"Zur solidarischen Finanzierung der so­
zialen Einigung" 11 an. 
Die IG Metall stellt in ihrem Konzept 
die gezielte Sanierung der Regionen und 
Branchen in den Vordergrund. Unab­
dingbar hierfür ist eine Strukturpolitik, 
die aus drei Elementen besteht: Erstens 
eine Ausweitung arbeitsmarktpolitischer 
Maßnalnnen durch eine Verstärkung der 
Kurzarbeiterregelungen sowie durch 
eine bessere Ausstatrung der Arbeits­
beschaffungsmaßnalnnen. Zweitens 
wird eine infrasbukturpolitische Offen­
sive in den Regionen für dringlich gehal­
ten, bei der es um die Befriedigung der 

wesentlichen Bedarfsfelder Energiever­
sorgung, Wohnungsbau, Verkehr und 
Telekommunikation geht. Die Beseiti­
gung ökologischer Altlasten und die 
Förderung von Forschung und Entwick­
lung sind die Kernbestandteile des drit­
ten Elements, der industriepolitischen 
Sanierung. 
Neben der aktiven Tarifpolitik zur Ein­
kommenssicherung sowie zur Fest­
schreibung des Kündigungsschutzes und 
von Qualifizierungsmaßnahmen sind 
deshalb eine aktive Regionalpolitik und 
eine aktive Industriepolitik vorrangig. 
Im Zuge der Regionalpolitik geht es der 

Eckpunkte zur Funktion des Treuhand-\ ermogensfoncls 
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Minderheitsbeteiligung 
an der THI AG 

(25%) 

Sanierung Minderheitsbeteiligung ~ 

""d privatisierten (ehemaligen) 
Privatisie- THI-Unternehmen 
rung von 

11{]. 
(25%) 

Unterneh-
m,n 
,,, 

Erträge aus 
Be1eiligungen 1 

Mittelverwendung THV 

b1h..ip1t.1l,t111h.1u1 

A. Bürger der ehemaligen DDR 
(50%) 

Sonder-
B. Ob<re Einkommensgruppen, abgabe 

darunter Arbeitnehmer Ost 
(25%) 

C. Arbeitnehmer im freiwillige 
Geltungsbereich de< gesetzlichen Anlage von 

Sparförderung Ersparnis-
(25%) sen 

i Minelherkunft TIN 

Verwendung für Sanierungskredite an THI-soweit 
nichl für Ausschüttungen an Anteilseigner THV 

erforderlich 
THI = Treuhand-Industrieholding 
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IG Metall neben der Modernisierung der 
Infrastruktur vor allem um Entwick­
lungskonzepte, die den Bedingungen der 
jeweiligen Wirtschaftsräume angepaßt 
sind. Eine große Bedeutung hat hierbei 
das unmittelbare Eingreifen in den Dein­
dustrialisierungs- und Dequalifizie­
rungsprozeß mittels gut ausgestatteter 
Beschäftigungsgesellschaften. Die Indu­
striepolitik muß vorrangig den Branchen 
und Unternetunen durch Innovations­
und Investitionsmaßnahmen eine Zu­
kunftschance geben, wobei im Sinne ei­
ner dynamischen Bestandsentwicklung 
die lokalen Unternehmenspotentiale ge­
stärkt werden sollen. 
Gerade für die Umsetzung der aktiven 
Industriepolitik hat die Treuhandanstalt 

Westunternehmen, der aufgrund der Ka­
thedralen-Prcblematik an präzise und 
noch zu entwickelnde Kriterien gebun­
den werden muß, geht es der IG Metall 
auch um die Schaffung autonomer Ost­
unternehmen. Gerade hierfür ist eine di­
rekte Beteiligung der Industrieholding 
an sanierungsfähigen Untemetunen vor­
gesehen. 
Das zweite Bein der Umsetzungsstrate­
gie ist die Schaffung eines Treuhand­
Vermögensfonds (THV), der die Ver­
mögensanteile zusammenfassen soll und 
sich zu 25 Prozent an der Industriehol­
ding beteiligen soll. Auch bei Privatisie­
rungen von Unternehmen könnte der 
Fonds Anteile halten, so daß eine öffent­
liche Kontrolle zur Verhinderung eines 

Eckpunkte eines gesctzlid1cn Fondsmodclls 

Treuhandanstalt THA 

75% 1. - Sanierungsfähige Umemehmen einschließlich Liegenschaften 

IT. 25% 
Funktionalbereich Abwicklung (nicht sanierungsfähige Unternehmen) -

m. 
Bereiche Verkehr, Landwirtschaft, Uesellschaft zur Privatisierung des Handels, Hotels und 

Gasthäuser, Kommunalvennögen/Wasserwirtschaft, übriges Sondervennögen 

---j Treuhand-Industrieholding AG (THI) 

25% ~1 

Treuhand-Vermögensfonds (THV) k-

zentrale Bedeutung. Die Spitze der 
Treuhandanstalt allerdings ist es vor al­
lem, die eine industrie- und strukturpoli­
tische Verantwortung ablehnt und nur 
durch die privatwirtschaftlichen Brille 
schauend betriebswirtschaftliche Krite­
rien an ihre Entscheidungen anlegt. Als 
Konsequenz aus dieser Verweigerungs­
haltung verlangt die IG Metall die 
Neugründung einer Treuhand-Industrie­
holding AG (TH!). Eine solche Holding 
hätte neben betriebswirtschaftlichen 
Aspekten auch eine volkswirtschaftliche 
Kostenrechnung durchzuführen und da­
mit beschäftigungspolitische Kriterien 
in das Unternehmensziel einzubauen. 
Darüber hinaus würde eine solche Indu­
strieholding Aufgaben wie die Bereit­
stellung von Managementkapazitäten 
und die Förderung von Innovationen 
übernehmen, die von der Treuhandan­
stalt in ihrer jetzigen Form schlicht igno­
riert werden. Neben dem Verkauf von 
ehemaligen Kombinatsbetrieben an 

Ausverkaufs von "Perlen" bestehen 
bleibt. Die Finanzierung des Fonds soll 
dreiteilig erfolgen: Zum einen wird be­
kannten DGB-Vorschläge entsprechend 
eine Abgabe von Besserverdienenden 
erhoben. Zum weiteren können Bezieher 
hoher Einkommen Anteilsscheine er­
werben, die zur Vermögensbildung bei­
tragen. Und zum dritten wird die Hälfte 
des Fondsvermögens auf die Be­
völkerung der ehemaligen DDR kosten­
los übertragen, so daß die Menschen die 
Resultate ihrer Arbeit nun nach der Ver­
einigung nicht gleich an das Privatkapi­
tal verlieren. Insgesamt profitieren da­
mit nicht nur Kapitaleigentümer von Sa­
nierungserfolgen, die einen Vermö­
genszuwachs hervorbringen. Im Endef­
fekt würden durch die mit einer Aufstok­
kung der Sparförderung verbundenen 
Anteilscheinerwerb 7 ,5 Milliarden Mark 
in die Kassen des Treuhand-Vermögens­
fonds fließen. Weitere 9 Miliarden Mark 
würde die Sonderabgabe erbringen, so 

daß der Vermögensfonds über seine 
Minderheitsbeteiligungen die Sanie­
rungsvorhaben mitfinanzieren könnte. 
Auch die IG Metall kann natürlich keine 
Antwort auf das Problem der sich veren­
genden bzw. nicht entwickelnden Ost­
märkte geben. Eingedenk der Tatsache, 
daß Osteuropa Ziel der Investitionsstra­
tegien vieler Konzerne der kapi­
talistischen Welt ist und gleichzeitig 
ebenfalls intern saniert werden muß, ist 
offenkundig, wie unzureichend der 
Blick nach Osten für die Sicherung und 
Schaffung von Beschäftigung in den 
neuen Bundesländern ist. Eine aktive 
Sanierungsstrategie und eine offensive 
Industriepolitik sind die notwendige 
Antwort auf das Dilemma, in der es dar­
um geht, Handlungsspielraum in den 
Regionen der ehemaligen DDR zu erhal­
ten. Und hierfür sind zum einen regions­
intem ökonomische Strukturen zu eta­
blieren, die zurnindestens in Zukunft 
eine selbsttragende Entwicklung ermög­
lichen. Zum anderen werden sich die 
neuen Bundesländer - Ostmärkte hin 
oder her - als Bestandteil des Europäi­
schen Binnenmarktes und der Welt des 
entwickelten Kapitalismus sowi~:l_:~ 
den Weltmärkten beweisen rr"~)j!h. 
Eine Instandsetzung für diese Henii)sför­
derung ist eben nicht durch eine Indu­
striestrukturen demontierende Privati­
sierung zu erreichen, sondern hat seine 
Chance nur im Kontext eines industrie­
politischen Sanierungskonzeptes, wie es 
die IG Metall zur Diskussion stellt. 
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Von Maastricht bis Moskau? 

- Europäische WWU und die Integration Osteuropas -

Während im Osten Europas gerade ein 
riesiges Staatengebilde in sich zusam­
mengebrochen ist, gruppiert sich im 
Westen - geschäftsmäßig "unrevolutio­
när" - ein ökonomischer Gigant: Der 
EG-Gipfel von l\flulstricht war ein Mei­
lenstein in der Geschichte der Europäi­
schen Integration - so unzulänglich und in­
terpretationsfähig die Ergebrtisse auch im­
mer sein mögen. Die ökonomische Inte­
gration Westeuropas soll, nach Vollendung 
des Binnenmarktes zum 01.01.1993, mit 
der Einführung einer einheitlichen euro­
päischen Währung in seine letzte Phase 
treten. 
Verband die Bundesregierung ihre Zu­
stimmung zur Wirtschafts- und Wäh­
rungsurtion mit der Schaffung einer Eu­
ropäischen Zentralbank nach bundes­
deutschem Vorbild und Vereinbarungen 
über eine gemeinsame europäische Au­
ßenpolitik, Politischer Urtion und Stär­
kung des Europaparlaments, sorgte sich 
vor allem Großbritannien bei Aufgabe 
des britischen Pfund um den vollständi­
gen Verlust wirtschaftlicher Eigenstän­
digkeit. Die südlichen EG-Mitglieds­
staaten wiederum forderten die stärkere 
Verankerung sozialer Rechte im Integra­
tionsprozeß und eine Aufstockung der 
Strukturfonds, um ihre eigenen Regio­
nen unter den verschärften ökonomi­
schen Bedingungen besser anpassen zu 
können. Die Angst vor einer Vertiefung 
der ökonomischen und sozialen Dispari­
täten, sogar vor einer partiellen Abkop­
pelung machte die Runde.' 

Einigung auf eine kleine 
Lösung 

Schließlich einigte man sich hinsichtlich 
der Wirtschafts- und Währungsurtion im 

* Reinhold Rünker, stellv. JUSO-Bundesvorsitzen­
der, Oelde, Harald Unfried, stellv. JUSO-Lan­
desvorsitzender Bayern, Landshut 
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Grundsatz auf eine "kleine Lösung". Als 
Vorläufer einer autonomen, nach 
bundesdeutschem Vorbild rticht an Regie­
rungsorder gebundenen sowie vorrangig 
der Geldwertstabilität verpflichteten Eu­
ropäischen Zentralbank (EZB) soll 1994 
ein EG-Währungsinstitut den derzeitigen 
Ausschuß der zwölf Zentral­
bankgouverneure ablösen. Dieses neue 
Währungsinstitut, das eine Stärkung und 
reale Einführung ( durch Münzen und 
Noten) der europäischen Währung ECU 
zum O 1.01.1999 vorbereiten soll, wird 
zunächst noch keine Eingriffsmöglich­
keiten in die nationalen Geldpolitiken 
haben. Frühestens 1997 wird die Grün­
dung der EZB erfolgen, wobei rticht alle 
EG-Mitgliedsstaaten zugleich Grün­
dungsmitglieder sein werden. Viehnehr 
wird das Währungsinstitut 1996 gemein­
sam mit der EG-Kommission eine Lage­
bewertung der Mitgliedsstaaten vorneh­
men, bei der die Kriterien nationale In­
flationsrate, Staatsverschuldung sowie 
die "politische Bedeutung" für einen 
Beitritt zur Währungsunion zugrunde 
gelegt werden. 
Mit der Festlegung auf eine gemeinsame 
Währung und der Gründung einer Euro­
päischen Zentralbank wären ab 1997 
letztlich wesentliche Bereiche der Wirt­
schafts- und Währungspolitik der Mit­
gliedsstaaten auf die europäische Ebene 
verlagert. Nationale Budgets würden 
dann durch die Beschränkungen der 
EZB quasi im Vorfeld strukturiert, für 
nationale wirtschaftspolitische Sonder­
programme - z. b. für Krisenregionen -
bestünden nur noch eingeschränkte 
Spielräume. Bestimmt wird die EZB da­
bei von den ökonomisch (und politisch) 
starken Mitgliedsländern - nur sie sind ja 
zunächst an der Gründung beteiligt. 
Ökonomisch schwächere Länder müs­
sen sich - ähnlich wie heute bereits ge­
genüber der Politik der Deutschen Bun­
desbank und ihrer Zinspolitik - dem Diktat 

von Reinhold Rünker und Harald Unfried* 

der EZB beugen, auch wenn sie rticht di­
rekt an ihr beteiligt sind. So konkretisiert 
sich ein "Europa der zwei Geschwindig­
keiten", in der die starken Staaten das 
Tempo vorlegen und die schwächeren 
hinterherhecheln. Aufgrund der nach wie 
vor bestehenden wirtschaftlichen Diver­
genzen innerhalb der EG wird der Weg 
zur Angleichung der makroökonomischen 
Daten ohnehin von massiven sozialen 
Sparmungen und Einbrüchen begleitet 
sein. 

Die WWU und der Osten 

Noch dramatischer wird sich die Entwick­
lung für die Länder Osteuropas darstellen, 
die den Anschluß an das Wohlstand ver­
heißende EG-Europa suchen. Hier bahnt 
sich ein "Europa der dritten Geschwindig­
keit" an, bei der ganze Regionen und 
Staaten, Millionen Erwerbstätige unter die 
Räder der Marktwirtschaft geraten. 
Nach Auflösung des RGW haben sich die 
Beziehungen zwischen der EG und den 
osteuropäischen Ländern durchaus intensi­
viert. Hatte es zuvor mit einzelnen RGW­
Mitgliedsländem sowie Jugoslawien bila­
terale Handels- und Kooperationsabkom­
men gegeben, wurden 1991 die auf dem 
Pariser Gipfel von 1989 für Polen und Un­
garn beschlossenen Hilfsleistungen in ei­
ner gemeinsamen Aktion - PHARE - ge­
bündelt und auf weitere osteuropäische 
Länder ausgeweitet. Die 1991 zur Verfü­
gung gestellten ca. 800 Mio. ECU (ca. 1,6 
Mrd. DM) sind dabei jedoch allein zweck­
gebundene Mittel für Industrie, Land­
wirtschaft, Umwelt und Ausbildung. In 
diesem Jahr steht das PHARE-Progrannn 
zur Verlängerung an. Im Dezember ver­
gangenen Jahres wurden zudem erste 
Assoziierungsabkommen mit Ungarn, Po­
len und der CSFR abgeschlossen. Andere 
osteuropäische Länder sind ebenfalls an 
derartigen Abkommen interessiert, die 
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Verhandlungen aber noch rticht abge­
schlossen. 
Mit diesen Abkommen versprechen sich 
die osteuropäischen Staaten neben einer 
Beschleurtigung des marktwirtschaftlichen 
Transformationsprozesses vor allem einen 
möglichst ungehinderten Zugang ihrer 
Produkte auf den EG-Markt. Dies wird 
sich wohl relativ schnell als Illusion erwei­
sen. Denn nach dem Exitus der post-stali­
rtistischen Systeme sind dort zunächst ganz 
andere, weitaus grundlegendere Reform­
und Umbauschritte erforderlich, als allein 
mit Blick nach Westen die bedingungslose 
- wenn auch über eine Assoziierungsphase 
abgefederte - Integration in die EG anzu­
streben. Zuallererst steht der kontrollierte 
Übergang zur sozial regulierten Marktko­
ordination bei gleichzeitiger Demokratisie­
rung eines verbleibenden öffentlichen 
Sektors und die Schaffung eines funktions­
tüchtigen wirtschaftswlitischen Instrumen­
tariums an. Die Freigabe der Preise, wie 
sie Anfang Januar in ·einigen GUS-Mit­
gliedsstaaten erfolgte, soll durch die Eta­
blierung realer Knappheitsindikatoren die 
Modernisierung des völlig veralterten Ka­
pitalstocks sowie die notwendige Diversi­
fizierung der volkswirtschaftlichen Pro­
duktion vorantreiben. Allein der innere 
Systemumbau wird die Kräfte der betrof­
fenen Staaten auf das äußerste in An­
spruch nehmen - selbst bei großzügigeren 
Kapitaltransfers aus dem Westen. 
Hinsichtlich einer erfolgreichen Einbin­
dung in die internationale Arbeitsteilung 
muß den spezifischen Bedingungen 
Rechnung getragen werden, die aus der 
Gleichzeitigkeit des wirtschaftlichen In­
tegrationsprozesses im Westen und der 
radikalen Abkehr von den antidemokra­
tischen Kommandowirtschaften in Ost­
europa hervorwachsen: 
Die Erneuerung der Produktionsanla­
gen, die Etablierung stabiler Marktbe­
ziehungen und der Aufbau wettbewerbs­
fähiger Sektoren der Volkswirtschaft er­
fordern einen erheblichen Zeitaufwand. 
Aufgrund der historischen Ein­
zigartigkeit kann dabei auch nicht auf ei­
nen Erfahrungshorizont zurückgegriffen 
werden, der unnötige ökonomische und 
soziale Kosten vermeiden helfen würde. 
Nach einer Studie des Baseler Prognos­
Institutes, in deren Rahmen das wirt­
schaftspolitische Entwicklungspotential 
ehemaliger RGW-Staaten untersucht 
wurde, karm Ungarn etwa ab 1995, die 
CSFR ab 1996 und Polen etwa ab 1997 in 
eine Wachstumsphase eintreten. Unter­
stellt ist hierbei ein erfolgreicher Verlauf 
der Systemtransformation. Für das übrige 

Osteuropa waren der Studie zufolge ernst­
hafte Anzeichen einer wirtschaftlichen Er­
holung bis zum Ende des Jahrtausends 
nicht auszumachen! 2 

Einer der primären Effekte des westeu­
ropäischen Binnenmarktprojektes 1993 
besteht in einer weiteren Vertiefung des 
regionalen Entwicklungsgefälles inner­
halb der EG (IFO-Institut für Wirt­
schaftsforschung, 1990). Notwendig 
wird dadurch die qualitative Weiterent­
wicklung sowie eine nochmalige Auf­
stockung der Mittel der EG-Struktur­
fonds, die insbesondere der Förderung 
besonders rückständiger Regionen die­
nen sollen. Daß daneben einige Staaten 
der EG ihre vorhandenen Ressourcen 
künftig stärker für die Behebung der ei­
genen Entwicklungsdefizite verwenden 
müssen, minimiert den Spielraum für 
Transfers nach Osteuropa. Es bleibt ge­
rade auch unter dem Gesichtspunkt von 
sich zuspitzenden regionalen Entwick­
lungsdifferenzen eine offene Frage, ob 
ein Konsens über eine radikal andere 
EG-Marktzutrittspolitik gegenüber Ost­
europa ( wie auch der "Dritten Welt") 
politisch organisiert werden karm. Skep­
tische Einschätzungen entbehren hierbei 
nicht eines gewissen Realismus. Dies 
ändert freilich rtichts an der politischen 
Notwendigkeit, auf eine rasche Markt­
öffnung gerade in den Sektoren zu drän­
gen, in denen einige osteuropäische 
Länder über komparative Kostenvorteile 
verfügen (Textil, Agrar, u. a.)3• 

Gemeinsamer Wirtschaftsraum 
Osteuropa 

Der ökonomische Kern der Vollendung 
des gemeinsamen Binnenmarktes be­
steht letztlich in einer spürbaren Steige­
rung der Wettbewerbsfähigkeit der we­
steuropäischen Wirtschaft, um deren 
Chancen im Rahmen einer sich ver­
schärfenden Weltmarktkonkurrenz 
nachhaltig zu verbessern. Mit dem Weg­
fall der Grenzbarrieren und verschie­
dener Transaktionskosten, der Hannoni­
sierung technischer Normen und steuer­
licher Regelungen sowie der Liberalisie­
rung des öffentlichen Beschaffungswe­
sens wird die westeuropäische Wirt­
schaft von Kosten entlastet. Westliche 
Produzenten können ein preisgünstige­
res Angebot erstellen und vorhandene 
Nachfrage zu ihren Gunsten umlenken. 
Diesem Handelsumlenkungseffekt steht 
auch ein Handelsschaffungseffekt auf­
grund der vergrößerten Gesamtnachfrage 

gegenüber. Gerade für die Einfuhren aus 
den ehemaligen RGW-Ländem wirkt sich 
der Saldo aus Handelsumlenkung zugun­
sten des Westens und Handelsschaffung 
zugunsten von Drittländern negativ aus. 
Das Deutsche Institut für Wirtschaftsfor­
schung errechnete in einer Analyse der 
EG-Einfuhren aus Entwicklungsländern 
und Osteuropa für Bulgarien und der 
CSFR die größten negativen Auswirkun­
gen, da die Handelsumlenkung gerade bei 
Maschinen und Metallprodukten sowie 
Eisen und Stahl überdurchschnittlich aus­
fallen wird. Zutreffend formuliert daher 
das DIW: "Dabei ist der Begriff Handels­
umlenkung in Bezug auf die Drittländer 
etwas euphemistisch; wenn sie nicht kon­
kurrenzfähig sind und EG-Anbieter an ihre 
Stelle treten, ist das für sie eher Handels­
vernichtung. "4 

Die osteuropäische Industrie 
wird kaum Marktanteile 

erobern! 
Weil die - ohnehin überlegene - westliche 
Konkurrenz in den 90er Jahren zusätzlich 
aufrüsten wird und die RGW-Strultiufun 
zusannnengebrochen sind, muß em&llfu­
liert werden, daß die osteuropäiscliert In­
dustrien im offenen Wettbewerb keine 
nennenswerten Marktanteile mehr er­
obern können. Dies gilt insbesondere 
dann, wenn die konjunkturelle Flaute in 
den kapitalistischen Metropolen in eine 
schärfere, weltweite Rezession einmün­
det. Die Integration in den kapitalistisch 
formierten Weltmarktzusannnenhang ist 
daher nur in einem schrittweisen Prozeß 
möglich. 
Ohne protektiortistische Schutzmaßnah­
men läßt sich ein sozia1verträglicher 
Entwicklungspfad, der Ausmaß und 
Dauer der entstehenden Arbeitslosigkeit 
begrenzt, nicht organisieren. Die radika­
le Durchsetzung einer auf der Freihan­
delsdoktrin gegründeten Außenwirt­
schaftspolitik würde angesichts des ma­
roden Kapitalstocks bzw. der mangeln­
den Wettbewerbsfähigkeit von hohen 
Produktionseinbrüchen, langanhaltender 
Massenarbeitslosigkeit bei gleichzeitig 
geringem sozialstaatlichen Sicherungsni­
veau und enormen Verannungsprozessen 
begleitet sein. Eine über Transferleistun­
gen aus dem Westen gespeiste soziale 
Flankierung könnte dabei nicht annähe­
rungsweise auf Kapitalmassen im Umfang 
zurückgreifen, wie er bei der deutschen 
Vereinigung zur Verfügung gestellt wird. 
Nur ein zumindest partieller Schutz der 
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osteuropäischen Wirtschaft vor der über­
mächtigen westlichen Konkurrenz - zum 
Beispiel in einem gemeinsamen Wirt­
schaftsraum mit untereinander vollkonver­
tiblen Währungen sowie Währungsabkom­
men mit der EG ähnlich einer gesamteu­
ropäischen Wechselkursvereinbarung -
kann unseres Erachtens eine Chance bie­
ten, den Umbau- und Modernisie­
rungsprozeß sozial und ökologisch abzufe­
dern. Die soziale und ökonomische Zweit­
eilung würde hingegen verschärft und ze­
mentiert, wenn sich die unterentwickelten 
Volkswirtschaften Osteuropas kurzfristig 
und "ohne Schutzfilter" den Gesetzen des 
Weltmarktes ausgesetzt sähen. freilich 
werden selbst im Rahmen eines solchen 
"sanften" Szenarios erhebliche Anstren­
gungen zur Erhöhung der Arbeitsprodukti­
vität nicht ausbleiben können. Damit ein 
permanentes "Ausruhen" auf dem Ruhe­
kissen des Protektionismus nicht möglich 
wird und ein Anpassungsdruck erhalten 
bleibt, kann von Beginn an ein langsamer 
Abbau der Schutzmechanismen eingeplant 
werden. 
Hierbei sollten allerdings die prakti­
schen Erfahrungen mit direktem und in­
direktem Protektionismus in den westli­
chen Jndusttiestaaten mitberticksichtigt 
werden. Gerade in Phasen der ökonomi­
schen Reorganisation haben sich protek­
tionistische Maßnahmen als durchaus 
praktikabel und erfolgreich erwiesen: als 
etwa die von Ludwig Erhard durchge­
setzte Einfuhrliberalisierung 1950 zu ei­
nem erheblichen Defizit in der deut­
schen Zahlungsbilanz führte, mußte die 
BRD auf amerikanischen Druck ein gan­
zes Bündel von staatlichen Interven­
tionsmechanismen einsetzen. Vor allem 
mußten die Einfuhrbeschränkungen wie­
der eingeführt werden. In Zusammen­
wirken mit dem durch den Korea-Krieg 
ausgelösten Export-Boom konnte dieses 
Maßnahmepaket die BRD aus der 
Zahlungsbilanzkrise wieder herausfüh­
ren. 5 

Ordnungspolitische Aspekte 

Im übrigen waren gerade die als beson­
ders wirtschaftsliberal gepriesenen 50er 
Jahre (Mythos Ludwig Erhard) von einer 
Fülle staatlicher Regulierungen und 
dirigistischer Preisfestsetzungen geprägt 
(z. B. im Wohnungsbau, im Agrarbe­
reich, bei Rohstoffen, u. a.) Die forcierte 
Liberalisierung vormals regulierter Seg­
mente der Wirtschaft hat dabei insbeson­
dere im Zuge der neokonservativen Sy-
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stemreform seit 1982 neue soziale Spal­
tungstendenzen entstehen lassen und dar­
über hinaus zur Verschwendung gesell­
schaftlichen Reichtums geführt (z. B. die 
Ausbreitung rein spekulativer Kapitalver­
wendung statt sozialem Wohnungsbau 
oder anderer produktiver Investitionen). 

Über marktfundamentalistisch 
begründete Zurückhaltungen 

der osteuropäischen Länder auf 
deren Weg zu stabilen 

ökonomischen Verhältnissen und 
außenwirtschaftlichem 

Gleichgewicht freut sich 
lediglich die Konkurrenz - die 

um so besser ihre Profite 
machen und künftige Konkur­

renz ruinieren kann. 

Auch der bis heute über eine unterbe­
wertete Währung fortgesetzte indirekte 
Protektionismus zugunsten der west­
deutschen Exportwirtschaft, der alles an­
dere als rein marktwirtschaftlich struktu­
rierte europäische Agrarsektor oder der 
relativ erfolgreiche, mit massiven 
Staatseingriffen und Protektionismus 
verbundene Verlauf nachholender Indus­
trialisierung in einigen südostasiatischen 
Ländern blamieren fast täglich die Frei­
handelsdogmen der bürgerlichen Lehr­
buchökonomie: Die Ökonomie ist letzt­
lich kein politikfreier Raum. Über 
markt-fundarnentalistisch begründete 
Zurückhaltungen der osteuropäischen 
Länder auf deren Weg zu stabilen 
ökonomischen Verhältnissen und außen­
wirtschaftlichem Gleichgewicht freut sich 
lediglich die Konkurrenz - die um so bes­
ser ihre Profite machen und künftige Kon­
kurrenz ruinieren kann. 
Für den weiteren gesamteuropäischen In­
tegrationsprozess sollten die hier beschrie­
benen Gefahren eigentlich nicht ohne 
Konsequenzen bleiben. Dabei stellt sich 
weniger die grundsätzliche und abstrakte 
Frage von "Erweiterung statt Vertiefung", 
als vielmehr die nach einer abgestimmten 
und vor allem demokratisch legitimierten 
Konzeption für eine ökonomische und ge­
sellschaftliche Modernisierung. Solange 
auf der einen Seite weder das Europapar­
lament bzw. die nationalen Parlamente der 
EG-Mitgliedsstaaten ernsthafte Mitbestim-

mungs- und Gestaltungsrechte haben, auf 
der anderen Seite in den osteuropäischen 
Ländern keine demokratischen (und zivil­
geseJlschaftlichen) Grundstrukturen, ins­
besondere gewerkschaftliche Interessen­
vertretungsmöglichkeiten bestehen, wird 
der ökonomische Integrationsprozeß Ost­
europas ein "kapitalistisch-naturwüchsi­
ger" sein, der statt zu einer ökonomischen 
und sozialen Stabilisierung eher zu weite­
ren erheblichen Friktionen führen wird. 
Die bereits heute zahlreich vorhandenen 
regionalen Krisenherde erhalten dann 
weiteren Zündstoff. 

Anmerkungen 

Das Ergebnis für die Südländer der EG war 
denn auch eher mau. Jörg Huffschmid ist zu­
dem zuzustimmen, wenn er kritisiert: "Die Über­
einkunft entspmch ( ... ) nicht der Vernunft und 
dem freien Willen der reicheren Länder, son­
dern wurde durch Erpressung durchgesetzt." 
in: Sozialismus 1/92, S. 12 Ob und wie Wese 
Vereinbarung wirklich umgesetzt wird. zeigt 
sich erst bci den Lissaboner Verhandlungen im 
Juni 1992. 

2 vgl. "Auf Messers Schneide, Rezession und Ar­
beitslosigkeit seuen Refonner unter Druck", in: 
Die Zeit V. 22.02.1991 

3 vgl. Klaus Bu3ch, Die EG und die Architektur 
Europas nach dem Zerfa]l der Sowjetunion, in: 
GMH 11/91 

4 DIW-Wochenbericht 23/91, Einfuhren der EG 
aus Entwicklungsländern und Osteuropa im 
Jahre 1990 und Aussichten auf den europäi­
schen Binnenmarkt, S. 312 

5 hierzu v. a. Werner Polster/Klaus Voy, Von der 
politischen Regulierung zur Selbstregulierung 
der Märkte, S. 175ff., in: Voy/Polster/Thomas­
berger (Hrsg.), Beiträge zur Wirtschafts- und 
Gesellschaftsgeschichte der Bundesrepublik 
Deutschland (1949 - 1989), Band !, Marburg 
1991 
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In den 80er Jahren wurde immer deutli­
cher, daß sich die in den Industrielän­
dern zunehmend durchsetzenden tech­
nologischen Veränderungen (Mikro­
elektronik und Biotechnologie) eine 
sukzessive Herausdrängung der Ent­
wicklungsländer aus der Weltwirtschaft 
implizieren. Diese nun lokalisierbare 
"neue Abhängigkeit" innerhalb der 
Weltwirtschaft besteht jedoch nicht, wie 
noch von der traditionellen Depen­
denztheorie angenommen, in einer 
Zwangsintegration der Dritten Welt in 
das internationale Wirtschaftssystem 
und in der permanenten Durchdringung 
und Ausbeutung der Peripherie durch 
die Akteure des Nordens. Die Industrie­
länder werden infolge der sich rasant 
entwickelnden industriellen Substituie­
rung natürlicher Produkte , Materialien 
und Werkstoffe (biotechnische Herstel­
lung von Süßstoffen, Substituti­
onsmöglichkeiten von Tabak, Vanille 
usw.: Ersetzung von metallischen Roh­
stoffen wie Kupfer, Nickel u. a. durch 
Glasfasern und künstliche Leitstoffe 
usw.) immer unabhängiger von traditio­
nellen Importen aus dem Süden. Diese 
Entwicklung wirkt sich auf die Agrar­
und Ressourcenexporteure in Latein­
amerika verheerender aus, als auf die In­
dusttiegüterexporteure der ostasiati­
schen Schwellenländer, die in einigen 
Segmenten gar erfolgreich an den tech­
nologischen Umbrüchen partizipieren 
und zu Exporteuren von High-Tech-Pro­
dukten werden. Die sinkenden Direktin­
vestitionen der multinationalen Konzer­
ne in den Entwicklungsländern deuten in 
die gleiche Richtung. Im Zeitalter der 

Den Beitrag en1nahmen wir mit freundlicher Ge­
nehmigung der Redaktion und der Autoren der 
Zeitschrift Prokla, Rotbuch Verlag. Berlin. Es 
handelt ·sich um eine gekürzte Fassung. Für die 
Zwischenüberschriften ist die Redaktion veram­
wortlich. 

Entwicklungsländer 
zwischen aktiver Weltmarktintegration 

Umweltkrise und globaler 

Mikroelektronik sind nicht Niedrigstlöh­
ne sondern technisch gut ausgebildete 
Arbeitskräfte, eine solide Inftastruktur, 
funktionierende Kapitalmärkte und effi­
ziente Zulieferunternehmen die Fakto­
ren, die Investitionsentscheidungen de­
terminieren. Der Rückgang bundesdeut­
scher Direktinvestitionen in den Ent­
wicklungsländern dokumentiert diesen 
Trend drastisch: 1970 flossen noch 
23,7% aller Auslandsinvestitionen in die 
Dritte Welt, 1987 10,4% und 1989 nur 
noch 2,8%. Der Referent für Außenwirt­
schaft beim Deutschen Industrie- und 
Handelstag, B. H. Kitterer, bringt die 
Stellung der Dritten Welt aus der Sicht 
der bundesdeutschen Industrie auf den 
Punkt: "Es wird kein nachlassendes In­
teresse deutscher Unternehmen an 
Entwicklungsländern geben. Das Inter­
esse ist in den letzten Jahren bereits auf 
ein Minimum gesunken" (Entwicklung 
und Zusammenarbeit, Nr. 2, 1990, S. 
18). 

Zur Abwendung dieser unfrei­
willigen Abkoppelungstenden­
zen ist unserer Ansicht nach 
eine Entwicklungsstrategie von­
nöten, die folgende drei Hand­
lungsebenen und Zielgruppen 
berücksichtigt: (1) Die Optimie­
rung endogener Entwicklungs­
potentiale in den Ländern des 
Südens und ihre aktive Welt­
marktintegration; (2) die Neu­
ordnung der weltwirtschaftli­
chen und weltpolitischen Bezie­
hungen zwischen Norden und 
Süden; (3) den ökologischen 
Umbau der IndustriegeseJJ­
schaft in den entwickelten Län­
dern des kapitalistischen Nor­
dens. 

von Leopoldo MO.rmora, Dirk Messner* 

Anhand des neuesten Dokuments der CE­
PAL (1990), der UN-Wirtschaftskommissi­
on für Lateinamerika, wollen wir im fol­
genden die erste dieser Dimensionen er­
läutern. Da aber die CEPAL - wie wir se­
hen werden - die anderen beiden Hand­
lungs- und Zielorientierungen weitestge­
hend unberücksichtigt läßt, werden diese 
am Beispiel des Reports der internationa­
len Kommission für Umwelt und Entwick­
lung (Brundtland-Bericht 1987) eingeführt 
Die vielzitierte "verlorene Dekade" hat in 
Lateinamerika im Umfeld der CEPAL:'zu 
einem deutlichen Umdenkungspro~ß~-: 
sichtlich der Krisenursachen gefiilirC:ä'is 
Mitte der 80er Jahre wurde der wirtsclilift­
liche Einbruch im wesentlichen als eine 
durch externe Krisenfaktoren (Weltwirt­
schaftskrise, sich verschlechternde Terms 
of Trade, Hochzinspolitik der USA usw.) 
induzierte konjunkturelle Krise rezipiert. 
In der zweiten Hälfte des Jahrzehnts wer­
den nun zunehmend auch interne entwick­
lungsblockierende Elemente in der Debat­
te um Auswege aus der Krise thematisiert. 
Als Ergebnis dieses Diskussionsprozesses 
scheint sich nun ein relativ breiter Konsens 
in der lateinamerikanischen Community 
der Entwicklungstheoretiker dahingehend 
herausbilden, daß nicht nur ein kurzfristi­
ger Einbruch infolge ungünstiger weltwirt­
schaftlicher Bedingungen, sondern eine 
Modellkrise (CEPAL 1990) zu bewälti­
gen sei. Das lateinamerikanische Ent­
wicklungsmodell der binnenmarktorien­
tierten Industrialisierung hat sich nicht 
als tragfähig erwiesen und steht zur Dis­
position. 
Die CEPAL hat im Frühjahr ein Doku­
ment publiziert, das Ausdruck dieser 
Neuorientierung ist. Das Entwicklungs­
projekt mit dem Namen "Changing Pro­
duction Patterns With Social Equity" 
läuft auf eine Strategie aktiver Welt­
marktintegration hinaus, mit der die dro­
hende Zwangsabkoppelung gestoppt wer-
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den soll. Gesucht wird ein Entwicklungs­
weg jenseits der überkommenen "falsos 
dilemas" (Fajnzylber): Industrie versus 
Landwirtschaft, Binnen- versus Export­
markt, Staat versus privater Sektor und 
Planung versus Markt. 

I. Die Krise des alten 
Industrialisierungsmodells 

Die überkommene Entwicklungsstrate­
gie bestand in dem Versuch, möglichst 
geschlossene nationale Industriestruk­
turen (complete form of industrializati­
on) aufzubauen und diese ausschließlich 
auf den Binnenmarkt auszurichten. Die 
notwendigen Devisen zur Finanzierung 
der Vorimporte zum Auf- und Ausbau 
der Industrie sollten Agrar- und Res­
sourcenexporte aufgebracht werden. 
Auch nach jahrzehntelanger Industriali­
sierung bestehen die Exporte der Region 
noch immer zu fast 80% aus Rohstoffen 
und Halbfertigprodukten. Spiegelbild 
dieses Entwicklungsweges war die 
asymmetrische Eingliederung der 
lateinamerikanischen Volkswirtschaften 
in die Weltwirtschaft: exportiert wurden 
im wesentlichen Rohstoffe und Agrar­
güter, importiert Zwischenprodukte und 
Investitionsgüter zur Aufrechterhaltung 
der Industrieproduktion. 
Im Gegensatz zu dependenztheoretisch 
orientierten Erklärungsmustern wird die 
traditionelle Form der internationalen 
Arbeitsteilung von der CEP AL nicht 
mehr primär mit externen, weltwirt­
schaftlichen Blockaden erklärt, die sich 
in interne Entwicklungshemmnisse 
übersetzten, sondern (im wesentlichen) 
als Folge einer nicht tragfähigen Ent­
wicklungsstrategie interpretiert, deren 
Kernelemente folgendermaßen zusam­
mengefasst werden (CEP AL, S. l lff.; S. 
8lff.): 
(]) Die Kombination von sehr hohen 

Zöllen und vielfältigen nicht tarifä­
ren Handelshemmnissen mit einer 
Überbewertungsstrategie bestärkte 
eine Tendenz gegen die Exportorien­
tierung. Damit wurden Wachs­
tumspotentiale durch Exporteinnah­
men und Massenprcxluktionsvorteile 
in der Industrie nicht genutzt. 

(2) Zugleich führte der Aufbau der 
binnenmarktorientierten Industrien 
infolge der hermetischen Abrie­
gelung der nationalen Ökonomie zu 
oligopolitisch strukturierten Märk­
ten. Dies hatte technisch und organi­
satorische Ineffizienzen in den U11:-
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temehmen zur Folge und verzente 
Preise auf den Märkten, so daß sich 
die Unternehmen tendenziell von den 
technologischen Entwicklungen auf in­
ternationaler Ebene abkoppeln und zu­
gleich Rentengewinne auf den ge­
schützten Binnenmärkten realisieren 
konnten. Gerade für viele multinatio­
nale Unternehmen stellte dieses wett­
bewerbsfreie Ambiente geschützter 
Binnenmärkte ein ideales Feld für die 
Akkumulation dar. Mit veralteten 
Maschinen konnte weit unter dem in­
ternationalen Produktionsniveau pro­
duziert werden. Für die Konsumen­
ten gab es wegen der hermetischen 
Abriegelung der Binnenmärkte keine 
Alternative zu den oft im internatio­
nalen Vergleich teuren und qualitativ 
minderwertigen Produkten. 

Im Ergebnis vergrößerte sich das Gefäl­
le zwischen den nationalen und den in­
ternationalen Produktivitätsniveaus von 
Jahr zu Jahr. Versuche, die nationalen 
Industrien sukzessive in die Weltwirt­
schaft zu re-integrieren, wurden kaum 
unternommen. infolge niedriger 
Produktivitätssteigerungen bleiben zu­
dem die Spielräume für Reallohnstei­
gerungen gering, wodurch auch die na­
tionalen Nachfragepotentiale untermi­
niert wurden. Der mit der Im­
portsubstitution intendierte Modernisie­
rungsprozeß mündete in einer "indu­
strializaci6n trunca", in einer "verstüm­
melten Industrialisierung" (Fajnzylber 
1983). 
(3) Schließlich lief diese Entwicklungss­

trategie auf strukturelle Zahlungsbi­
lanzprobleme hinaus. Je schneller der 
Industriesektor wuchs, je "erfolgrei­
cher" die Importsubstitutionen nach 
eigenen Kriterien vonstatten ging, 
desto größer wurde der Devisenbe­
darf des verarbeitenden Gewerbes, 
das selbst keine oder nur geringe 
Exporteinnahmen realisierte. Die De­
viseneinnahmen des Agrarsektors 
reichten immer weniger aus, um den 
Industrialisierungsprozeß fortzufüh-

ren. Chronische Handelsbilanzdefizite 
waren die Folge, die durch externe 
Kredite gefüllt werden mußten. 
Schließlich ist die Verschuldungskrise 
ein Ausdruck dieses Dilemmas. 

Im Ergebnis konnte zwar über einen be­
grenzten Zeitraum industrielles Wachs­
tum erzeugt und der Stellenwert der In­
dustrie in den Volkswirtschaften erhöht 
werden; das Produkt der nationalen ka­
pitalistischen Entwicklung "jenseits'' 
des Referenzrahmens Weltmarkt, mit 
dem der Versuch unternommen wurde, 
sich vor den Unsicherheiten des Welt­
marktes zu schützen, führe jedoch nicht 
zur Herausbildung eines sich selbst tra­
genden industriellen Wachstums, son­
dern reproduzierte permanent die Ab­
hängigkeit der Industrie von Devisen­
einnahmen des Agrarsektors und damit 
von schwankenden und in der Tendenz 
fallenden Weltmarktpreisen. Die passive 
Weltmarktintegration (binnenmarktori­
entierte Industrialisierung einerseits und 
Agrar- und Rohstoffexporte zu deren Fi­
nanzierung andererseits) hat zur Margi­
nalisierung der lateinamerikanischen 
Länder in der Weltwirtschaft geführt 
und droht - verstärkt durch die technolo­
gischen Entwicklungen in der Mikro­
elektronik und der Biotechnologie - in 
einen Prozeß der Zwangsabkoppelung 
zu münden. Die sozialen, ökonomischen 
und ökologischen Kosten für die betrof­
fenen Länder sind hoch. 
Der sinkende Anteil der meisten Ent­
wicklungsländer am Welthandel, abneh­
mende Direktinvestitionszuflüsse aus 
den Industrieländern, ausbleibende Kre­
dite von den internationalen Finanz­
märkten und die Abkoppelung von der 
rasanten technologischen Entwicklung 
in den Ländern des Nordens implizieren 
sinkendes Wachstum, einen Rückgang 
der Investitionen und der Einkommen, 
also im Ergebnis eine immer schneller 
sich öffnende Schere zwischen den Ent­
wicklungsniveaus der Industrieländer 
und der Masse der Entwicklungsländer. 
Dies bedeutet für die betroffenen Regio­
nen: Statt einer technologiegestützten 
Modernisierung ihrer Ökonomien die 
vermehrte Ausbeutung der billigen Ar­
beitskräfte sowie die Übernutzung von 
natürlichen Ressourcen infolge der 
Umweltzerstörung und des Exports ihrer 
Naturressourcen um beinahe jeden Preis. 
Schuldendienstzahlungen und notwendi­
ge Importe müssen finanziert werden, 
damit der beschleunigte Verfall der 
Rohstoffpreise kompensiert werden 
kann. Der "Sachzwang Weltmarkt" 
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(Altvater 1989) tritt daher die von Abkopp­
lungtendenzen bedrohten binnen­
marktorientierten Industrien Lateinameri­
kas mit ihrer Abhängigkeit von Primärgü­
terexporten härter als die in die Weltwirt­
schaft integrierten, wettbewerbsfähigen 
Industriesektoren der ostasiatischen NI Cs. 

II. Die Strategie der aktiven 
Weltmarktintegration 

Die Schlußfolgerung der CEP AL lautet 
daher: Soll die sukzessive Herausdrän­
gung Lateinamerikas aus dem in­
ternationalen Wirtschaftssystem ge­
stoppt und die schlimmste Krise des 
Kontinents in diesem Jahrhundert über­
wunden werden, dann muß ein aktiver 
Weg zurück in die Weltwirtschaft ge­
ftmden werden. Es geht um den Aufbau 
produktiver nationaler Strukturen und 
das Erreichen internationaler Wettbe­
werbsfähigkeit, ein Begriff der den von 
hohen Zollmauern verwöhnten, binnen­
marktorientierten Industriemanagern 
und -planem bisher völlig unbekannt 
war. 
Zugleich werden jedoch die simplizisti­
schen Vorstellungen der Neoliberalen 
von der alleinseligmachenden Kraft des 
Marktes und der Liberalisierung als not­
wendige und hinreichende Bedingung 
dynamischer Entwicklung in Frage ge­
stellt. Statt der Orientierung an stati­
schen komparativen Kostenvorteilen, 
also der Produktion von Billi­
glohngütern und Agrargütern für den 
Weltmarkt und damit der Festschrei­
bung der traditionellen internationalen 
Arbeitsteilung, soll die "long-term com­
fl"titiveness" der lateinamerikanischen 
Okonomien gestärkt werden. 
In direkter Abgrenzung von der Mark­
torthodoxie der 80er Jahre wird darauf 
verwiesen, daß Entwicklungsländer 
beim Aufbau von Industriebranchen auf 
Lernphasen, also auf die Entwicklung 
materieller und immaterieller Infra­
struktur, auf technologische Lernprozes­
se in den Unternehmen, die durch Erzie­
hungszölle abgesichert werden müssen, 
angewiesen bleiben. Der Übergang zur 
Exportproduktion soll durch aktive und 
selektive Exportförderung erleichtert 
werden. 
Mit Verweis auf die Erfahrungen der er­
folgreicheren südostasiatischen NJCs 
(aber auch Japans und der EG-Länder) 
wird auf den systematischen Charakter 
von Wettbewerbsfähigkeit und auf die 
Notwendigkeit des systematischen Auf-

haus von leistungs-, lern- und 
innovationsfähigen Gesellschafts- und 
Wirtschaftsstrukturen verwiesen. 
Im Gegensatz zu dem auf wenigen Ba­
sisprämissen und Makrovariablen redu­
zierbaren, "griffigen" Leitbild der Ma­
instream-Neoliberalen stellt die CEPAL 
ein ausdifferenziertes Set von Instru­
menten zur Modernisierung, Ra­
tionalisierung, Kreativitäts- und Innova­
tionssteigerung von Gesellschaft und 
Ökonomie vor. Die CEPAL bemüht 
sich, der sozioökonomischen Komplexi­
tät gesellschaftlicher Entwicklung Rech­
nung zu tragen und Wege zu einer Effi­
zienzsteigerung der Wirtschaft mit ihren 
normativen Zielorientierungen Demo­
kratie und soziale Gerechtigkeit zu ver­
binden. Im Gegensatz zu dem Konzept 
"nachsorgender Flankierungen" der 
Weltbank (z. B. in der Sozialpolitik) 
wird der CEPAL-Anspruch deutlich, So­
zialpolitik, Wirtschaftspolitik und die 
Demokratisierung der Gesellschaft als 
komplementäre Elemente eines integra­
len Projektes zu begreifen. 
Die CEP AL arbeitet drei zentrale Ebe­
nen bzw. Beziehungsgeflechte heraus, in 
deren Rahmen die Neuorientierungen 
im Vergleich zu dem traditionellen 
Binnenmarktmodell und den neolibera­
len Konzeptionen der 80er Jahre erarbei­
tet werden müssen. Dabei handelt es 
sich um die Beziehungen zwischen Bin­
nenmarkt und Weltmarkt, um die inter­
nen sektoralen Verflechtungen und um 
das Verhältnis von staatlichen und priva­
ten Akteuren. Darauf soll nun eingegan­
gen werden. 

Binnenmarkt nnd Weltmarkt 
Statt auf billige Löhne und Rohstoffex­
porte zu vertrauen und auf rein extensi­
ves Wachstum zu setzen, soll gemäß 
dem neuen Konzept der technologische 
Fortschritt forciert werden, um die Pro­
duktivitätsentwicklung in den nationa­
len Ökonomien zu dynamisieren und 
mittelfristig auch höherwertige Produkte 
in der Konkurrenz auf dem Weltmarkt 
absetzen zu können. Produktivitätserfol­
ge auf der Basis von "rnan-made corn­
parative advantages" sind für die CE­
PAL der Schlüssel, um Weltmarktorien­
tierung und die Steigerung sozialer 
Wohlfahrt zu verknüpfen. 

Die zentralen Instrumente zur Verbesse­
rung der internationalen Wettbewerbsfä­
higkeit und der Integration in die Welt­
wirtschaft sind erstens die Handels- und 
\V echselkurspolitik: die Öffnung der 
Okonomien zum Weltmarkt soll über ei­
nen realistischen Wechselkurs ( was im 
Falle der lateinamerikanischen Länder 
Abwertungen der bisher überbewerteten 
Währungen impliziert) und den graduel­
len Abbau von Zöllen und nichttarifären 
Handelsbeschränkungen erfolgen. Die 
Außenöffnung hat zum Ziel, Produktivi­
tätssteigerungen und die Implementie­
rung von neuen Technologien zu er­
zwingen und Wachstumsspielräume zu 
erhöhen. In der Phase der Strukturanpas­
sung ineffizienter Unternehmen an 
Weltmarktbedingungen werden selekti­
ve Interventionen des Staates (Steuer­
vergünstigungen für erfolgreiche Ex­
portfinnen, Kreditsubventionierungen 
usw.) empfohlen. 
Ein zweites Instrument ist die Technolo­
giepolitik: Technologie wird als die 
"strategische Variable" zur Moderni­
sierung der Ökonomien angesehen. Im 
Zusammenspiel privater und staatli~ 
Akteure sollen die lnkorporierunglJiPd 
Diffusion des technischen Fortscliritts 
beschleunigt und die Innovations- ,und 
technologische Adaptionskraft der Un­
ternehmen gestärkt werden. Der Aufbau 
und die Vervollständigung einer techno­
logischen Infrastruktur sowie die Steige­
rung der anwendungsorientierten For­
schung und Entwicklung sind notwen­
dig, um die Herausbildung von "micleos 
end6genos de innovaci6n tecnol6gica" 
zu ermöglichen. 
Drittens wird die Verbesserung der Aus­
bildung von Arbeitskräften, z. B. durch 
Manpower Training, projektiert. Die 
Verbesserung von Arbeitskräften soll 
sowohl die Wettbewerbsfähigkeit der 
Ökonomie erhöhen, als auch die direk­
ten Lebens- und Arbeitsbedingungen der 
Arbeitskräfte verbessern. 
Viertens wird eine aktive Unterneh­
mensgründungspolitik vorgeschlagen. 
Hierzu gehören neben der Erleichterung 
des Zugangs zu Finanzierungsmöglich­
keiten und Starthilfen für neue Unter­
nehmen auch die Förderung und Wei­
terbildung innovativer und kreativer Un­
ternehmer sowohl in betriebstechnischer 
(Buchhaltung, Informationsbeschaffung 
usw.) als auch in sozialer Hinsicht (mo­
dernes Management usw.). Mit der 
Schaffung neuer Unternehmen sollen 
die Basis des produktiven Apparates er-
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weitert und zugleich traditionelle klienteli­
stische gesellschaftliche Verkrustungen 
aufgebrochen werden. 
Schließlich soll die Industriepolitik mo­
dernisiert werden. Sie soll auf die Ver­
dichtung der bereits genannten Politi­
ken, zielen, um dynamische komparati­
ve Kostenvorteile zu generieren und zu 
forcieren. 

Sektorale Verflechtungen 
Linkages zwischen dem Agrarsektor, 
der Industrie und dem Dienstleistungs­
bereich entstanden in dem traditionellen 
Modell kaum. Ein Teil des Agrarsektors 
war exportorientiert, jedoch in der Regel 
nicht mit dem Industriesektor verknüpft. 
Die Exporte blieben auf absolute 
Kostenvorteile angewiesen (Rindfleisch 
und Weizen aus Argentinien, Wolle aus 
Uruguay usw.) und basierten weder auf 
einer Verknüpfung mit der Industrie 
noch mit dem Aufbau einer modernen 
Exportinfrastruktur im Dienstleistungs­
bereich. Die Marktorthodoxie der 80er 
Jahre traf somit auf in hohem Grade desar­
tikulierte und fragmentierte Ökonomien. 
Die wurden nun mit den Liberalisie­
rungsprograrnmen und dem Zwang zur ra­
schen Erhöhung der Exporte zur Siche­
rung des Schuldendiensttransfers an die 
internationalen Banken konfrontiert. 
Schnell mobilisierbare Exportpotentiale 
gab es im wesentlichen nur im Rohstoff­
und Agrarsektor, also in Segmenten mit 
absoluten Kostenvorteilen. Die Binnen­
märkte brachen infolge drastischer 
Sparprogramme zusammen und die 
Liberalisierung des Handels führte zu Im­
portschüben und der 2'.erstörung nicht-kon­
kurrenzfähiger nationaler Industrien. Zu­
dem wirkte sich der Zwang zur Schulden­
dienstzahlung auf die notwendige Moder­
nisierung der Industrie ebenso kontrapro­
duktiv aus wie zuvor die Importrestriktio­
nen des Binnenmarktmodell. Am Ende 
der liberalen Roßkuren stellen sich die 
Ökonomien zerrissener, desartikulierter 
dar, als zu Beginn der 80er Jahre. Im Rah­
men der CEPAL-Strategie wird die Nut­
zung von Linkage-Effekten zwischen den 
Agrar-, Industrie- und Dienstleistungs­
sektoren ins Auge gefaßt, zum einen um 
die Wettbewerbsfähigkeit der gesamten 
Ökonomie zu steigern, und zum anderen 
aus der Erkenntnis heraus, daß die 
Wettbewerbsfähigkeit eines Teils der 
Volkswirtschaft entscheidend von der 
Leistungsstärke aller anderen Segmente 
abhängt. Es geht also um den Aufbau 
von "production subsystems" und um 
die intersektorale Artikulation von Produk-
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tion, Transport und Vermarktung in Rich­
tung auf die Herstellung effizienter Pro­
duktions- und Dienstleistungsnetzwerke 
(man kann sie Komplexe nennen), und 
nicht um das in dem Importsubstitutions­
modell projektierte Ziel geschlossener in­
dustrieller Reproduktionskreisläufe. 

Es geht um ... die Herstellung 
effizienter Produktions- und 
Dienstleistungsnetzwerke 

Staat, Markt, Demokratie 
Aus der lateinamerikanischen Erfahrung 
mit hochbürokratisierten, ineffizienten 
und handlungsunfähigen Staatsapparaten 
wird die Notwendigkeit der Modernisie­
rung, Professionalisierung, Entbürokrati­
sierung und Entideologisierung des Staates 
abgeleitet. Die entscheidenden Akteure 
sollen in Zukunft die privaten Unterneh­
men sein. Dennoch wird die desaströse 
wirtschaftliche Lage in Lateinamerika 
nicht auf der dichotomistischen Folie "zu­
viel Staat - zu wenig Markt" abgehandelt. 
Die Realität der meisten Länder ist eher 
durch schwache Unternehmen, mangeln­
de Marktallokation (oligopolistische Struk­
turen) und einen schwachen (ineffizien­
ten) Staat geprägt. In Abgrenzung zum 
neoliberalen Modell und mit Verweis 
auf die strategische Rolle des Staates in 
vielen Industrieländern und den ostasia­
tischen NICs wird daher auf die Koordi­
nierungs- und Orientierungsfunktion des 
Staates verwiesen. Dem Staat kommt in 
dem CEP AL-Projekt die Rolle zu, neben 
stabilitätsorientierten Makropolitiken die 
skizzierten flankierenden Sozial-, Techno­
logie- und Industriepolitiken sowie struktu­
relle Reformen (Agrarreform und Bil­
dungsreform) umzusetzen, um den 
schwierigen Strukturwandel in der Indu­
strie zu unterstützen und den Übergang 
zur Wettbewerbsorientierung zu erleich­
tern. Entsprechend gilt es, die institutionel­
len Voraussetzungen für stetiges Wachs­
tum zu verbessern (Professionalisierung, 
Dezentralisierung, Rationalisierung) und 
die Handlungs- und Steuerungskompetenz 
des Staates zu erhöhen. Zudem wird dar­
auf hingewiesen, daß nur politische Ab­
stimmungsprozesse zwischen den rele­
vanten sozialen Akteuren und demokra­
tisch legitimierte Entscheidungen (mög­
lichst breiter gesellschaftlicher Konsens) 
über die anstehenden schwierigen 
Transformationsprozesse den Rückfall in 
autoritäre Politikmuster verhindern kön­
nen. Staat, Markt und Demokratie sind so-

mit aus Sicht der CEPAL eher komple­
mentäre denn antagonistische Größen. 

Bewertung des CEPAL-Konzeptes 
Wir teilen im wesentlichen die Analyse 
der Ursachen der Krise des lateinameri­
kanischen Modells und des Scheiterns 
binnenmarktorientierter Industrialisie­
rung. Eine erfolgversprechende AJterna­
tive zu einer Strategie "aktiver und se­
lektiver Weltmartintegration", sehen 
wir nicht (vgl. Marmora/Messner 1989; 
Messner 1990). Zu den Stärken des CE­
PAL-Konzeptes gehört der Versuch, na­
tionale Entwicklungsoptionen und 
Spielräume auszuleuchten und Entwick­
lungsblockaden nicht ausschließlich 
reduktionistisch aus externen Faktoren 
abzuleiten. Diese Sichtweise erlaubt die 
Verortung und (Wieder-)Entdeckung 
von nationalen Kreativitäts- und Innova­
tionspotentialen. 
Der Versuch, im Gegensatz zum Neoli­
beralismus Entwicklung nicht nur als 
ökonomischen, sondern als komplexen 
gesellschaftlichen Prozeß zu verstehen 
und Demokratie und soziale Gerechtig­
keit als Bestandteil eines umfassenden 
Modernisierungsprogrammes zu thema­
tisieren, ist sympathisch. Zu Recht wird 
von der CEP AL die Gefahr eines Sozial­
dumpings (Exporte um jeden Preis: Bil­
liglöhne als komparative Kostenvortei­
le) im Zuge der Weltmarktintegration 
benarmt und es werden Wege gesucht, 
um diese Falle zu vermeiden. Nicht aus­
zuräumen ist allerdings ein gewisser V o­
luntarismus. Der Hang zu einem harmo­
nischen, widerspruchsfreien Weltbild 
zeigt sich auch daran, daß eines der gro­
ßen Themen der 80er Jahre, das "Span­
nungsverhältnis von Ökonomie und 
Ökologie", in der CEP AL-Studie nur 
am Rande auftaucht. 

S~t, l\1a1"1'l11tl<[De1110ktatie 
sind somit aus,Sicht der ;cE, 
PM., eher lt9inpl~ineiitäre 
dennantago~e··Großen. 

Zwar wird in der Einleitung darauf hin­
gewiesen, daß die ökonomische Moder­
nisierung nicht auf Kosten ökologischer 
2'.erstörung und der Verschärfung globa­
ler ökologischer Ungleichgewichte be­
trieben werden dürfe (CEPAL 1990, S. 
12ff.). Umweltpolitische Komponenten 
finden sich jedoch in dem ansonsten so 
komplexen Politikmuster nicht wieder. 
Die auf der Tagesordnung stehende Frage, 
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wie angesichts globaler Ökologiekrisen 
überhaupt über Prozesse nachholender In­
dustrialisierung nachgedacht werden kann, 
wird nicht thematisiert. 

m. Perspektiven dauerhafter 
Entwicklung 

Angesichts der ökologischen Gefähr­
dungspotentiale, der Erkenntnisse über 
Treibhauseffekt und Ozonloch kann die 
Dritte Welt nicht mehr so werden wie 
die Erste ist und die Erste Welt wird - al­
ler Wahrscheinlichkeit nach - nicht 
mehr so bleiben können, wie sie noch 
ist. Mit der globalen Ökologiekrise steht 
das Ziel und der historische Sinn moder­
ner Gesellschaften zur Disposition. Da­
mit stellt sich das Problem von Entwick­
lung nicht mehr nur für die Entwick­
lungsländer (im Sinne von nachholender 
Industrialisierung) sondern für alle Ge­
sellschaften schlechthin. Die aktuelle 
Diskussionsgrundlage für diese Proble­
matik liefert der Bericht der "Kommis­
sion für Umwelt und Entwicklung", der 
auf Beschluß der Generalversarmnlung 
der UNO unter dem Vorsitz der 
norwegischen Ministerpräsidentin Gro 
Harlem Brundtland erstellt und im 
Herbst 1987 veröffentlicht wurde. 

Der Brundtland-Bericht 
Die traditionelle Entwicklungspolitik 
der Industrieländer war als Hilfe zur 
nachholenden Entwicklung des armen 
Südens und seiner Anpassung an die 
Standards des Nordens im wesentlichen 
als Entwicklungs- und Projekthilfe kon­
zipiert. Im Gegensatz dazu verlangt der 
Brundtland-Bericht eine Umorientie­
rung im Nord-Süd-Verhältnis und in den 
Industrieländern selbst als Bedingung 
für dauerhafte Entwicklung. Im Gegen­
satz zur traditionellen "nachsorgenden" 
Umweltpolitik verweist der Brundtland­
Bericht durch eine eindrucksvolle Dia­
gnose des fragilen ökologischen Weltzu­
standes eines vorbeugenden und globa­
len Handelns. Die Verlagerung der öko­
logischen Folgekosten der technisch­
ökonomischen Entwicklung auf die Na­
tur, auf zukünftige Generationen und auf 
die ärmeren Länder - so die Schlußfol­
gerung - muß gestoppt werden. 
Entwicklung müsse so geartet sein, daß 
sie ohne Zerstörung der natürlichen 
Grundlagen des Lebens auf der Erde auf 
die gesamte, heutige und zukünftige Welt­
bevölkerung ausdehnbar sei. Es müsse 

von der Erkenntnis ausgegangen werden, 
daß das ökologische Gleichgewicht von 
den zwei Polen Armut und Reichtum 
gleichzeitig bedroht wird und es neben der 
industrialisierungsbedingten auch armuts­
bedingte Umweltzerstörung gibt. Darauf 
müsse erstens mit einer Strategie der 
Grundbedürfnisbefriedigung für die ärm­
sten Gesellschaften reagiert werden, was 
ein Minimum an quantitativem Wachstum 
voraussetzt. Zweitens müsse man komple­
mentär dazu eine Obergrenze für das 
quantitative Wachstum, bzw. eine ande­
re qualitative Form von Wohlstandssi­
cherung (und -steigerung) in den reichen 
Industriegesellschaften finden. 
Im Gegensatz zu den Modernisie­
rungstheorien wird zur Kenntnis genom­
men, daß der Weg der traditionellen 
nachholenden Entwicklung für die Ent­
wicklungsländer im Falle des Gelingens 
zwar Wohlstandssteigerungen bringen, 
zugleich aber in eine Situation "nachho­
lender Umweltzerstörung" einmünden 
könne. So konzipierte Entwicklung kön­
ne folglich die globale Ökologiepro­
bleme weiter verschärfen. In den mei­
sten Ländern führte der Versuch der 
Übertragung westlicher Produktions­
und Konsummuster direkt in die Ent­
wicklungssackgasse. 
Der Brundtland-Bericht kommt vor die­
sem Hintergrund zu dem Ergebnis, daß 
sich die Entwicklungsländer in Zukunft 
nicht mehr an den existierenden 
Gesellschaftsmodellen der Industrielän­
der orientieren können; diese stehen an­
gesichts der Ökologiekrise selbst unter 
starkem Veränderungsdruck. 

Dauerhal'te .. Entwicklung' kann 
l-Veder ~hlüß. an die'Indu­
strieläncl~r .... noch Äl>~oppe­
lung. vonihne:n bedeu{en.. 

Im Gegensatz zu den Dependenztheori­
en wird konstatiert, daß die Länder, die 
bei ihrer bisherigen Industrialisierung 
Binnenmarktmodelle und dissoziative 
Entwicklungsstrategien verfolgt haben, 
heute überproportional unter den Folgen 
der Weltwirtschaftskrise zu leiden haben 
(etwa die lateinamerikanischen Länder). 
Umgekehrt sind diejenigen Entwick­
lungsländer, die wie wenige asiatischen 
Nationen eine aktive Integration in den 
Weltmarkt betrieben haben, heute am we­
nigsten von der ökonomischen Krise er­
faßt. Die Konsequenz aus beidem lautet: 
Dauerhafte Entwicklung kann weder An-

schluß an die Industrieländer - im Sinne 
von "kopierter" Entwicklung - noch Ab­
koppelung von ilmen bedeuten. 
Self-reliance in seinen unterschiedlichen 
Formen ( vom sozialistischen China, Al­
banien, Kambodscha und Tansania-Mo­
dell bis hin zu den bürgerlichen 
Importsubstitutionsmodellen in Latein­
amerika) kann heute nicht mehr im Ge­
gensatz und als Alternative zur Einglie­
derung in die Weltarbeitsteilung angese­
hen werden. Vielmehr beinhaltet Self­
reliance - wie im Brundtland-Bericht 
dargestellt - nur eine, wenn auch sehr 
wichtige Dimension von dauerhafter 
Entwicklung, wobei die Schwierigkeit 
darin besteht, es in seiner Verknüpfung 
mit den wirtschaftlichen und - politi­
schen Dimension zu definieren. 
Im Brundtland-Bericht wird darauf ver­
zichtet, die Möglichkeiten und Chancen 
der Dritt-Welt-Länder auszuloten, durch 
aktive Weltmarktintegration die traditio­
nelle Arbeitsteilung zwischen Industrie­
und Entwicklungsländern überwinden 
zu können. Darum haftet dem Brundt­
land-Bericht stark der Eindruck an, er 
bewege sich wesentlich im Rahmen .des 
bisher von den internationalen Finantor~ 
ganisationen propagierten expw,~,c 
tierten Entwicklungsmodells. Der Ver0 

weis auf die Notwendigkeit, eine grund­
sätzlich neue Qualität des Wachstums in 
Industrie- und Entwicklungsländern er­
reichen zu müssen ("dauerhafte Entwick­
lung"), bleibt unentschieden, solange nicht 
geklärt ist, wie den Ländern der Dritten 
Welt Wege zur Weltwirtschaft (wieder) 
geöffnet und die Beziehungen zwischen 
Nord und Süd demokratisiert und relati­
viert werden könnten. Die konkreten For­
derungen des Brundtland-Berichtes blei­
ben trotz ihrer Fülle unverbunden und so­
mit unverbindlich und können den Rah­
men der traditionellen Ent­
wicklungsmodelle nicht sprengen. 
Eine aktive Welttnarktintegration, die dau­
erhaft sein kann und die Autonomiebasis 
der Entwicklungsländer und somit die 
Spielräume für Self-Reliance langfristig si­
chert, kann nur auf der Grundlage einer 
Eingliederung in die Weltarbeitsteilung 
durch die Produktion immer höherwertiger 
Güter und Dienstleistungen erfolgen. Die 
Überlegung der CEP AL gehen genau in 
diese Richtung. Eine solche aktive und se­
lektive Eingliederung in den Weltmarkt ist 
durchaus kompatibel mit der nötigen 
Durchführung von Landreformen und der 
allgemeinen Dynamisierung der Binnen­
märkte, mit der Einführung von Methoden 
des Eco-Farming, der Stärkung des infor-
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mellen Sektors in Stadt und Land, der Ein­
führung städtischer Landwirtschaft etc.; all 
dies sind Forderungen und vorgeschla­
gene Maßnahmen des Brundtland-Berich­
tes. Die Unterscheidung zwischen aktiver 
und passiver Weltmarktintegration ist uner­
läßlich für die Präzisierung dessen, was 
dauerhafte Entwicklung sein soll. 
Schritte in Richtung einer Strategiedauer­
hafter Entwicklung müssen jedoch vor 
dem Hintergrund des Scheiterns aller 
Abkoppelungsmodelle in Zukunft mehr­
dimensional entlang der von uns ge­
nannten drei Problem- und Hand­
lungsebenen - konzipiert werden: Dies 
beinhaltet (a) die optimale Ausschöp­
fung von endogenen, kulturellen, poli­
t1schen und ökonomü::chen Potentialen 
in den Entwicklungsländern; (b) die 
Neustrukturierung der internationalen 
politischen Macht- und Wirtschaftsbe­
ziehungen, damit die Entwicklungslän­
der ihre nationalen Potentiale durch die 
abstürzenden Rahmenbedingungen ei­
ner aktiven Weltmarktintegration dauer­
haft absichern können, und ( c) den öko­
logischen Umbau der Gesellschaften in 
den entwickelteren kapitalistischen 
Staaten, damit erstens die Anziehungs­
kraft der Produktions- und Konsum­
tionsmuster des bisherigen Superindu­
strialismus gebrochen und per Demon­
strationseffekt die Weichen für neue 
Entwicklungs- und Wohlstandsmodelle 
weltweit gestellt werden und zweitens 
durch drastische Energie- und Res­
sourceneinsparungen die noch bestehen­
J.e Absorbtionsfähigkeit der globalen 
Okosysteme für die zu erwartenden Um­
weltbelastungen durch Industrialisie­
rungsprozesse der Entwicklungsländer 
zu reservieren. 

Vorläufiges Fazit 
50 Jahre lang galt für die Entwicklungslän­
der (und die realsozialistische Welt) die 
protektionistische Abschottung ihrer Bin­
nenmärkte als die einzig mögliche 
Absicherung ihrer nationalen Autono­
mie gegenüber den "destruktiven Kräf-

ten" des Weltmarktes. Die daraus re­
sultierenden Entwicklungsmodelle 
konnten in einer Phase von Anfangser­
folgen politisch legitimiert werden, spä­
ter aber führten sie immer häufiger zur 
Zunahme autoritärer politischer Formen. 
Heute ist eine selbstgewählte, aktive und 
selektive Weltmarktintegration der ein­
zige und dauerhafteste Schutzschild 
nach außen, um nationale ökonomische 
und politische Handlungsspielräume zu 
nutzen und auszubauen. Damit die Opti­
mie~ng der internen EntwickJungspo­
tenllale und die aktive 
Weltmarktintegration allen Ländern des 
Südens und nicht nur einigen Schwellen­
ländern (mit enormen sozialen und 
ökologischen Kosten) gelingen kann, 
müssen neue weltwirtschaftliche und 
weltpolitische Rahmenbedingungen ge­
schaffen werden. Ohne eine umfassende 
Schuldenstreichung, Entwicklungsfonds 
zur Finanzierung technologischer Mo­
dernisierungen der Ökonomien der 
Entwicklungsländer, internationale Öko­
logienormen, um internationales Ökolo­
gie-Dumping zu vermeiden (z. B. durch 
Einrichtung eines UN-Sicherheitsrates für 
Umweltfragen), eine Stärkung der Ent­
wicklungsländerin den UN-Sonderorgarti­
sationen usw., ist eine Strategie aktiver 
Weltmarktintegration bei gleichzeitiger 
Berücl<sichtigung der Fragilität des globa­
len_ Okologiesystems nicht verallge­
rp.emerbar. Letztlich ist aus eigenen 
Uberlebensinteressen zur Entschärfung 
der internationalen Umweltkrise eine öko­
logische und radikaldemokratische Um­
strukturierung der modernen Industriege­
sellschaften unumgänglich. 
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Alle Welt im Umbruch - die Linke auch 
· Ein Fragenkatalog als Einladung zu einem breiten Diskussionsprozeß · 

1. 

In der kurzen Spanne von 1989 bis 1991 
hat sich die politische Welt in einer Ge­
schwindigkeit verändert, wie wir es zu­
vor in Jahrzehnten nicht gekannt haben. 
Auf dem europäischen Kontinent ist das 
System des "realen Sozialismus" in 
sich zusammengebrochen. Obgleich 
nicht vergessen werden darf, daß - von 
Kuba abgesehen - auf dem asiatischen 
Kontinent, insbesondere in der Volksre­
publik China, noch für einen großen Teil 
der Weltbevölkerung die Lebenswirk­
lichkeit von Bedingungen dieses Sy­
stems geprägt wird, gehört die traditio­
nelle Aufteilung in "erste", "zweite" 
und "dritte Welt" der Vergangenheit 
an. 
Die Existenz der "zweiten Welt" war 
von Anbeginn an mit unlösbaren Ketten 
an jene der Sowjettution gebunden. Hi­
storisch gesehen hat sie das Projekt des 
vollständigen revolutionären Bruchs mit 
der kapitalistischen Wirtschafts- und 
Ausbeutungslogik verknüpft. Ein Pro­
jekt also, das trotz aller Deformationen, 
trotz Terror und Unterdrückung auf der 
Vision beruhte, damit den Weg zu einer 
menschenwürdigen, ausbeutungsfreien 
Zukunft einschlagen zu können. Diese 
strategische Verbindung hat sich als un­
möglich erwiesen. 
Die Abhängigkeit der "zweiten Welt", 
der "sozialistischen Staatengemein­
schaft'' von der Existenz der Sowjetuni­
on manifestierte sich aber auch als 
machtpolitische Tatsache. Sie lautete, 
zumindest in den Grenzen von Jalta: 
Moskau bestimmt, solange es selbst geo­
und militärstrategisch der anderen "Su­
permacht" USA Paroli bieten · kann. 

* Prof.Dr.Detlev Albers, Hochschullehrer, Bremen, 
. MitheraUsge1,er·. der - .sJ}W, Dr.Ulrich Schöler, 
Bonn, Büroleiter von Wolfgang Thierse, Ulrich 
Wolf, Hannover, Lehrer 
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Beides gehört unwiderruflich der Ver­
gangenheit an. Im Ergebnis ist der "rea­
le Sozialismus" zuallererst ökonomisch, 
aber nicht minder auch machtstrate­
gisch, ökologisch und politisch-mora­
lisch gescheitert. 
Die Linke im Westen, besonders aber in 
der Bundesrepublik, auf die wir uns hier 
konzentrieren wollen, hat kaum damit 
begonnen, sich die Tragweite dieser 
Veränderung für ihre eigene Sache ein­
zugestehen. Noch weniger ist erkennbar, 
daß man auch die Chancen des Neube­
ginns, der jetzt erforderlich ist, erfassen 
würde. Gewiß, Antworten gibt es be­
reits, nur fallen sie, wie die meisten 
Schnellschüsse, nicht eben überzeugend 
aus. 
Für die einen ist der Sozialismus - und 
das gleich in allen seinen denkbaren 
Spielarten - nun ein für allemal erledigt. 
Aus früheren Marx-Exegeten (-Schrift­
gelehrten) wurden im Handumdrehen 
Markt-Apologeten (-Gläubige). "Marx 
ist tot, Jesus lebt" - Norbert Blüms flot­
ter Spruch etfreut sich in vielerlei Varia­
tionen wachsender Beliebtheit und das 
nicht nur dort, wo früher "volkseigene" 
Betriebe in die "freie" Wirtschaft ent­
lassen werden. 
Für die anderen bleibt die jetzt benötigte 
Erneuerung sozialistischen Denkens, 
und zwar von Grund auf, samt allen dar­
in enthaltenen Revisionen, eine zutiefst 
suspekte Angelegenheit. Aus Sorge, 
"das Kind nicht mit dem Bade aus­
zuschütten", verlieren sie sich in immer 
neuen Rückzugsgefechten. Und in der 
trotzigen Beschwörung, dereinst vom 
weiteren Gang der Geschichte doch 
noch Recht zu erhalten. 
Uns wäre wohler, wenn man sich bei all 
diesen Ab- und Fortgesängen etwas 
mehr Zeit ließe. Es reicht nicht, das 
Scheitern eines "Jahrhundertexperi­
ments" festzustellen und es gleichzeitig 
binnen weniger Monate abhaken zu wol-

Ien. Was damit zugleich auf dem Prüf­
stand steht, ist ein Jahrhundert an Theo­
rie- und Verwirklichungsgeschichte des 
Sozialismus. Die Überprüfung muß 
ohne Furcht vor Tabus erfolgen; im Wis­
sen, auch das Denken aller "Klassiker" 
infrage stellen zu müssen. Nur wenn 
sich die Linke diese Form des radikalen 
Hinterfragens, gegen die eigenen Denk­
gewohnheiten, neu aneignet (in diesem 
Sinne eine der besten Traditionen des 
Kritikers Marx aufgreift), wird das 
Scheitern des "realen Sozialismus" 
nicht zum "letzten (aber verlorenen) 
Gefecht" der Linken. 

II. 

Aber die Welt hat sich nicht erst in den 
Jahren 1989 bis 1991 dramatisch verän­
dert. Wachsendes Ozonloch, Treil:>­
hauseffekt, drohende Klimakatastrophe, 
Waldsterben, Bodenerosion, Gewässer­
verseuchung usw. sind Problemstel­
lungen, die angesichts ihres globalen 
Ausmaßes das Überleben der Menschen 
auf diesem Planeten überhaupt in Frage 
stellen. Während das amerikanische 
World-Watch-Institute und der Club of 
Rome von der Notwendigkeit einer 
"globalen Revolution" sprechen, wer­
keln die Politiker weiter an nationalen 
Minimalkonzepten. 

Aber die Welt hat sich nicht 
erst iri den Jahren 1989 bis. 
1991 d!"ll11latisch verändert. 

Weltweiter Hunger, sich abzeichnende 
Armutswanderungen, zerrüttete Ökono­
mien in Dritte-Welt-Länder lassen erst 
den Sprengstoff ahnen, den uns die 
nächsten Jahrzehnte bescheren werden. 

ZEITSCHRIFf FÜR SOZIAUSTJSCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFf64, 1992 

Bereits die Debatte um den Golfkrieg, 
der auch ein erster Rohstoffkrieg zwi­
schen erster und dritter Welt war, hat die 
Linke in der Bundesrepublik in zwei na­
hezu unversöhnliche Lager gespalten. 
Wie wird es erst aussehen, wenn eigene 
Interessen unmittelbar betroffen sind? 
Die gerade erst begonnene Debatte über 
die Haltung der Linken zu den Um­
bauprozessen im Osten Deutschlands, in 
Osteuropa und der ehemaligen UdSSR 
und die· damit verbundene Frage der 
Neudefinition von Solidarität (gegen­
über dem Osten und gemeinsam mit 
dem Osten gegenüber dem Süden) deu­
tet bereits an, daß wir vor schwierigen 
Klärungsprozessen stehen. 

c_Währynd(das amerikanische 
World•Watch-Institute U11d' 
'a~r 'Cl11b of Rome von der' 
Ni,n,veitdigkeit einer ''glob~~< 
Ien .. rReyolution" spi'echen,': 
werkeln'die Politiker weiter an 
11~tion}leli?Miilimalkonzepten; 

Eine Reihe anderer Komplexe wollen 
wir nur streifen, hat es hier doch in der 
gesamten Linken in den letzten Jahren 
und Jahrzehnten bereits intensive Debat­
ten und theoretische Fortentwicklungen 
gegeben: die beschleunigte Inter­
nationalisierung und Verflechtung des 
Kapitals, das Verhältnis von Ökonomie 
und Ökologie, die Veränderungen der 
Klassenstruktur und die Auflösung der 
traditionellen Bewußtseinsformen in der 
Arbeiterschaft, die historisch-theoreti­
sche Durchdringung des Geschlechter­
verhältnisses. Wir meinen, sie sollten 
gleichwohl Mitbestandteil einer neuen 
Selbstverständigungsdiskussion der Lin­
ken darstellen. 

111, 

Wir haben für unsere Einladung zur Dis­
kussion die Form eines Fragenkatalogs 
gewählt, weil wir diese Herange­
hensweise für die der augenblicklichen 
Situation der Linken angemessene hal­
ten. Wenn es richtig ist, daß wir in den 
letzten Jahren Zeugen eines epochalen 
Umbruchs waren, dann werden wir uns 
Zeit nehmen müssen, um daraus wirk­
lich zu lernen. Wir erleben, daß es viele 
Linke - uns eingeschlossen - als außeror-

dentlich schmerzhaft empfinden, auf 
eine ganze Reihe von Fragen zur Zeit 
keine schlüssigen Antworten zu haben. 
Aber so schmerzhaft es ist - wir haben es 
auszuhalten und uns daran abzuarbeiten. 
Die Form des Infragestellens soll 
zugleich signalisieren, daß es weder um 
einen abgeschlossenen Katalog von 
Fragen geht, noch um einen begrenzten, 
zirkelhaften Prozeß des Suchens nach 
Antworten nur in unserem bisherigen 
engeren politischen Umfeld. Die beiden 
Hauptkomplexe, die zivilisatorischen 
Herausforderungen und der Zusammen­
bruch des "realen Sozialismus" führen 
schon zwangsläufig zur Unter- oder 
Geringerbelichtung anderer Bereiche. 
Jede Leserin wird zu Recht anmerken, 
daß es ein typischer "Männerkatalog" 
ist - gerade auf dem Feld der Geschlech­
terbeziehungen ( und der Durchdringung 
sämtlicher Politikbereiche aus diesem 
Gesichtspunkt heraus) wären wir für 
eine kritische Verbesserung und Er­
gänzung außerordentlich dankbar. 
Wir möchten ferner betonen, daß für uns 
natürlich weder der Ort noch die 
Schwerpunktsetzungen dieser Veröf­
fentlichung zufällig sind. Wir haben in 
den beiden letzten Jahrzehnten in einem 
politischen Zusammenhang gearbeitet, 
der sich selbst mit dem Begriff "Marxi­
stinnen in der Sozialdemokratie" klassi­
fizierte, aus, dessen Reihen - zunächst 
schwerpunktmäßig im Bereich der 
Jungsozilistlnnen - programmatische Er­
arbeitungen wie das "Hamburger" und 
das "Berliner Strategiepapier" von 
l 971, ein Kontrastantragspaket zum 
"Orientierungsrahmen '85", die "Her­
forder Thesen" I und II und die "53 
Thesen des Projekts Moderner Sozialis­
mus" entstanden sind, an deren Diskus­
sions- und Erarbeitungsprozessen wir 
(wenigstens teilweise) beteiligt waren. 
Wer den Fragenkatalog liest wird fest­
stellen, daß diese Erarbeitungen einer­
seits als Voraussetzungen und Vorhaben 
hinter diesen Fragen stehen und anderer­
seits zugleich Gegenstand einer 
(selbst)kritischen Überprüfung sein sol­
len. 
Konkret heißt dies, daß es natürlich eine 
ganze Reihe von Fragen gibt, die primär 
den Teil der Linken betreffen, dem wir 
uns zurechnen, die also zu selbst­
kritischer Überprüfung Anlaß geben 
sollen, wobei jedoch die Einmischung 
und Beteiligung anderer Teile der 
Linken innerhalb wie außerhalb der SPD 
dazu ausdriicklich erwünscht ist. Bei 
dem Inhalt des größeren Teils der 

Fragen dürfte es jedoch offensichtlich 
sein, daß sie für alle diejenigen zur 
Beantwortung anstehen, die sich bisher 
als Sozialistlnnen oder Marxistlnnen 
verstanden haben. Wenn dabei in der 
einen oder anderen Frage von 
"Marxismus'' oder ''marxistisch'' die 
Rede ist, so soll damit keinesfalls einem 
Verständnis von dem einen Marxismus 
das Wort geredet werden. Die Be­
grifflichkeit übernimmt bloß her­
kömmliche (vereinfachte) Kategorisie­
rungen. 

Ist der traditionelle, sich am 
rationalistischen Modell der 
Natill'beherrschung orientie­
rende. marxistische Fort­
schrittsbegriff nicht selbst re. 
visioQsbedürftig? 

IV, 

Herausgeberinnen und Redaktion der 
Zeitschrift "SPW" sind mit den A,uio­
ren der Auffassung, daß dieser ( ofltije) 
Fragenkatalog eine gute Grundlage: für 
einen möglichst breiten Diskussionspro­
zeß der Linken innerhalb wie außerhalb 
der SPD in den kommenden Jahren bie­
tet. Wir sollten die strittigen Punkte 
nicht elegant und rücksichtsvoll um­
schiffen, sondern sie offen und diskursiv 
angehen und austragen, um neue Ver­
ständigungen zu erreichen. Redaktion 
und Herausgeberinnen sind bereit, dafür 
innerhalb der Zeitschrift ausreichend 
Platz einzuräumen und dies bei Interesse 
durch öffentliche Foren zu begleiten. 
Von dem Grad und der Qualität dabei zu 
erreichender Bearbeitungen wie der er­
zielten Verständigungen wird es abhän­
gen, ob für Teilkomplexe (als Zwi­
schenschritte) bzw. den gesamten durch 
den Fragenkatalog abgedeckten Bereich 
Positionspapiere neue "Identitäten'' 
werden umreißen können. 
Dabei möchten wir allerdings mit den 
beiden letzten Fragen wirklich ernst ge­
nommen werden: Ist es wirklich denk­
bar, daß sich die Welt in dramatischem 
Ausmaße ändert, und die Linke in ihren 
auf die "alte Welt" bezogenen Zirkeln 
und Grüppchen verharrt? Viele Segmen­
tierungen und Gräben innerhalb der Lin­
ken haben oder hatten etwas mit ihrem 
unterschiedlichen Bezug auf das 
Koordinatensystem dieser alten Welt zu 
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tun, insbesondere mit ihrem Verhältnis 
zum "realen Sozialismus". Es wäre 
schon ein wichtiges Ergebnis des von 
uns vorgeschlagenen Diskussions­
prozesses, wenn es gelänge, durch kriti­
sche Aufarbeitung einige dieser Gräben 
bewußt zu überwinden. Wir sind bereit, 
unseren Beitrag dazu zu leisten! 

V. Fragenkatalog 

1. Zur Rekonstruktion des 
"historischen Materialismus"/ 
der politischen Philosophie des 

Sozialismus 

~ Kann überhaupt die endlose Steige­
rung der Möglichkeiten materieller 
Bedürfnisbefriedigung das Maß 
menschlicher Entwicklung sein? 

~Ist der Kapitalismus im Hinblick auf 
seine historisch beispielslose Fähigkeit 
zur Befriedigung materieller und kul­
tureller Bedürfnisse eher die Verwirkli­
chung oder die Perversion der klassi­
schen sozialistischen/marxistischen Ver­
sion der Übetflußgesellschaft? 

~ Welche Rolle könnten die Ansätze 
zu einer Theorie der Bedürfnisse (z. B. 
Agnes Heller) und zu einer Kritik der 
Kulturindustrie bei Adorno/Horkheimer, 

1.1 Fortschrittsbegriff - globale Krisen- Marcuse u. a. bei der Klärung dieser Fra-
prozesse gen spielen? 

~ Kann angesichts der globalen ökolo-~ Ist es möglich und sinnvoll, so etwas 
gischen Krisenprozesse das westlich-ka- wie eine Gattungsethik zu entwickeln? 
pitalistische Zivilisationsmodell noch Welchen Stellenwert hätten in diesem 
Maßstab für den historischen Fortschritt Zusammenhang herkömmliche Klassen­
sein? Ist heute überhaupt noch ein ein- fragen? Wie wäre das Verhältnis von 
heitlicher Fortschrittsbegriff denkbar? Gattungs- und Klassenfragen zu einan­

~ Ist der traditionelle, sich am rationalisti­
schen Modell der Naturbeherrschung ori­
entierende marxistische Fortschrittsbegriff 
nicht selbst revisionsbedürftig? 

~ Sind Gründe für das Scheitern des 
"real existierenden Sozialismus" auch 
darin zu suchen, daß man sich an diesem 
Fortschrittsmodell orientierte? 

~ Welche (auch nicht-marxistischen 
und nicht-europäischen) philosophi­
schen Denkansätze (z. B. Horkheimers 
Kritik der instrumentellen Vernunft, Eli­
as' Zivilisationstheorie, Jonas' "Prinzip 
Verantwortung") könnten dabei eine 
Orientierungshilfe bieten? 

1.2 Philosophischer Materialismus - Be­
dürfnisse - Lebensweise - Ethik 

~ Welche Konsequenzen ergeben sich 
aus den unter 1.1. gestellten Fragen für 
die Produktions-, Konsumtions- und 
Lebensweise in den Zentren des Kapita­
lismus? 

~ Ist eine dauerhane und tragfähige 
Entwicklung im Weltmaßstab ohne ei­
nen massiven Ressourcentransfer aus 
und eine damit verbundene Einschrän­
kung des materiellen Wohlstandsni­
veaus in den Ländern des entwickelten 
Kapitalismus möglich? Wie ist er zu or­
ganisieren? 

der zu bestimmen? 

~ Wie könnte die Struktur eines Bünd­
nisses für globale ökologische und so­
ziale Vernunft aussehen? Welches wä­
ren seine sozialen, politischen und 
ideologischen Subjekte/Koordinaten? 

2. Kritik der politischen 
Ökonomie in der marxistischen 

Theorie 

2.1 Hält die marxistische Ökono­
mietheorie einer Überprüfung im Lichte 
der ökonomietheoretischen Diskussion 
der letzten 20 Jahre stand? Welche zen­
tralen Bausteine der marxistischen Kri­
tik der Politischen Ökonomie des Kapi­
talismus (Werttheorie, Ausbeutungs-

Geht es um dieN 
konstruktion .. eilteS; 
sehen Flügels· .. mnt . . . . . 
Sozialdemokratie•· ~ei'.•Jj~tet,; 
der Umbruch ~it/11),89{}1~' 
Chance und Notji\'~4!i~i 
eine Neudebatte «ter~~n\ 
Linken so zu ötgllnis~n;~ 
daß alte Gräben ke~-Roues 
mehr spielen und\ eijtfl'llej{ 
gruppi~ngder ~i~~ii='el';~ 
reicht werden kanfiillidrmiiß?=' 

theorie, tendenzieller Fall der Profitrate, 
Zinstheorie usw.) lassen sich auf­
rechterhalten? 
2.2 Ist eine marxistische Ökono­
mietheorie ohne Arbeitswerttheorie 
möglich? Lassen sich wesentliche Po­
stulate der Kritik der Politischen Ökono­
mie des Kapitalismus genausogut ohne 
wie mit der Arbeitswerttheorie unter­
mauern? 
2.3 Gibt es eine marxistische Geldtheo­
rie? Kann eine solche auf der Grundlage 
des Marxschen Postulats entwickelt wer­
den, daß der Zins eine aus dem Profit ab­
geleitete Größe ist? Welche Konsequen­
zen ergäben sich daraus für die Bestim­
mung des Verhältnisses von Bankkapital 
und produktivem Kapital? 
2.4 Wie könnte der Zusammenhang zwi­
schen der Logik der Kapitalverwertung 
(Marx: Das Kapital als "automatisches 
Subjekt") und gesellschaftlichen Pro­
zessen bzw. individuellen 
Handlungsdispositionen theoretisch er­
faßt werden? 
2.5 In welchem Zusammenhang steht 
diese Logik der Kapitalverwertung zur 
Zeitstruktur kapitalistischer Ge­
sellschaften? Ist es richtig, daß es einen 
notwendigen Zusammenhang zwischen 
der dem Kapitalismus inhärenten Ten­
denz zu ständiger Beschleunigung und 
der ökologischen Krise bzw. der Ge­
waltfönnigkeit gesellschaftlicher Pro­
zesse gibt? 

2.6 Läßt sich die weitgehende Abschot­
tung marxistischer Ökonomietheorie 
von den im bürgerlichen Wissen­
schaftsbetrieb dominierenden ökono­
mietheoretischen Strömungen unter dem 
Aspekt der Notwendigkeit der 
Weiterentwicklung der eigenen Position 
rechtfertigen? · 
2.7 Ist die in der Marxschen Kritik der 
Politischen Ökonomie theoretisch ent­
wickelte potentielle Überlegenheit einer 
sozialistischen Ökonomie gegenüber der 
kapitalistischen, die mit der Ausschal­
tung der Anarchie des Marktes und sei­
ner Ersetzung durch eine geplante Pro­
duktion begründet wird, angesichts der 
Erfahrungen in Osteuropa theoretisch 
weiter haltbar? 
2.8 War Marx - wie einige heute theore-
tisch nachzuweisen versuchen 
''Marktsozialist"? 
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,i ., 

für staatsfixierte Ansätze in sozialistischer/ 
marxistischer Theorie und Politik? 

~ In welchem Verhältnis steht diese 
Auffassung zu ihren demo­
kratietheoretisch dezentral orientierten 
Impulsen, und wie wurde dies in der 
Theorie- und Praxisgeschichte der Ar­
beiterbewegung weitertransportiert? 

~ Gibt es einen Unterschied (qualitativ/ ~Kann man den theoretischen Ansatz 
q~antitati~). z:vischen einer ~zialen und einer eigenständigen Entwicklungs­
emer soziahsttschen Marktwirtschaft? Ist phase eines "staatsmonopolistischen 
dieser Unterschied an eineI11 Bruchpunkt Kapitalismus" heute noch aufrecht­
festzumachen oder gibt es Ubergangsfor- erhalten? 

Welchen Begriff haben wir 
von der Nation? Wie verhalten 
wir uns im Spannungsfeld von 
Nationalismus und Selbstbe­
stimmungsrecht der Völker, 
etwa bezogen auf die Entwick­
lungen in Osteuropa? 

oder stecken noch in einem solchen 
Ansatz unhaltbar gewordene Prämissen? 
3.5 Wie beurteilen wir den Weg der 
Oktoberrevolution, die Gründe des Schei­
terns dieses Weges, das Verhältnis von ob­
jektiven (Rückständigkeit, Krieg, Bürger­
krieg, Außendruck usw.) und subjektiven 
(Theorie, Fehlentscheidungen usw.) Grün­
den? 

men? 

~ Ließe sich das Verhältnis von Plan 
und Markt in einer sozialistischen Öko­
nomie theoretisch klarer fassen als dies 
im Berliner Programm der SPD gesche­
hen ist? 

~ Ist das Konzept einer gemischten 
Wirtschaft unter Beibehaltung (kapitali­
stischen) Privateigentums an Pro­
duktionsmitteln ein Konzept des Über­
gangs oder ist es bereits der Endpunkt 
der Entwicklung? 

~ Was heißt heute Vergesellschaftung 
und Wirtschaftsdemokratie? 

~ Hätte die "realsozialistische" Öko­
nomie etwa der DDR oder der CSSR un­
ter den Bedingungen von Wirtschafts­
demokratie effizienter funktioniert und 
dem Kapitalismus Paroli bieten können? 

~ Läßt sich theoretisch und analytisch 
nachweisen, daß die realsozialistischen 
Ökonomien zu einer nachholenden 
Industrialisierung im Wege extensiver 
Produktionsausdehnung in der Lage 
(und dabei relativ erfolgreich) waren, 
nicht aber zu einem Übergang zu 
einer intensiven Erweiterung ihrer 
Produktion? Wenn ja, worin liegen die 
Gründe? 

~ Was wäre in einer wirt-
schaftsdemokratisch organisierten sozia­
listischen Ökonomie der - vom kapitali­
stischen Profitprinzip sich unterschei­
dende - Motor für Innovation, Effizient 
und "Fortschritt"? 

~ Welche Bedeutung hatte die Auffas­
sung von Marx und Engels, das Proleta­
riat müsse die Privatwirtschaft in der 
Hand des Staates zentralisieren und da­
mit in öffentliches Eigentum überführen, 

~ Bietet der regulationstheoretische 
Ansatz mit seinen Untersuchungen über 
Fordismus und Postfordismus einen 
hinreichenden Erklärungsansatz für die 
heutige kapitalistische Wirklichkeit? 

3. Aufarbeitung der Theorie­
und Verwirklungsgeschichte des 

Sozialismus/Marxismus 

3.6 Wie sehen Marxistinnen in der Sozial­
demokratie heute ihr Verhältnis zur kom-
munistischen Weltbewegung - historisch, 
aber auch für die 70er Jahre bis heute? 
Macht es Sinn, von deren Fortbestehen 
auszugehen? 
3.7 Haben wir bereits eine selbst­
kritische Analyse der Gründe . des 

3.1 Welche Ansätze der kritischen und Zustandekommens eigener "~ 
selbstkritischen Aufarbeitung der eige- Flecken" in Bezug auf die Einsc~ 
nen theoretischen Grundpositionen hat der frühen Sowjetunion, Osteuropas:\Dld 
es bisher im Marxismus gegeben (u. a. der DDR? Welche Rolle spielte dabei 
Bernstein, Labriola, Gramsci, Austro- der Anti-Antikommunismus? 
marxismus, Korsch)? Wie ist die Reich- 3.8 Worin liegen die Gründe für die Un­
weite ihrer Kritik heute einzuschätzen? terbelichtung der Demokratiefrage in 
Worin liegen die Grenzen ihrer Wirk- früheren Stellungnahmen zur So­
samkeit? wjetunion, zu Osteuropa bzw. zur DDR? 
3.2 Halten die grundlegenden Ka- 3.9 Welche Gründe gibt es für die lang­
tegorien des marxistischen Zu- jährige Dominanz des Importes von 
kunftsbildes (Vergesellschaftung - aller? Theorie, Geschichtsphilosophie bzw. 
- Produktionsmittel, klassenlose Gesell- Geschichtsbeurteilung aus dem Bereich 
schaft) einer kritischen Bilanz der des Marxismus-Leninismus vor allem in 
gesellschaftlichen Entwicklungsprozes- den 70er Jahren in Teilen der marxisti-
se im 20. Jahrhundert stand? sehen Linken? 
3.3 Gibt es die Notwendigkeit, den Mar- ~ 
xismus zu einer kritischen Theorie der ~ Brauchen wir eine selbstkritische 
Weltgesellschaft weiterzuentwickeln? Untersuchung des Umgangs mit der Rot­
Wenn ja, worin bestehen die Gründe des le von Theorie als Machtinstrument in 
beharrlichen Ausweichens vor dieser der Politik (das Sammeln von Bataillo­
Aufgabe? nen hinter Positionspapieren für Macht-
3.4 Gibt es einen philosophischen gewinne)? Wie steht es mit unserem 
Kerngehalt des Marxismus, von dem aus Diskursverhalten? Wie gelingt es künf­
sich seine Erneuerung konzipieren läßt, tig, den Vorrang des Ausgebens von Ori­

Halten ~ie grtl)ldlegenden I(a­
tegorien des n1arxistisclie11 Zu­
kunftsbildes einer .. kritlsclien 
Bilanz der gesellschaftlichen 
Entwicklungsprozesse im 20. 
Jahrhoollei'I'siaöd?'·· - -

entierungen, Einschätzungen und Linien 
vor der Organisierung diskursiver Lern­
prozesse (insbesondere auch in SPW) 
umzukehren? 

~ Verstehen wir die Pluralität von Auf­
fassungen als Bereicherung (als Motor 
für Erkenntnisfortschritt) oder als 
Gefährdungsdokument und Ansatz für 
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mögliche Spaltungsprozesse bei uns wie 
insgesamt in der Linken? 

4. Politische Strategie und 
Parteiorientierung 

4.1 Wie ist unser Verhältnis zur Not­
wendigkeit einer Politik für die eine 
Welt und zur faktisch hergestellten ei­
nen Welt unter der Hegemonie der USA, 
Japans und Westeuropas? 
4.2 Welche Rolle kommt künftig der 
UNO, der NATO, der KSZE zu? 
4.3 Wie wird künftig das Verhältnis von 
erster Welt zur dritten Welt aussehen? 
Wie verhält sich die Linke zu den abseh­
baren Annutswanderungsbewegungen? 
4.4 Wie bestimmt sie ihr Verhältnis zu 
neuen Formen des Rassismus? 
4.5 Welchen Begriff haben wir von der 
Nation? Wie verhalten wir uns im Span­
nungsfeld von Nationalismus und 
Selbstbestimmungsrecht der Völker, 
etwa bezogen auf die Entwicklungen in 
Osteuropa? In welches Konzept von Eu­
ropa paßt sich dies ein (W estorientie­
rung oder gesamteuropäische Orientie­
rung)? 
4.6 Wie weit sind wir theoretisch und 
praktisch vorgedrungen in Bezug auf die 
Komplexe Patriarchat und feministische 
Theorie? 
4.7 Gibt es weiterhin ein historisches 
Subjekt der gesellschaftlichen Verände­
rung (oder mehrere)? 
4.8 Welche Bedeutung kommt noch 
dem Klassenbegriff zu? In welcher Wei­
se beeinflussen die Ergebnisse der 
Mentalitätsgeschichtsforschung über die 
"lange Dauer" (Schule der Annales) die 
marxistischen Vorstellungen von der 
Herausbildung von Klassen und Klas­
senbewußtsein? 
4.9 Wie setzt sich in den 90er Jahren der 
Arbeitskörper der Gesellschaft zusam­
men? Welche Rolle kommt den soge­
nannten "neuen Ar­
beitnehmerlnnenschichten" zu? "Kön­
nen Yuppies solidarisch sein? 

.Gibt es weiterhi°' ein histo .. . 
risches . Subjekt der _ gesell­
schaftlichen ·v eränderung? 

~ Welche Chancen und welche Risiken 
liegen in der modernen Technikentwick­
lung? Handelt es sich um eine neue 
wissenschaftlich-technische Revolution? 
Läßt sich ein modernes Sozialismusver-
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Welch~ .. . ~<1~11hinif jJfoillrnt 
noclt dem ~11begriff zu? 

ständnis auf die Fonnel bringen: "Sozialis­
mus ~ Mikroelektronik + 
Massendemokratie"? 

~ Welchen Stellenwert haben die theo­
retischen Ansätze zur "Zivilgesell­
schaft'' für sozialistische Politik heute? 
Um welche praktischen Neuansätze von 
Politik ginge es dabei? 

~ Welche Rolle kommt Parteien in den 
künftigen Auseinandersetzungen zu? 

~ Wie wird künftig das Verhältnis von 
Mitgliedern zu Nichtmitgliedern ausse­
hen (Rolle der Ortsvereine, der Ar­
beitsgemeinschaften, von "Expertin­
nen-Arbeitsgruppen")? 

~ Modernisierung der Parteiarbeit -
wohin soll sie zielen (technokratische 
Modernisierung, Orientierung auf das 
Aufsteigennilieu oder Rückbesinnung 
auf traditionalistische Vorstellungen und 
Konzepte)? 

~ Geht es um die Neu- oder Rekon­
struktion eines marxistischen Flügels in­
nerhalb der Sozialdemokratie oder bietet 
der Umbruch seit 1989 die Chance und 
Notwendigkeit, eine Neudebatte der ge­
samten Linken (innerhalb wie außerhalb' 
der SPD) so zu organisieren, daß alte 
Gräben keine Rolle mehr spielen und 
eine Neugruppierung der Linken er­
reicht werden kann und muß? 

~ Aus welchen Gräben müssen dabei 
diejenigen heraus, die sich bisher als 
Marxistlnnen in der Sozialdemokratie 
verstanden? 

Politische 
Kritik mit 
theoretischem 
Anspruch 
liJJb im April 1992: 

GUS - und dann? Das Ende einer 

Militärmacht. Rußland quo vadis? • 

Nahost: Wird Israel zum „Friedens­

verderber"? • Kav La'oved - der 

heiße Draht für palästinensische Ar­

beiterinnen • Pakistan: Allah ist mit 
den Ungerechten • Brasilien: La­

teinamerikas zweite Emanzipation -

oder unsere erste allgemeine Verun­

sicherung • BRD: Wie kampffähig 
ist das Dienstleistungsgewerbe? No­

tizen zum ersten Bankenstreik • 
Sozialismus-Debatte: ,,Wir können 

nicht mehr aus geborgter Realität le­

ben" - ein Interview mit Oskar Negt 

Ich bestelle 

links 
Mit Beiträgen von: 
Oskar Negt, Hen­
ning Schröder, 
Barbara Maier, 
Hans Füchtner, 
Arnos Wollin, 
Volker Heins, 
Peter Karrer, Max 
Diamant, Hans­
Ernst Schiller, 
Walter Lochmann 
/Wolfgang 
Hermann u.a. 

0 1 Exemplar links Heft 4/92 
zum Preis von 7,- DM 
(nur gegen Vorauskasse: 

Briefmarken, Scheck etc.) 

Name: 

Straße: 

Ort: 
H.ab, PF 10 20 62, 6050 Olfoabach 
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''Zivilgesellschaft" 

Plädoyer für den Abschied vom letzten Modebegriff der 80er Jahre 

Im Jahre 1990 hatte der Begriff "Zivil­
gesellschaft", wie Habennas im Vor­
wort zur Neuausgabe von "Struktur­
wandel der Öffentlichkeit" konstatierte, 
Konjunktur - mittlerweile wird er infla­
tionär gebraucht. 

Seine Konjunktur verdankte der Begriff 
einer Hoffnung. Die realsozialistischen 
Regimes in Osteuropa waren fast überall 
zusammengebrochen, der Kalte Krieg 
war zuende, die Stunde von globaler 
Abrüstung und"Friedensdividende"schien 
nahe. Als Träger der "demokratischen 
Revolution" von 1989 wurden v. a. in der 
DDR und der CSSR die Bürger­
bewegungen ausgemacht, die - zusammen 
mit den in den 80er Jahren im Westen 
entstandenen Neuen Sozialen Bewe­
gungen (NSB) - zuerst Europa und dann 
die ganze Welt einer friedlich-demokrati­
schen Zukunft entgegenführen sollten. 

Nur zwei Jahre später hat sich diese 
Hoffnung gründlich blamiert: Der 
gesellschaftliche Einfluß der Bürgerbewe­
gungen tendiert gegen Null, die 
Staatsmacht ist längst wieder mit neuem 
bzw. gewendetem Führungspersonal be­
setzt. Ausländerfeindlichkeit, Rassismus 
und Nationalismus triumphieren, ob in 
Hoyerswerda, in Marseille oder in 
Kroatien. Es gibt in Europa wieder Krieg 
und Bürgerkrieg. Statt Abriistung und 
Friedensdividende kam der Golfkrieg und 
eine "Neue Weltordnung", nach der der 
Feind jetzt im Süden steht. Auch aus der 
Hoffnung, daß die "demokratische 
Revolution" auf den Westen übergreifen 
möge, wurde nichts. Abgesehen davon, 
wie widersinnig es ist, die "Zivilge­
sellschaft" mittels einer neuen 

* Klaus Wardenbach is! Politologe und arbeitet als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter der Europaabge­
ordneten Dorothee Piermont (Die Grünen) in 
Bonn 

Staatsverfassung durchsetzen zu wollen, 
wird die Verfassungs-Diskussion mitt­
lerweile von CDU und CSU aufgegriffen, 
um das Asylrecht auszuhebeln. 

Die Hoffnungen sind gestorben, aber der 
Begriff hat überlebt. Von Richard von 
Weizsäcker bis zu den PDS-Refonnem 
führt ihn jeder im Munde. Und jeder 
meint etwas anderes damit. 

Wenn Weizsäcker das Fehlen der "Bür­
gergesellschaft" in der "postkommu­
nistischen Region Deutschlands" beklagt 
und ihr das leuchtende Vorbild des 
zivilisierten Westens gegenüberstellt (in 
seiner Rede zur Heine-Preisverleihung), 
dann tut er das natürlich in erster Linie, 
um sich selbst auf die Schulter zu klopfen. 
Mit Antje Vollmer und Thomas Schmid 
(um nur einige zu nennen) liegt er zwar 
noch im Streit darüber, ob denn nun "die 
68er" diesen Staat zivilisiert hätten oder 
Adenauer und seine Enkel. 

Aber im Lob des Bestehenden ist man 
sich einig: Wir können stolz sein auf un­
ser Land. 

Daß das Bürgertum historisch 
nur als Einheit von Citoyen und 

Bourgeois existiert 
. . . und die formale, rechtliche 
Gleichheit nicht über die fort­

bestehende materielle Ungleich­
heit hinwegtäuschen kann, hat 

schon der junge Marx erkannt. 

In dieser allgemeinen Versöhnung will 
auch Ernst Nolte nicht abseits stehen 
und rät den verbliebenen Linken zur 
"Wiedergewinnung der Begriffe des 
'Bürgers' und der 'Zivilgesellschaft"' 

von Klaus Wardenbach* 

und zum Abschied von allen "sozial­
religiösen" Vorstellungen, um als Oppo­
sition in diesem unseren Staat künftig noch 
ernstgenommen zu werden. 

Nolte, Weizsäcker, Thomas Schmid und 
auch die Stichwortgeber der Diskussion 
um die "demokratische Frage" Rödel/ 
Frankenberg/ Dubiel meinen, wenn sie 
"Zivilgesellschaft" sagen, immer "civil 
society" - und verweisen damit offen auf 
John Locke, den Vordenker von Bürger­
tum und entstehendem Kapitalismus un 
England des 17. Jahrhundert. · · 

So wie man nun auch im Osteri · im 
Bereich der Ökonomie zum ursprüngli­
chen Krieg aller gegen alle, genannt 
Marktwirtschaft, zurückkehren will, so 
kehren auch die "civil-society"-Anhänger 
zu den fiühbürgerlichen Anfängen zurück. 
Die radikal-liberalen Ideologen versuchen 
den sozialen Typus "Bürger" wieder in 
seine angenehme und seine unangenehme 
Hälfte zu zerteilen: In den "citoyen", den 
Staatsbürger, der zum Ideal erhoben wird 
und in der Zivilgesellschaft zuhause ist, 
und in den "bourgeois", den Wirtschafts­
bürger und Kapitalisten, der der "bürgerli­
chen Gesellschaft" ihren üblen Leumund 
verliehen hat. Daß das Bürgertum 
historisch nur als Einheit von Citoyen und 
Bourgeois existiert (daß also auf die 
heutige Zeit übertragen hinter jedem 
Baum ein Lambsdorff steht) und die 
fonnale, rechtliche Gleichheit nicht über 
die fortbestehende materielle Ungleichheit 
hinwegtäuschen kann, hat schon der junge 
Marx erkannt. "Menschliche Emanzi­
pation" ist erst dann möglich, wie er vor 
knapp 150 Jahren anmerkte, wenn der po­
litisch emanzipierte Citoyen auch von so­
zialer Unterdrückung befreit ist, wenn die 
Unterscheidung zwischen Citoyen und 
Bourgeois keinen Sinn mehr macht und 
der Staat in die Gesellschaft zurück­
genommen wird. 
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Nun gibt es neben der affirmativen und li­
beralen Zivilgesellschaft-Diskussion auch 
einen Diskurs, der sich auf Antonio Gram­
sci, den Mitbegründer der italienischen KP 
und langjährigen politischen Gefangenen, 
beruft. In der Ankündigung der Konferenz 
"Gramsci und die Theorie der 
Zivilgesellschaft"(im März '91 in Berlin) 
wird der arme Gramsci sogar zum Ahnva­
ter der "Umbruchprozesse" in Osteuropa 
erkoren. Gramsci ist über 50 Jahre tot und 
kann sich nicht mehr wehren, aber daß er 
dem in Osteuropa nun triumphierenden 
brutalen Wirtschaftsliberalismus; Konkur­
renzdenken und Nationalismus das Wort 
geredet hätte, kann man nun wirklich nicht 
behaupten. 

Die „societa civile", eine der zentralen 
Kategorien bei Gramsci, ist bis vor 
wenigen Jahren noch regelmäßig mit 
"bürgerliche Gesellschaft" übersetzt 
worden. Mit einigem Recht! Auch beim 
Begriff "guerra civile" käme kein 
Mensch auf die Idee, "Zivilkrieg" oder 
"ziviler Krieg" statt "Bürgerkrieg" 
übersetzen zu wollen. Daß "bürgerliche 
Gesellschaft" bei Marx (besonders beim 
späten Marx) v.a. die ökonomischen 
Grundlagen betont, und daß im 
Unterschied dazu Gramscis "societil 
civile" die kulturelle Vergesell­
schaftung stärker akzentuiert, mag eine 
begriffliche Neufassung a Ja "Zivilge­
sellschaft" sinnvoll erscheinen lassen. 
Jedoch war - was heute gern übersehen 
wird - auch Gramsci ein marxistischer 
Denker. Sein Erkenntnisinteresse in den 
Passagen zur "societa civile" in den 
Gefängnisheften lautete eindeutig: 
Wieso war die Revolution im Westen 
nicht erfolgreich? Wie läßt sich diese 
Revolution doch noch herbeiführen? 

Die "societa civile" war für ihn ganz ein­
fach die Sphäre, in der sich die 
ideologische Herrschaft des Bürgertums 
( das eben nicht nur durch Repression, 
sondern auch durch Konsens­
herbeiführung herrscht) reproduziert. In 
den Notizen Gramscis erscheint sie 
einerseits als massive Befestigungs­
struktur des Kapitalismus, andererseits 
als Kampfplatz. Hier werden die 
Klassenkämpfe zwischen Bourgeoisie 
und Proletariat ausgetragen werden, 
aber normalerweise eben nicht im (in 
Rußland 1917 erfolgreichen) Sturm auf 
das Winterpalais, sondern im langwieri­
gen "Stellungskrieg". Will das Pro­
letariat deri'Sieg erringen, braucht es -
und da war Gramsci Leninist - die 
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Führung durch die kommunistische Partei, 
den modernen "principe". Der Sieg kann 
in der "societa civile" aber nicht in der 
Eroberung irgendeines Zentrums oder Re­
gierungssitzes bestehen, sondern in der 
Erringung der ideologischen Hegemonie 
durch die Partei und die mit dem Proletari­
at "organisch" verbundenen Intellektuel­
len. 

Die Zivilgesellschaft ist für Gramsci also 
nichts genuin Positives, sie ist für ihn nicht 
per se mit Demokratie und freier Überein­
kunft der Individuen a la John Locke 
verbunden. Die Zivilgesellschaft ist ein 
spezifischer Ort bürgerlicher KJassenherr­
schaft und es gibt sie auch - in zurückge­
bildeter Form - im Faschismus. Der angeb­
lich positive Bezug Gramscis zur Zivilge­
sellschaft ergibt sich v.a. in Abgrenzung 
zur Theorie Lenins. Gramsci proklamierte 
nicht die Zerschlagung der Zivilgesell­
schaft, sondern ihre schrittweise Erobe­
rung. In der "societil civile" sollten so 
schon Elemente des Sozialismus zum Vor­
schein kommen, bevor eine neue Qualität 
der Gesellschaftsordnung erreicht war. 
Den Sozialismus, den er ökonomisch für 
möglich hielt (das entscheidende Hinder­
nis war für iim - ähnlich wie bei Lukacs -
das Bewußtsein der Massen), nannte er 
aber nicht Sozialismus, sondern aus Grün­
den der Gefängniszensur "societil regola­
ta''. 

Für Teile der Linken dient die 
Zivilgesellschafts-Diskussion 

dazu, einen Kurs sanfter Anpas­
sung an die herrschenden Ver­

hältnisse zu steuern - und das 
unter Berufung auf einen 

marxistischen Theoretiker. 

Die gleiche Gefängniszensur, die ihn in 
seinen Heften dazu brachte den Marxis­
mus unverdächtig "Philosophie der Pra­
xis" zu nennen, oder Lenin "Ilici", 
Trotzki "Bronstein" und die Anarchi­
sten "Individualisten", ist natürlich 
auch ein Grund für die Eignung Grarn­
scis als "Mode-Theoretiker": Er 
schrieb eben nicht im anstößigen ML­
Vokabular. Zudem trifft zu, daß Gram­
sei kein besonders systematischer Den­
ker war, und daß Krankheit und sein frü­
her Tod iim daran hinderten, seine Ge­
fängnisnotizen zu überarbeiten. Dies 
läßt viel Raum für Interpretationen und 

die Zusammenfassung von "societa civile" 
und ''civil society" zur "Zivilgesellschaft" 
führt zu weiteren Mißverständnissen, die 
auch immer wieder in der spw-Diskussion 
auftauchen. 

So steht selbst in einem ansonsten recht 
klugen Aufsatz, wie dem von Uwe Kre­
mer (SPW 6/90), das eine Mal "Zivilge­
sellschaft", wo augenscheinlich die be­
stehende bürgerliche Gesellschaft ge­
meint ist, das andere Mal wird sie zum 
anti-autoritären Ideal, zur Sphäre der 
freien Entfaltung der Individuen. 

Und was soll man davon halten, wenn 
Christoph Butterwege (in der spw 2/91) 
schreibt: "In der früheren DDR, die kei­
ne entwickelte 'Zivilgesellschaft' 
(Gramsci) hatte, grassiert heute ein be­
sonders aggressiver, militanter Rechts­
extremismus und Rassismus." 

Das meint Richard von Weizsäcker - wie 
wir weiter oben gesehen haben - zwar 
auch, aber er bezieht sich ehrlicherweise 
auf die "civil society" John Lockes. 

Und trotz aller Wiederholungen und Varia­
tionen wird diese Behauptung um nichts 
richtiger: Laut einem BKA-Bericht vom 
Januar '92 lag die Zahl der rassistisch moti­
vierten Straftaten gegen Ausländer und 
Asylbewerber in der alten BRD deutlich 
höher als in der Ex-DDR. Die meisten An­
griffe und Brandanschläge wurden in 
Nordrhein-Westfalen verübt 

Und daß in der BRD-''Zivilgesellschaft" 
der Anteil der Antisemiten und heimlichen 
Hitler-Verehrer deutlich höher ist als in 
der Ex-DDR - wie eine ebenfalls im Janu­
ar '92 veröffentlichte Spiegel-Umftage er­
gab - läßt doch erhebliche Zweifel an der 
These vom direkten Zusammenhang von 
Neofaschismus und Zivilgesellschaft ent­
stehen. 

Auch der Verweis auf Gramsci ist hier na­
türlich völlig fehl am Platz. Für Gramsci 
war im Italien Mussolinis nur zu schmerz­
lich klar, daß die "societa civile" im We­
sten zwar ein Bollwerk gegen die Versu­
che einer kommunistischen Revolution 
dargestellt hatte, nicht aber gegen den 
Sieg des Faschismus. 

Deshalb hätte er auch über solche Be­
griffsmonster wie "zivilgesellschaftli­
cher Sozialismus" (so die PDS-Refor­
mer Andre Brie, Hans Modrow u.a.) nur 
den Kopf geschüttelt. Was kleinbürger-

ZEITSCHRIFr FÜR SOZIALlSTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT'64. 1992 

w .. .. ,, .. 11·,- ' 

lieber Sozialismus ist, weiß man wahr­
scheinlich sehr genau, wenn man in der 
DDR gelebt hat. Was "zivilgesellschaftli­
cher Sozialismus" sein soll, kann ich, 
wenn ich die Thesen der PDS-Reformer 
lese, allerdings nur ahnen. 

Zwar kommt es auch vor, daß der Begriff 
"Zivilgesellschaft" in der linken Diskussi­
on im Sinne Gramscis angewandt wird - so 
z.b. vonKlausDörreinspw 1/91 odervon 
Sabine Kebir - die Regel ist das jedoch 
nicht. Der Reiz des Zivilgesellschafts-Be­
griffs besteht ja gerade in seiner Undeut­
lichkeit, darin, daß sich rechts und links 
darin wiederfinden können und er sowohl 
eine kritische Kategorie als auch ein Syn­
onym für "freiheitlich-demokratische 
Grundordnung" oder "westliche Demo­
kratie" sein kann. Für Teile der Linken 
dient die Zivilgesellschafts-Diskussion 
dazu, einen Kurs sanfter Anpassung an die 
herrschenden Verhältnisse zu steuern -
und das unter Berufung auf einen marxisti­
schen Theoretiker. Die bestehende Ge­
sellschaft wird nicht mehr grundsätzlich 
kritisiert, sondern ihre (ideellen) Quali­
täten werden entdeckt. Gerade in demje­
nigen Teil der Linken, der sich früher 
kritiklos zum real existierenden Sozia­
lismus bekannte, ist nun bei vielen eine 
erstaunliche Wandlung hin zum Be­
kenntnis zur real existierenden bürgerli­
chen Gesellschaft zu beobachten. 

Wer weiß, unter welch organisatorisch ri­
giden und geistig beschränkten Bedingun­
gen vielerorts linke Politik gemacht wur­
de, sollte sich nicht wundem, daß jetzt 
Gegenreaktionen kommen und reale Defi­
zite aufgearbeitet werden. 

Allerdings war die Erkennmis, daß die 
bürgerlichen Freiheitsrechte zwar (solange 
sie die ökonomische Sphäre außer acht 
lassen) unzureichend sind, deshalb aber 
nicht außer Kraft gesetzt werden dürfen, 
auch schon früher verbreitet. Und daß es 
sich lohnt, eine aufgeklärte, liberale Ge­
sellschaftsstruktur gegen autoritäre (faschi­
stische, bürokratische etc.) Entwicklungen 
zu verteidigen, sollte eigentlich selbstver­
ständlich sein. 

Jedoch bleibt der Hinweis Elmar Altvaters 
(in der FR vom 30. l.92) wichtig, daß die 
"Zivilgesellschaft" westlicher Demokrati­
en eine materielle Grundlage hat, nämlich 
hohe Arbeitsproduktivität und berauschen­
den Konsum für die Massen - und daß die­
ser westliche Wohlstand exclusiv ist, weil 
sein Ressourcenverbrauch und die kata-

strophalen ökologischen Folgen eine uni­
verselle Verbreitung gar nicht zulassen. 

Wenn die linke Zivilgesellschafts-Diskus­
sion jedoch nur den Zweck haben sollte, 
die (Rest-)Linke zu ermahnen, sich weni­
ger auf den Kampf in den Institutionen zu 
konzentrieren als auf die Arbeit in der Ge­
sellschaft (in Initiativen, Arbeitskreisen, 
Theatergruppen etc.) und ihren Begriff 
von Politik nicht auf Parteipolitik zu be­
schränken, dann ist das zwar gut und rich­
tig, wäre sicher aber mit geringerem ideo­
logischen Aufwand möglich gewesen und 
ohne diesen Begriff, den zwar alle im 
Munde führen, der aber nichts aussagt, 
weil ilmjede(r) anders versteht. 
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RASSISMUS 
NATIONALE .. 
IDENTITAT 
u N D 
M u L T 1 
KULTURALI-.. 
T A T 

Der Terminus "Rassismus" ist genauso 
heftig umstritten wie die Frage, ob es 
überhaupt "Menschenrassen" gibt. Das 
Grundgesetz der Bundesrepublik fordert 
in Art. 3 Abs. 3, niemand dürfe wegen 
"seiner Rasse" benachteiligt oder be­
vorzugt werden. Diese Formulierung er­
hebt die "Rasse" nicht zur Realität, ver­
leiht also dem Begriff keinen Verfas­
sungsrang, sondern verweist auf die 
schrecklichen Erfahrungen mit der NS­
Diktatur, hebt auf den Bewußtseinsstand 
im nachfaschistischen Deutschland ab 
und spiegelt den damaligen Erkenntnis­
stand wider. Mittlerweile haben die Na­
turwissenschaften durch genanalytische 

Der Rassismus existiert un­
abhängig von den "Ras­
sen", die keine reale 
Grundlage darstellen, son­
dern eine Hypothese und 
Projektionsbasis für seine 

)nhumane Ideologie bilden. 

Untersuchungsmethoden längst den Be­
weis erbracht, daß es keine Gruppen von 
Menschen gibt, die sinnvollerweise nach 
gemeinsamen Merkmalen als "Rasse" 

·-·-...... ,.,,,_. · ,ji··· Dr. Christoph ButtefWegge, Privatdozent für Poli­

... tikwissenschaft an der Universität Bremen 

zu klassifizieren wären. Somatische, 
physische bzw. phänotypische Unter­
schiede (z.B. Hautfarbe, Haar­
beschaffenheit, Nasenform) korrelieren 
nicht mit bestimmten Charaktereigen­
schaften, geistigen Fähigkeiten und so­
zialen Verhaltensweisen1

• 

Die "Rasse" ist gleichwohl ein Mythos, 
der bis heute gepflegt wird und Ge­
schichtsmächtigkeit besitzt. Unabhängig 
davon, zu welchen Forschungsergebnis­
sen die Biologie/ Anthropologie gelangt, 
eignet sich der Rassenbegriff für die 
"Alltagsphilosophie", um eine Hierar­
chie der Menschheit zu entwickeln, sich 
selbst auf- und andere abzuwerten. Der 
Rassismus existiert unabhängig von den 
"Rassen", die keine reale Grundlage dar­
stellen, sondern eine Hypothese und Pro­
jektionsbasis für seine inhumane Ideologie 
bilden. 
Zwar lassen sich Rassendiskriminierung 
und -haß in aller Regel auf soziale bzw. 
wirtschaftliche Ursachen, Krisener­
scheinungen und Konkurrenzbeziehun­
gen zurückführen, aber mitnichten dar­
auf reduzieren. Ein deterministischer, 
ökonomistisch verkürzter Erk1ärungsan­
satz wird der Komplexität des Phäno­
mens insofern nicht gerecht, als der Ras­
sismus in unterschiedlichen Produkti­
onsweisen existiert. Robert Miles weist 
zu Recht darauf hin, daß Rassismus kein 
"Produkt" des Kapitalismus ist, sondern 
sich bereits in vorkapitalistischen Gesell­
schaften Europas herausbildete: "Es 

, 
PJ. 

Kondensat (Teer). (Durchschniverte 

von Christoph Butterwegge* 

handelt sich, mit anderen Worten, um 
eine Ideologie, deren Existenzbedingun­
gen zumindest teilweise von den Interes­
sen der Bourgeoisie unabhängig sind, ei­
ner für die kapitalistische Produkti­
onsweise und mithin für eine bestimmte 
Geschichtsepoche spezifischen Klasse.·~ 
Der Rassismus erlaubt die Reduktion ge­
sellschaftlicher Komplexität und erleich­
tert die Reproduktion der sozio­
ökonomischen Realität. Durch ihn fin­
det eine "Verschiebung und Verdrän­
gung anderer sozialer Antagonismen in 
den Rassengegensatz" statt: "Mit der 
Verschiebung der Gegensätze geht ein 
aktives Vergessen einher, eine dynami­
sche Ersetzung, die psychische Gewalt 
fordert."3 Der Rassismus ist eine 
Ideologie ethnischer Überlegenheit, die 
in Situationen sozialer Schwäche zur 
Unterwerfung gegenüber Stärkeren ver­
führt. Genauso wie sein Zwillings­
bruder, der Nationalismus, dient er in 
aller Regel als politisch-ideologischer 
Kitt: "In den kapitalistischen Ge­
sellschaften Europas und Nordamerikas 
muß die Wirksamkeit des Rassismus 
dort verortet werden, wo sich zwischen 
den Kämpfen und konfligierenden 
Interessen von Bourgeoisie, Klein­
bürgertum und Arbeiterklasse (und ih­
ren diversen Fraktionen) Risse auf­
tun. " 4 
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Rechtsextremismus und 
Rassismus in der (ehemali-

gen) DDR 
Die DDR war eine monokulturelle Ge­
sellschaft mit relativ wenigen auslän­
dischen Bewohnern ( ca. 1 Prozent der 
Gesamtbevölkerung) und minimalen Be­
rührungsflächen zwischen Einheimischen 
und Fremden. Sie schottete ihre Bürger/ 
innen nicht nur durch Ausreiseverbote und 
restriktive Visabestimmungen nach außen 
ab, sondern isolierte, ja ghettoisierte und 
kasernierte Ausländer in Wohnheimen mit 
Lagercharakter. Persönliche Kontakte der 
einheimischen Bevölkerung zu Aus­
ländern waren offenbar unerwünscht, 
zwischenmenschliche Beziehungen im 
Privatbereich selten. "Fremde Kulturen 
wurden, wenn überhaupt, nur per Medien 
wahrgenommen, eine aktive Auseinander­
setzung mit ihnen konnte nicht erfolgen. "5 

Die von offizieller Seite propagierte Soli­
darität beschränkte sich auf J ubelveranstal­
tungen für nationale Befreiungs­
bewegungen der sog. Dritten Welt und 
die "sozialistischen Bruderländer" sowie 
zeitlich befristete Einsätze von Angola­
nern, Mosambikanern und Vietnamesen in 
Arbeitsbrigaden. "Der politisch immer 
wieder gebetsmühlenartig betonte 'Inter­
nationalismus der Völkerfreundschaften' 
stand im Widerspruch zur Hermetik der 
Gesellschaft, die weder eine Auseinander­
setzung mit den 'Fremden' innerhalb der 
Gesellschaft noch ( wegen der bekannten 

Co 
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Reisebeschränkungen) im Ausland er­
möglichte.'' 
Offenen und verdeckten Rassismus gab es 
in der DDR nicht erst nach der "Wende" 
1989/90; vorher war er nur tabuisiert, aus 
dem politischen Diskurs und dem öffentli­
chen Blickfeld verbannt: "Seit Jahrzehn­
ten wurde das alt neue Thema Fremden­
haß verdrängt, wurden seine Entladungen 
systematisch bagatellisiert."' Als die Mau­
er fiel, ergoß sich nicht nur eine Welle 
rechtsextremer Propagandamaterialien 
über die DDR, sondern wurde mit dem 
Rassismus auch ein Ventil für Bewohner 
geöffnet, die blieben, aber mit ihren Le­
bensumständen keineswegs zufrieden wa­
ren. 

Jugendlicher Rechtsextre­
mismus wurde als Rowdytum 
verharmlost oder zum West­
import erklärt. Wirkliche Ur­
sachenforschung war ver­
pönt. 

Die DDR war ein Staat, in dem 
Deutschnationalismus fortgesetzt und 
kultiviert wurde8

• Nach der BRD-West­
integration wurde die Losung der Wie­
dervereinigung illusionär, so daß sich 
die SED in der nationalen Frage umori­
entierte, diese entweder ganz ignorierte 
oder adaptierte, indem sie mit erheblicher 

Verzögerung zu Beginn der 70er Jahre die 
Konzeption einer "sozialistischen deut­
schen Nation" propagierte. ,. , ; 
Wenn Neonazis auftauchten, half man:lik:h 
mit der Hypothese, es handle sich um .ffii. 
Resultat kapitalistischer Machenschaften 
und Moden, um besonders üble Versuche 
der ideologischen Diversion durch den 
Klassenfeind. Jugendlicher Rechtsextre­
mismus wurde als Rowdytum verharmlost 
oder zum Westimport erklärt. Wirkliche 
Ursachenforschung war verpönt, For­
schungsergebnisse wurden nicht publi­
ziert, sondern bewußt ignoriert - selbst 
dann noch, als sich zu Beginn der 80er 
Jahre die Anzeichen für eine jugendliche 
Subkultur mit fließenden Übergängen zum 
Rechtsextremismus, neofaschistische Ex­
zesse und politische Prozesse gegen Skin­
heads häuften9

• "Der Einsatz polizeilicher 
Mittel sollte die 'vom Westen Verführten' 
wieder zur Ordnung rufen.'' 10 

Die sog. Neue Rechte in der 
"alten" Bundesrepublik: 
"Ethnopluralismus" und 

"Befreiungsnationalismus" als 
der Weißheit letzter Schluß? 

Ende der 70er/Anfang der 80er Jahre ver­
änderte die extreme Rechte der Bundesre­
publik ihr Gesicht, modernisierte Ideolo­
gie, Organisation und Programmatik. 
Grundlage dafür bildete die Theorie vom 
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"Ethnopluralismus", aus der die Strategie 
eines ''Befreiungsnationalismus" abgelei­
tet wurde". Man geht von drei Großgrup­
pen ("Europide", "Negroide" und 
"Mongolide") als anthropologischen Kon­
stanten bzw. historischen Subjekten aus, 
die ihr Terroritorium "triebgemäß" vertei­
digen und dafür sorgen, daß keine Ver­
mischung zwischen Völkern/Rassen statt­
findet. Vielmehr sollen sie getrennt von­
einander ihre kulturellen Besonderheiten 
(religiöse Riten, Sitten und Gebräuche) 
pflegen. hn Unterschied zum "Ethnozen­
trismus" erscheint der "Ethnopluralismus" 
als Konzept, das allen Völkern die freie 
Entfaltung ihrer Eigenart sichert und auf 
Gleichwertigkeit/-berechtigung basiert, 
obgleich nunmehr von "kultureller Über­
fremdung" die Rede ist und die intendierte 
Rassentrennung deutliche Parallelen zum 
südafrikanischen Apartheidssystem auf­
weist. 
Innenpolitisch bedeutet "Ethnoplura­
lismus" eine restriktive Asyl- und Ein­
wanderungspolitik, die scheinbar im 
Interesse der fremden Völker selbst 
liegt; außenpolitisch führt er zur For­
derung nach einer Neuordnung der 
Welt mit Hilfe eines "Befreiungsnatio­
nalismus", der ein reaktionär ver­
bogener Antiimperialismus ist. Dieser 
richtet sich, seit die Sowjetunion als 
"Supermacht" und Vielvölkerstaat 
nicht mehr existiert, hauptsächlich ge­
gen die USA: "Die neue Rechte setzt 
ganz überwiegend auf den Anti­
amerikanismus als zukünftige politische 
Triebkraft, und sie mischt ihm zum Teil 
antikapitalistische Elemente bei."12 

Dahinter steckt die Idee einer "Nation 
Europa" als neuer Weltmacht, womit 
Deutschland aufgrund seiner wirt­
schaftlichen Leistungsfähigkeit die He­
gemonie zufallen würde. Das Ergebnis 
wäre durchaus mit Expansionsplänen 
des Hitler-Faschismus zu vergleichen, 
die 1945 zum Glück nicht mehr in die 
Wirklichkeit umgesetzt werden konn­
ten, andernfalls sie die Welt völlig ver­
ändert hätten". Die Strategie der sog. 
Neue Rechten bezieht die Schaffung des 
EG-Binnenmarktes 1992/93 mit ein und 
macht ihn zum Handlungsrahmen und 
zum Kristallisationspunkt ihrer Konzep­
tion der ökonomischen, politischen und 
militärischen Integration. "Die radikale 
und extreme Rechte präsentiert einen 
Euro-Chauvinismus und Kulturrassis­
mus; sie versucht, Regionalismen, völ­
kische Nationalismen und einen rassisti­
schen Eurozentrismus zu integrieren. "14 

Kriterium für die Volkszugehörigkeit ist 
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nicht mehr eine bestimmte "Rasse", son­
dern die ( aus taktischen Gründen um den 
Europagedanken zentrierte) "nationale 
Identität". Aufgrund dieser Neuorientie­
rung rechtsextremer Ideologie sollte der 
Begriff "Rassismus" erweitert, können 
nicht nur pseudogenetisch, sondern auch 
kulturell begründete Ausschließungspra­
xen darunter subsumiert werden15• Der 
"Kulturrassismus'' unterscheidet sich vom 
"biologi(sti)schen Rassismus" jedoch bloß 
durch seine Begründung. 
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"Wohlstandschauvinismus" gegenüber 
Zuwanderern aus der sog. Dritten Welt 
wird heute zur Grundlage einer Verabso­
lutierung der nationalen Homogenität. 
"Die Abwehr von Flüchtlingen als 
'Wirtschaftsasylanten' drückt nicht nur 
ein inhumanes Werturteil aus, sondern 
auch die unverhohlene Angst, relative 
Besitzstände zu verlieren, wenn interna­
tional die vorhandenen Güter verteilt 
würden. "16 Der Neorassismus erscheint 
weniger expansionistisch-missionarisch 
als sein Vorläufer, ist eher reaktiv und 
mehr defensiv-konsolidierend ausge­
richtet17. 
Zwischen "Ausländerfeindlichkeit" und 
einer Ausländerpolitik, die man als "in­
stitutionalisierten Rassismus" bezeich­
nen kann, besteht eine enge Wechsel­
wirkung: Beispielsweise war es kein Zu­
fall, daß Wahlerfolgen rechtsextremer 
Parteien (REPublikaner, DVU) gegen 
Ende der 80er Jahre ein völkisch-natio­
nalistischer Entwurf für ein neues Aus­
ländergesetz folgte, den Bundesin­
nenminister Friedrich Zimmermann zu 
verantworten hatte18• Die im April 1990 
vom Bundestag verabschiedete Neure­
gelung ist widersprüchlich, weil sie so­
wohl die Einbürgerung als auch die Aus-

(West-)Europa wird system:il 
tisch · zur · ''WohJstäncJs::' 
festung" ausgebaut, wobei 
das Scliengener Abkornmei, .• 
eine Schlü-lrolle · spieltt·: 

weisung erleichtert. Partiellen Verbes­
serungen für die Situation der Ausländer/ 
innen stehen gravierende Mängel, viele 
Verschlechterungen und neue Be­
nachteiligungen gegenüber19• 

Auf die Dauer wird es keine juristische 
Lösung des "Ausländerproblems", das ei­
gentlich ein Inländerproblem ist20

, geben. 
Denn das Weltflüchtlingsproblem spitzt 
sich nach dem Zusammenbruch des 
Realsozialismus und dem 2.etfall der Sow­
jetunion - entgegen optimistischen Pro­
gnosen am Schluß der Ost/West-Konfron­
tation - vermutlich weiter zu21

, wodurch 
sich dem Neorassismus ein guter Nährbo­
den bieten dürfte. Da Westeuropa (und 
insbesondere die Bundesrepublik) zum 
Ziel dieser W anderungsprozesse wird, ist 
für viele Jahre mit hohen Immigrantenzah­
len zu rechnen. Die hochentwickelten In­
dustriestaaten schotten sich jedoch immer 
mehr gegen Einwanderer, Arbeitsmigran­
ten und Asylsuchende aus der sog. Dritten 
Welt ab. Die Situation erscheint paradox: 
Während die Grenzen in Europa immer 
durchlässiger werden, errichtet man wie­
der neue Mauem. (West-)Europa wird sy­
stematisch zur "Wohlstandsfestung" aus­
gebaut, wobei das Schengener Abkom­
men mit verschärften Kontrollen der 
Außengrenzen, strengen Visabestimmun­
gen für sog. Drittausländer, einer "Harmo­
nisierung" der Asyl- und Einwanderungs­
bestimmungen, einem supranationalen 
Fahndungs- und Sicherheitsverbund, Infor­
mations- und Datenaustausch sowie einer 
Vorverlagerung polizeilicher Überwa­
chung in die Privatsphäre der Bürger eine 
Schlüsselrolle spielt22• 

Multikulturalismus, neuer 
Internationalismus und Kosmo-

politismus 

Man wird nicht als Rassist geboren, son­
dern dazu im Laufeder2.eit gemacht: "Er­
ziehung zur Verachtung des Fremden be­
ginnt in der Wiege und ist unbewußt wäh­
rend des ganzen Lebens gegenwärtig. "23 

Das fängt mit dem Lied "2.ehn kleine Ne­
gerlein" (früher mit sog. Nick-Negern und 
dem "Sarotti"-Mohr) im Kindergarten an, 
erfolgt über Comics und Trivialliteratur'', 
über Juden- und Türkenwitze, Gewaltvi­
deos und die Cliquenbildung in der Schule 
ebenso wie durch Statistiken über eine an­
geblich signifikant höhere Ausländerkrimi­
nalität, Horrorberichte über stehlende Sinti 
und Roma, kurdische Dealer und polni­
sche Schieber, Schmuggler oder Schwarz­
arbeiter. 
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"Interkulturelles Lernen" kann dazu bei­
tragen, Vorurteile abzubauen, Klischees zu 
widerlegen und Ressentiments zu beseiti­
gen25. Antirassismus ist jedoch eine Auf­
gabe, mit der Psychologie und (Sozial-)Pä­
dagogik überfordert sind, wenn die Politik 
versagt und keine neuen Rahmen­
bedingungen schafft. Denn es reicht nicht 
aus, Mentalitäten durch Erziehung zu ver­
ändern, sondern muß darum gehen, die 
tradierten, in Rechtsnormen gegossenen 
Machtstrukturen und kulturellen Verhal­
tensmuster zu ändern, damit ein humane­
rer Umgang mit ethnischen Differenzen 
möglich wird26• 

Wenn Rassismus primär das Ergebnis 
sozioökonomischer Konflikte in und 
zwischen Gesellschaften ist27, kann er 
bloß durch Überwindung der ihnen zu­
grunde liegenden Interessengegensätze 
und/oder Aufklärung über diese Zusam­
menhänge zurückgedrängt werden. Mit 
Appellen zu mehr Toleranz ist es nicht 
getan, weil der Aversion gegenüber 
Fremden reale Konkurrenzverhältnisse 
zugrunde liegen. Die materiellen Grund­
lagen für "Ausländerfeindlichkeit" 
müssen zerstört, die Voraussetzungen 
für eine sozial gerechte, ökologisch ver­
trägliche Wirtschafts- und Gesell­
schaftsordnung geschaffen werden. 
Die Geschichte der DDR lehrt, daß man 
keinen "antifaschistischen Schutzwall" 
errichten kann, sowenig sich der Sozia­
lismus hinter Mauem und Stacheldraht 
verwirklichen läßt. Um den Rechts­
extremismus/Rassismus zurückzudrän­
gen, bedarf es einer überzeugenden Al­
temativkonzeption28. 
Die "multikulturelle Gesellschaft" ist 
bisher mehr ein - durchaus mißverständ­
liches - Schlagwort als ein erprobtes 
Modell. Der Begriff wird einerseits be­
nutzt, um die gesellschaftliche Realität 
zu beschreiben, andererseits im Sinne ei­
ner Zielbestimmung verwandt29• Seine 
analytisch-deskriptive Aussagekraft ist be­
schränkt, seine normativ-visionäre Reso­
nanz über Parteigrenzen hinweg dagegen 
beachtlich. "Multikulturell" meint nicht, 
daß keine Probleme zwischen den ver­
schiedenen Ethnien auftreten, sowenig 
Demokratie politische Harmonie bedeutet. 
Wenn man darunter nicht nur die (friedli­
che) Koexistenz unterschiedlicher Volks­
gruppen, vielmehr eine neue Form, die 
Zivilisierung und Kultivierung ihres Zu­
sammenlebens versteht, muß Rechts­
gleichheit herrschen. "Streit, Mord und 
Totschlag zwischen Volksgruppen gibt es 
nur bei rechtlicher Diskriminierung, wenn 
Sparta fröhliche Urständ feiert, wenn ver-

hindert wird, daß in einem Staat multikul­
turell gelebt werden kann, und wenn 
Zwei-Klassen-Systeme mit unterschiedli­
chen Rechten für die Menschen errichtet 
werden. "30 

Antirassisrn11S . ist jedoch eine 
Aufgabe, mit der Psychologie 
und (Sozial•)Pädagogik über­
fordert sind, wenn die Politik 
versagt. 

Ein merkwürdiger Widerspruch westli­
cher Demokratien besteht in formaler 
Rechtsgleichheit der Staatsbürger und 
sozialer Klassenunterschiede der Wirt­
schaftssubjekte. In der Ausländerpolitik ist 
es genau umgekehrt: "Gastarbeiter" sind 
im Berufsleben mit deutschen Kollegen 
gleichgestellt (wenngleich sie nicht immer 
gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit er­
halten), was sich in Betriebs- und Perso­
nalratssitzen für Ausländer/innen mani­
festiert, aber auf der politischen Ebene be­
nachteiligt. 
Das Kommunalwahlrecht für Ausländer/ 
innen würde deren Integration durch die 
politische Partizipation auf Ortsebene 
fördern, die Demokratie stärken und den 
Rassismus zmiickdrängen31 . Es reicht je­
doch keinesfalls aus. Nötig wären Rege­
lungen zur kollektiven Einbürgerung, 
die "Entnationalisierung der Staatsan­
gehörigkeit" und die Möglichkeit dop­
pelter Staatsbürgerschaften32• Weitere 
Schritte zur Ausländeremanzipation sind 
ein Niederlassungsrecht sowie Einwan­
derungs- und Antidiskriminierungs­
gesetze33. 
Die verschiedenen Gruppen, denen heu­
te mehr als früher Haß und Mißgunst 
entgegenschlagen, Gastarbeiter, Asyl­
suchende, Aus- und Übersiedler, dürfen 
nicht auseinanderdividiert und gegenein­
ander ausgespielt werden. Die Spaltung in 
mehrere Statusgruppen führt fast zwangs­
läufig zur Schwächung aller, die sich der 
Ausgrenzung einzelner Betroffener wider­
setzen34. Wer die "Asylanten'' zu Sünden­
böcken macht, lenkt von der eigenen Ver­
antwortung für gesellschaftliche Mißstän­
de ab und erweitert gleichzeitig den Hand­
lungsspielraum für Maßnahmen gegen die 
Mehrheit der einheimischen Bevölkerung, 
wie etwa Sozialabbau oder polizeiliche 
Überwachung". Daher muß die Entrech­
tung der politischen Flüchtlinge nicht nur 
um der Betroffenen selbst willen, sondern 
auch zwecks Sicherung der sozialen und 

demokratischen Grundrechte bekämpft 
werden. 
Multikulturalität verbessert Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Einwanderer so­
wie die Entfaltungsmöglichkeiten der Ein­
heimischen, während Rassismus die Be­
völkerungsmehrheit - auch Deutsche - an 
der Befriedigung sozialer, kultureller und 
ökonomischer Interessen hindert36• Gebo­
ten erscheint die Entwicklung eines In­
ternationalismus/Kosmopolitismus neuen 
Typs, d.h. eines Weltbürgerbewußtseins, 
das sich der Herausforderung durch die 
globalen Probleme (Kriegsgefahr, Natur­
katastrophen, Seuchen, Hunger, Analpha­
betismus usw.) stellt und die Lösung in ei­
ner gemeinsamen Anstrengung aller Men­
schen, gleich welcher Nation oder "Ras­
se", sucht. 
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Geschäfte mit dem Blut der Armen. 
Prozesse gegen Kritikerinnen. 
Gesundheitszerstörende Arbeits­
bedingungen in Südafrika. 
Umweltgifte aus erster Hand. 
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Joachim Spangenberg: Umwelt und Ent­
wicklung - Argumente für eine globale 
Entwicklungsstrategie, Schüren Presse­
verlag GmbH, Marburg 1991 

Rechtzeitig vor Beginn der Mitte diesen 
Jahres in Rio de Janeiro stattfindenden 
UNO-Konferenz "Umwelt und Ent­
wicklung" ist von Joachim Span­
genberg - bekannt und aktiv in der 
Umweltbewegung und derzeit Mitarbei­
ter beim Deutschen Umwelttag - ein 
Buch zum gleichnamigem Thema fer­
tiggestellt worden, dem eine weite Ver­
breitung zu wünschen und das auch vom 
Europarat zum Gebrauch für die Um­
weltverbände empfohlen worden ist. 
In den Teilen I und 2 "Der Status quo 
im Süden", "Die Bedrohung der Natur" 
werden kompakt bedriickende Fakten 
und Zusammenhänge geboten und inhalt­
lich in anschaulicher Weise aufbereitet. 
Vielfach nur zersplinert in der weit gefä­
cherten Literatur vorliegend werden sie 
hier zusammengeführt und sind damit 
eine große Hilfe für die Arbeit von Drit­
te Welt Initiativen und entwicklungspo­
litisch Interessierten für die konkrete Ar­
beit vor Ort. Einen besonderen Stellen­
wert nimmt im ersten Teil das Kapitel 
"Wirtschaft und Weltwirtschaft" ein. Und 
warum dies ein Thema ist, wird späte­
stens deutlich, wenn man in geraffter 
Fonn das Funktionieren der kapitali­
stischen Weltwirtschaftsordnung und ih­
rer spezifischen Mechanismen für Aus­
beutung von Mensch und Natur gelesen 
hat. Eine Klarheit in punkto Ursachen, 
die dem Brundtland-Bericht für den von 
dieser Wirtschaftsordnung durchdrunge­
nen Teil der Welt fehlt. Sie ist wichtig, 
um die Entstehung und Verfestigung 
von Problemen in der Umwelt, im so­
zialen und wirtschaftlicheff Bereich so­
wie ihren wechselseitigen Verknüpfun­
gen zu begreifen. Diese Akzentsetzung 
verleiht dem Buch zusätzliche Stärke. 

Das Scheitern der ''grünen 
Revolution" 

In Teil 3 setzt sich der Autor mit von den 
westlichen Industriestaaten bislang ent­

„ wickelten Revolutionierungskonzepten 
für Land- und Forstwirtschaft in der 

Drillen Welt und ihrem Scheitern kri­
tisch auseinander. Am Scheitern der 
"grünen Revolution" wird das z.B. 
klargemacht. Hier sind in den jeweiligen 
Ländern durch das Vordringen kapitali­
stischer Wirtschaftsfonnen im Zusam­
menspiel mit geeigneten politisch-wirt­
schaftlichen Rahmenbedingungen tradi­
tionelle Landbaufonnen zerstört wor­
den. Konsequenzen, die nicht nur den 
Naturhaushalt, sondern auch tief ver­
wurzelte Sozialstrukturen zerstörten. 
Dabei wird deutlich, daß auch dieses 
Konzept nur ein Spezialfall des Zusam­
menwirkens neuer technologischer und 
wirtschaftlicher Errungenschaften der 
Eliten der Drillen Welt mit den Industri­
en des Nordens gegen die Bevölkerung 
der annen Länder des Südens ist 

Gen- und Biotechnologien 

Wenn schon von der "grünen Revoluti­
on" für die Drille Welt nichts Gutes zu 
erwarten war, dann gilt dies genauso für 
einen massiven Einsatz von Gen- und 
Biotechnologien als propagierten Pro­
blemlösern. Eine Überwindung der Un­
terentwicklung ist hiennit nicht mög­
lich. Wichtiger dafür wären - so der Au­
tor - die Förderung einer agrarzentrier­
ten Entwicklung mit möglichst geringer 
Abhängigkeit von Nahrungsmittelim­
porten und Rohstoffexporten. 
Im Teil 4 "Die umweltgerechte Ent­
wicklung" werden dann für die Ent­
wicklungsländer Auswege aus der Krise 
vorgestellt. Sie verdeutlichen, daß auch 
dort wirtschaftliche und soziale Wohl­
fahrt ohne Naturzerstörung möglich wä­
re. In kritischer Würdigung des Brundt­
land-Berichts hat hierfür die ELCI in 
Nairobi - eine weltweite Dachorganisati­
on von Umwelt- und Entwicklungsorga­
nisationen und vertreten bei der dortigen 
Umweltorganisation der Vereinten Na­
tionen - eine Reihe bedeutsamer, dar­
überhinaus reichender Vorschläge unter­
breitet. So etwa zur Verbesserung der 
Austauschverhältnisse zwischen Nord 

und Süd und zur Lösung der Schulden­
krise einschließlich eines dafür notwen­
digen Schuldenerlasses. Allen Vorschlä­
gen gemeinsam ist eine Fülle an Mög­
lichkeiten für Reformen, die nur konse­
quent durchgesetzt und genutzt werden 
müssen. Andererseits gibt es noch offe­
ne Flanken, besteht noch weitergehen­
der Handlungsbedarf. An der Lösung 
weltwirtschaftlicher Probleme muß des­
halb auch von Seiten der Umweltbewe­
gung beharrlich weitergearbeitet wer­
den. Eine interessante Grundlage gibt 
hier zR das Papier der Grünen für eine 
ökologisch-solidarische Weltwirtschaft 
ab. Bei einer weiteren Auflage des hier 
besprochenen Buches sollten die dort 
vorgestellten konkreten Refonnvor­
schläge mit berücksichtigt werden. 

Gewalt als Methode 

Im Teil 5 wird im Anhang 1 "die histo­
rische Entwicklung des Nord-Süd-Ver­
hältnisses" und im Anhang 2 das Thema 
"Entwicklung und globale Weltpolitik -
auf dem Wege ins 3.Jahrtausend 
europäischer Zeitrechnung" behandelt 
Die Nachzeichnung der historiscboo. "" 

':·'i""I''·' 
Entwicklung zeigt, daß der Reichi!Ji,, 
Europas auf Sklavenhandel und Kolo­
nialzeit gründet. Auf anderen Wegen 
und mit anderen Mitteln hat sich die An­
häufung von Reichtum fortgesetzt. Im­
mer mehr Staaten des Nordens sind dar­
an beteiligt. Die Gewalt als Methode ist 
geblieben. Heute gründet ihr Reichtum 
auf Wirtschaftsimperialismus und mili­
tärischem Interventionismus. Solche für 
eine demokratische Weiterentwicklung 
der Weltgesellschaft untauglichen Me­
thoden der Macht- und Herrschaftsaus­
übung verschärfen nur die Probleme auf 
dem Erdball und verlagern sie in das 
21.Jahrhundert hinein. Die Tendenz zu 
gewaltsamen und damit untauglichen 
Lösungen bleibt. 
Anhang 2 im Teil 5 ist ein kurzer Abriß 
von Ausgangspunkt und Entwicklung 
sowie inhaltlichen Schwerpunkten der 
internationalen Umweltpolitik. Er reicht 
von der 1. Umweltkonferenz der Verein­
ten Nationen in Stockholm 1972, der 
Gründung der UNEP, ersten Berichten 
und Reports ( Club of Rome, Bariloche, 
Global 2000, Palme- und Brandt-Kom­
mission, Brundtland-Bericht ). 

Gescheitertes Fortschrittsmodell 

Als Ergebnis wird festgehalten, daß die 
wichtigsten Probleme der intemationa-
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len Umweltzerstörung zwar rechtzeitig 
erkannt und benannt, Lösungsvorschlä­
ge eingefordert und vorgelegt worden 
sind. Die Umsetzung in praktische Poli­
tik ist bisher jedoch weitgehend als ge­
scheitert zu betrachten. Insbesondere 
wegen der Dominanz wirtschaftlicher 
Interessen haben sich Umweltschutzin­
teressen weltweit nicht durchsetzen kön­
nen. Gerade deswegen ist - so wird her­
vorgehoben - der Ansatz der Brundt­
land-Kommission besonders interessant, 
weil er eine Integration beider Bereiche 
- Wachstum und Entwicklung " anstrebt, 
bisher allerdings eben auch weitgehend 
vergeblich. Die Ursachen dafür sind in 
Industrie- und Entwicklungsländern nur 
teilweise vergleichbar. Verbindendes 
und grundsätzliches Problem ist aber das 
den Entwicklungen zugrundeliegende 
Fortschrittsmodell, das von einer wachs­
tums- und industriefixierten kapitali­
stischen Ökonomie ausgeht und das 
zugleich arm und reich produziert. Eine 
Abkehr von diesem Leitbild und den 
ihm zugrundeliegenden Mechanismen im 
ökonomischen Bereich ist überlebens­
wichtig. Ansätze zur Überwindung der 
Probleme und für eine an Umwelt und 
Entwicklung ausgerichteten Politik oder 
innnerhin zu ihrer besseren Regulierung 
sind vorhanden und müssen beschritten 
werden (s.o.). Ob sie genutzt werden, 
hängt davon ab, ob in den einzelnen 
Völkern - gerade denen des Nordens -
Bewußtsein wächst für eine Umkehr und 
hierdurch genügend Druck auf Politik 
und Wirtschaft ausgeübt wird. Erst dann 
- und darauf weist der Autor eindringlich 
hin - wachsen auch die Chancen für eine 
verbesserte internationale Kooperation, 
die bei mangelndem Willen der einzel­
nen Völker und ihrer Staaten von stän­
digen Rückschlägen bedroht bleibt. 
Gefährliche Rückschläge in einer Zeit, 
in der eine internationale, partnerschaft­
liche Kooperation zur Meisterung der 
globalen Herausforderungen immer 
dringlicher für das Überleben von 
Mensch und Natur geworden ist. Allein 
die wachsenden Probleme zwischen und 
innerhalb der kapitalistischen Zentren 
EG, USA und Japan und jenen in der 
zerfallenen Sowjetunion bieten genü­
gend Anlaß, möglichst rasch dafür zu 
sorgen, daß die Lunte am Pulverfaß 
nicht weiter brennt. 

Dr. Detlef Bimboes, Wiesbaden (Der 
Beitrag erschien zuerst in der Zeitschrift 

"Wechselwirkung", 
Ausgabe 54, 1992) 
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Monika Rosenbaum: 
Frauenarbeit und Frauenalltag 
in der Sowjetunion 
Verlag: Westfälisches Dampf­
boot Münster 1991 

Sicherung des "Erfahrungswis­
sens" über das "Modell Sowjet-

union" 
Mit Beginn des Jalues 1992 ist die Sow­
jetunion und mit ihr ein Wirtschafts-, 
Staats- und Gesellschaftsmodell real 
implodiert - ein Prozeß, der sich an ihren 
Peripherien und in ihren Vertragsstaaten 
seit 1989 krisenhaft angekündigt und 
vollzogen hat. Wir sind Zuschauer histo­
rischer Entwicklungsprozesse gewor­
den, mit unzureichenden Deutungsmu­
stem und brüchiger Verstehenskompetenz. 
Die Rezension einer Arbeit zu Frauener­
werbstätigkeit und Frauenalltag in der 
ehemaligen europäischen UdSSR ist aus 
dieser Perspektive ein schwieriges Unter­
fangen, denn das gesellschaftliche Be­
zugssystem des Buches gehört der Ver­
gangenheit an. Geblieben sind dennoch 
viele der in der Arbeit thematisierten 
Strukturen, die Widersprüche, denen Frau­
en sich in den Nachfolgestaaten der SU 
gegenübersehen und nicht zuletzt die 
Menschen selbst. Aktuell sind die Gleich­
berechtigungsbestrebungen der russischen 
und baltischen Frauen, von denen die Ar­
beit handelt. Ihre wie unsere Interessen 
fragen nach gesellschaftlichen und (sozi­
al)-staatlichen Lösungsformen - haben sich 
doch die traditionellen Muster als unver­
einbar mit unseren Partizipationswünschen 
an Gesellschaft und Öffentlichkeit erwie­
sen. Die Frauenfrage wird nach neuen 
und vor allem gesellschaftlichen Lösungen 
weiterhin suchen - die Wiederauferste­
hung d(ies )es Gespenstes kann nicht aus­
geschlossen werden. 
Für die Frauenforschung geht es um die 
Sicherung des Erfahrungswissens über 
das "Modell Sowjetunion". Für diesen 
Prozeß erschwerend erweist sich der 
Tatbestand, daß - wie die Autorin 
schreibt - sich die Sowjetunion westli­
chen Wissenschaftlerinnen und Journa­
listinnen gegenüber als verschlossener 
Staat gezeigt hat. So ist der Standpunkt 
der vorliegenden Arbeit der einer westlich 
geprägten Feministin, die fragt und Ant-

worten sucht und der der Kontakt zum 
Fremden partiell gelungen ist - ein Tatbe­
stand, der das Buch an sich lesenswert 
macht 
Das Buch von ROSENBAUM ist vor al­
lem wohltuend neugierig geschrieben -
und als überarbeitete Fassung einer Ma­
gisterarbeit auch systematisch. Der be­
sondere empirische Wert liegt in der 
Auswertung sowjetischer, schwer zu­
gänglicher Materialien. Unklar muß in­
dessen die tatsächliche Reichweite ver­
schiedener Aussagen und Schlußfolge­
rungen bleiben, denn es wird deutlich, 
daß die russischen und baltischen Frauen 
anders denken und fühlen als Frauen in 
Westeuropa. 

Frauenpolitik im Spannungs­
feld zwischen gesellschaftlichen 
Modernisierungsprozessen und 

Emanzipation 
Der Aufbau der Arbeit folgt der 
Problemdeutung der Frauenemanzipati­
onsfrage in industriell organisierten Ge­
sellschaften besonders bewgen auf das 
Spannungsfeld der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf und der Beschäfti­
gungssituation von Frauen: befragt wird 
die marxistisch-leninistische Analyse 
zur Frauenfrage, der Problemkreis der 
Arbeitsmarktsegregation wie Wertorien­
tierungen und Lebensentwürfe russi­
scher und baltischer Frauen. 
Es geht ROSENBAUM um das Heraus­
arbeiten der Widersprüche zwischen so­
zialistischem Entwurf und empirischer 
Praxis, wobei implizit ein sensibler Be­
reich der Frauenpolitik berührt wird: das 
Spannungsfeld zwischen gesellschaft­
lichen Modernisierungsprozessen und 
Frauenemanzipation. Deutlich wird, daß 
Frauenpolitik in der SU in erster Linie 
Modernisierungspolitik war - es galt das 
antiindustrielle Potential, dem die Frau­
en zugerechnet wurden, mit den Mitteln 
der Agitation abzubauen. Die Autorin ar­
beitet heraus, daß sich die "Frauenfrage" 
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Euro a 1993 

Schwarzbücher und Konfusio-
nen 

Die Regierungschefs der Zwölf haben 
zum Finale für den Binnenmarkt gebla­
sen. Unterschiedlich laut, mit unüber­
hörbaren Mißtönen, aber - nach mehre­
ren gründlich verpatzten Proben - doch 
annehmbar als gemeinsames Orchester. 
Soweit sind alle Beteiligten nach der 
Maastrichter Regierungskonferenz eini-

(Fortsetzung v. Seite 54) 

hierin erschöpfte und reduktionistisch be­
antwortet wurde: sie galt in dem Maße als 
gelöst, mit dem die Einbeziehung von 
Frauen in die Industrieproduktion vollzo­
gen wurde. Die so entstehenden Wider­
sprüche wurden abgespalten und einer 
doppelten Lösung zugeführt: ideologische 
Propagierung sowohl von Mutterschaft als 
auch von Selbstverwirklichung im Beruf. 
Das Ergebnis, die weibliche Arbeitskraft 
optimal ausiubeuten, begründet einen von 
vielen Antagonismen der sowjetischen Po­
litik. Die Einblicke, die in ROSEN­
BAUMS Arbeit dann über den weibli­
chen Lebenszusammenhang gegeben 
werden, unterstreichen die lebensweltli­
chen Konsequenzen dieser Politik: die 
Lasten der sozialen wie ökonomischen 
Widerspruche werden den Frauen privat 
aufgebürdet - Wegorganisieren von Kin­
dern, Lebensmitteleinkauf als Schatzsu­
che, räumliche Enge und zwangsweises 
Zusammenleben von Generationen un­
ter einem Dach, obwohl genau dieser 
Sinnzusammenhang durch die Realität 
der industriellen Produktion verloren ge­
gangen ist. 
Als Leitkategorie ihrer Quellenanalyse 
bedient sich die Autorin des Begriffes 
des weiblichen Arbeitsvermögens nach 
BECK- GERNSHEIM. Sie findet eine 
hohe vertikale, branchenspezifische als 
auch horizontale, betriebsinterne Se­
gregation des Arbeitsmarktes und Hinwei­
se auf geschönte Statistiken, die Repräsen-

germaßen erleichtert, wirtschaftlich 
wird das geeinte Europa bis zum magi­
schen Datum 1. 1. 1993 auch weitge­
hend fertiggestellt sein. Offensichtliche 
Mängel weist jedoch nach wie vor die 
politische Einigung auf: Weder sind alle 
Fragen im Zusammenhang mit der Ab­
schaffung der Grenzen geklärt (z.B. ge­
meinsame Visa- und Asylpolitik), noch 
ist die politische Legitimation der EG­
Institutionen in den Augen vieler Mit-

tanz von Frauen in Leitungspositionen be­
treffend. Die Gleichberechtigung der so­
wjetischen Frau erscheint als gleichbe­
rechtigte Teilhabe an der Dreckarbeit: 
Nachtarbeit, sd1were körperliche Arbeit, 
gesundheitsschädigende Arbeit, wobei die 
Einkommensschere zwischen Männern 
und Frauen auf westlichem Niveau klafft. 
Wie in den westlich-kapitalistischen Län­
dern bewirkt das normative Muster Mut­
terschaft den realen Ausschluß von Frauen 
aus den Spären von Verantwortung, 
Macht und Prestige. Die Auswertung der 
Quellen gibt Hinweise darauf, daß sich die 
Gegensätze zwischen farnilialen Aufgaben 
und beruflichen Interessen nicht durch 
Kinderbetreuungseinrichtungen und Groß­
küchen haben lösen lassen. Unklar bleiben 
an dieser Stelle allerdings die genauen 
Faktoren für diese Tatsachen: sind es die 
Pascha-Denkweisen der Männer? Ist es 
das Niveau der Pro­
duktivkraftentwicklung? Ist es die Qualität 
der Kinderbetreuung? Das Problem wird 
ansatzweise individuell gelöst - Schei­
dung, Einkindfamilie. 

Perspektiven der Frauenpolitik 
in der Sowjetunion 

Bezüglich der Perspektiven der Frauen­
politik in der Sowjetunion seit der Ära 
Gorbatschow unterscheidet ROSEN­
BAUM verschiedene Diskurse. Ihrer Ein­
schätzung nach entstehen sowohl Vorläu­
fer einer spezifischen Frauenkultur als 

gliedsstaaten und des Europaparlaments 
ausreichend verankert und von einer ab­
sehbaren gemeinsamen Außen- oder gar 
Sicherheitspolitik können im Moment 
ernsthaft nur Traumtänzer fabulieren. 
Die bundesdeutsche Linke hat Europa 
bisher weitgehend rechts liegen gelas­
sen. Selten gab es eine größere Diskre­
panz zwischen Reden und Handeln als 
zwischen dem lautstark und ohne Unter­
laß formulierten kosmopolitischen An­
spruch und der provinziellen Nabel­
schau des real existierenden, auf die ver­
gleichsweise heile bundesdeutsche Öko­
und Sozialwelt beengten, linken Den­
kens und Schreibens. Erst seit der ersten 
erfolgreichen (und friedlichen) Revolu­
tion auf deutschem Boden scheint ein 
tiefgreifender Sinneswandel einzutreten 

(FortsetzwJg nächste Seite) 

auch Bewegungen, die mit einer Mi­
schung aus "gesundem Patriarchenver­
stand" und Modernisierungskritik auf ei, 
ner natürlichen Arbeitsteilung bestehetL ,; ,, 
Die Arbeit schließt mit einem Exkurs - klil: 
der nicht mit einer Bewertung. Hier gibt 
die Autorin Einblicke in ihre Erfahrungen 
und Erlebnisse, in die Struktur ihrer Be­
gegnungen mit Frauen und Männern aus 
Rußland. Neben die Doppelbelastung und 
die spezifische Benachteiligung von russi­
schen Frauen als Kategorien treten an die­
ser Stelle lebendige Beziehungen und 
Personen auf. wobei die Männer merk­
würdig infantil bleiben. Das Buch macht 
Lust auf eine Reise nach Moskau. Sein 
Wert liegt in der Aufbereitung des Quel­
lenmaterials und der Übertragung von 
Deutungsmustern aus der westlichen Frau­
enforschung in ein (ehemaliges) sozialisti­
sches Schwellenland, die einen kategoria­
len Rahmen für weitere Untersuchungen 
und weiteren wissenschaftlichen Aus· 
tausch bieten. 
Die traditionelle geschlechtshierarchi­
sche Arbeitsteilung hat den real existie­
renden Sozialismus überlebt, sie wird 
auch seinen Untergang überleben, wes­
halb das Buch zur Lektüre empfohlen 
werden kann. 

Katharina Gröning, Essen 
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Rosa 
Der 

(Europa-)Brille: 
Cecchini-Bericht 

Freilich hat es an aufmerksamen Beglei­
tern der Umsetzung des 1987 beschlos­
senen Weißbuchs zur Beseitigung der 
Hindernisse auf dem Weg zum Europäi­
schen Binnenmarkt nie gefehlt. Als 
dankbaren Aufhänger fanden die mei­
sten Kritiker den berühmten "Cecchini­
Bericht", der unter dem Arbeitstitel 
"Die Kosten des Nicht-Europa" auf 
mehreren tausend Seiten ökonomische 
Höllenqualen für den Fall eines. weiteren 
kleinstaaterischen Weiterwurstelns pro­
phezeite und demgegenüber den zu er­
schaffenden Binnenmarkt als das 
Land, in dem Milch und Honig fließen 
werden, publizistisch wirksam anpries. 
"Schwarzbuch EG-Binnenmarkt. Die 
vergessenen Kosten der Integration" 
heißt darum sehr hintersinnig ein Bänd­
chen, das den Verkäufern der rosa Euro­
pabrillen auf theoretischer Ebene ins 
Geschäft pfuschen will. Zehn verschie­
dene Aufsätze versuchen, auf den ver­
schiedensten Politikfeldern die dem 
Geist des radikalen Ordoliberalismus 
entspringenden Cecchini-Befunde zu 
hinterfragen, wobei sie - mehr oder we­
niger - von dem theoretischen Konzept 
der "Sozialen Kosten" nach Kapp zu­
sammengehalten werden. Wenn dies 
auch wenig erhellend wirkt und der An­
spruch des Vorworts, Konturen eines an­
deren, sozialistischen Europas aufzuzei­
gen, kaum eingelöst werden kann (wer 
kann das auch schon ... ?), so gebührt 
doch dem ganzen Band (bis auf den De­
mokratie-Artikel von Sühlo/Raulfs) das 
Verdienst, der neumodischen rot-grünen 
Müsli-Sicht "Das deutsche Wesen wird 
in Europa vergessen" nicht zu huldigen. 
Lesenswert sind insbesondere fünf Bei­
träge (ärgerlich ist dabei, daß die Identi­
tät der Autorlnnen das Geheimnis des 
Herausgebers bleibt): 
* Die Aufsätze von Götzmann/Seifert 
sowie Heine, die - nach einem Abriß der 
bisherigen EG-Regionalpolitik - die Ent­
wicklungschancen unterschiedlich aus­
gestatter Regionen gemäß ausgesuchter 
Indikatoren bzw. von Unter­
nehmertstypen entlang dem europäi­
schen Verflechtungsgrad ihrer Märkte 
analysieren. Zurecht stellt sich dabei die 
Frage, ob selbst eine erheblich effekti­
vierte Regionalförderung in den peri­
pheren Gebieten einen - irgendwann 
sich selbst tragenden - Aufholprozeß in­
duzieren kann bzw. ob sich die Abstände 
zu den Metropolen im EG-Binnenmarkt 
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nicht trotzdem noch schneller vergrö­
ßern werden. 
* Die Artikel von Kasper/Schikora und 
Becktnann/John/W athling lassen nach 
differenzierten Betrachtungen den kli­
scheehaften Schluß des zu erwartenden 
allgemeinen Umwelt- und Sozialdump­
ings nicht mehr zu, auch wenn klar wird, 
daß beispielsweise eine Harmonisierung 
von Umweltschutzbestimmungen auf 
hohem Niveau in einem Europa ohne 
Grenzen nie zur Gänze umgesetzt wer­
den kann und Konflikte mit Portugal 
oder Griechenland vorprogrammiert 
sind. An der Notwendigkeit von Eurobe­
triebsräten wird zudem der europäische 
Handlungsbedarf in der Sozialpolitik 
deutlich, wobei das Bild vom sozialen 
"Musterland Deutschland" in einigen 
wesentlichen Punkten Kratzer erhält, die 
durchaus mit Brüsseler Hilfe ausgebes­
sert werden könnten. 
* Erwähnt werden soll schließlich auch 
noch der Aufsatz von Metzger, der den 
AKP-Staaten sowie den südostasia­
tischen "Tigern" höhere Chancen im 
Binnenmarkt als den anderen, meist auf 
landwirtschaftliche Exporte angewie­
senen Dritte-Welt-Ländern, einräumt. 

Deregulierung und sozialistische 
Programmatik 

Als Leitmotiv zeigt sich immer wieder 
die Sorge, eine Deregulierung bisher 
noch abgeschotteter oder zersplitterter 
Märkte würde die jetzige provinzielle 
Marktmacht kleinerer Betriebe - vermit­
telt über eine kurze Periode echter ver­
braucherfreundlicher Konkurrenz - lang­
fristig durch eine universelle Vermach­
tung seitens einiger weniger überlebens­
fähigen Großkonzerne ersetzen. Freilich 
kann es kaum zur Freude gereichen, 
wenn für einzelne betroffene Branchen 
der Rückgang von einem Dutzend auf 
nurmehr ein paar relevante Anbieter 
prognostiziert wird. Daraus folgernd je­
doch am Status Quo festhalten zu wol­
len, d.h. an einem immer noch ausge­
prägten Hoflieferantentum für staatliche 
und quasistaatliche Bereiche, an regio­
nal begrenzter Marktbeherrschung durch 
kleinere Firmen, hat in meinen Augen 
auch wenig mit sozialistischer 
Programmatik zu tun. 

Eine weitere Publikation, die ausdrück­
lich von links kommen will, beschäftigt 
sich schwerpunktmäßig mit der Kon­
zentrationsgefahr deregulierter Märkte. 

Unter dem Titel "Konfusion am Binnen­
markt" hat Herausgeber Dietmar Bartz 
die 1989 und Anfang 1990 erschienenen 
knapp 80 Artikel der entsprechenden 
taz-Serie zusammengefaßt, aus der sich 
ein spannender, minutiös recherchierter 
Einblick in die Hintergründe weltweiter 
Konzernstrategien, Übernahmeschlach­
ten, "Kon-Fusionen" zur Vorbereitung 
auf den EG-Binnenmarkt ergibt: Nicht 
nur die europäischen Unternehmen ha­
ben sich in den letzten Jahren die Start­
löcher für 1993 gegraben, sondern vor 
allem auch japanische sind - aus Furcht 
vor einer "Festung Europa" - dazu 
übergegangen, EG-inländische Produk­
tionen aufzubauen und damit in dem 
Spiel mit den jährlich dreistelligen Mil­
liardenbeträgen mitzumischen. Die Tat­
sache, daß einige Entwicklungen in­
zwischen ganz anders verlaufen sind und 
daß die EG ihr neues kartellrechtliches 
Instrumentarium zum ersten Mal spekta­
kulär zum Verbot einer Fusion eingesetz 
hat, tut der Bedeutung der Darstellungen 
keinen Abbruch, sondern ist allenfalls 
Indiz für die Dynamik, die der Binnen­
markt-Prozeß inzwischen gewonnen hat. 
Allenfalls besteht die Gefahr, in dem 
Beteiligungsgewirr der Daimlers, 
Agnellis, Thomsons und wie sie alle hei­
ßen nach ein paar Dutzend Artikeln den 
Überblick zu verlieren - aber das liegt 
eher in der Natur der Sache als an den 
Recherchen. 

Subventionswettlauf und 
Nischenmärkte 

Die sind in ihrer Stoßrichtung nicht über 
einen Kamm zu scheren, auch wenn der 
Herausgeber in der Einleitung diesen 
Eindruck zu erwecken versucht. So 
.macht beispielsweise Bischoff (S. 119f.) 
deutlich, daß weitere Fusionsan­
strengungen in der europäischen Unter­
haltungselektronik angesichts des benö­
tigten Kapital- und Know-How-Bedarfs 
durchaus überlebensnotwendig sein 
könnten. Aus den Artikeln über den Sub­
ventionswettlauf in der europäischen 
Stahlindustrie ergibt sich als Schätzung 
ein Betrag von über 50 Mrd. DM, die die 
Öffentliche Hand einiger Mitgliedstaten 
(nicht zuletzt Deutschland) in den 80er­
Jahren für einen nach wie vor nicht libe­
ralisierten Markt hinblättern durfte. Und 
wenn - zurecht - auf die "verschnarch­
te" Bundesbahn geschimpft wird, dann 
wirken gleichzeitig die Horrorszenarien 
über liberalisierte bisherige Nischen­
Märkte wenig glaubwürdig. 
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Besonders lesenswert - nicht zuletzt, weil 
fundiert gegen den Mainstream der Jam­
mererftont geschrieben - die Beiträge von 
Hortense Hörburger zu den Sorgen euro­
paweit operieremder Unternehmen und 
ihrer Arbeitnehmervertretungen. Neben 
einem Plädoyer für eine europäische 
Rechtsform der AG, die die momentane 
Unübersichtlichkeit und den Zwang zum 
Taktieren mit den unterschiedlichen Syste­
men der Mitgliedsstaaten beenden sollte, 
findet sich der Hinweis auf eklatante 
Bruchlinien innerhalb der Gewerkschafts­
bewegung, die sich selbst nicht auf ein ge­
meinsames Modell europaweiter Mitbe­
stimmung einigen kann. Witzig, aber 
mit sehr ernstem Hintergrund, die 
Szenarien, wie das Wirrwarr in ein paar 
Jahren zur totalen Konfusion und Blok­
kade führen könnte. 
Interessant sind schließlich die Ausflüge 
in den - sonst oft vernachlässigten -
Dienstleistungsbereich, wo für die Bran­
chen Tourismus und Werbung - trotz 
theoretisch ökonomisch günstiger Vor­
aussetzungen - aufgrund national sehr 
unterschiedlicher Konsumentengewohn­
heiten ein Fusionsschub bzw. Großan­
griffe auf neue Märkte in anderen EG­
Staaten mit großer Zurückhaltung er­
wartet werden. Erwähnung verdient 
schließlich auch das Kuriositätenkabi­
nett am Ende des Bandes, das das tag­
tägliche Chaos und die Schikanen für 
die EG-grenzüberschreitend lebende 
und arbeitende Bevölkerung sehr pla­
stisch beschreibt. 

Gerade letzteres Beispiel - aus der hoch­
trabend "Euregio Maas-Rhein" ge­
nannten Gegend bei Aachen - sollte ver­
deutlichen, daß Kleinstaaterei im Euro­
pa des ausgehenden 20. Jahrhunderts 
nicht mehr angesagt ist. Neben vielen in 
den beiden Bänden geäußerten Beden­
ken werden aktuell in Brüssel schon die 
nächsten Fallstricke für die Europabe­
geisterung der bundesdeutschen Linke 
ausgelegt: Die umfassende Liberalisie­
rung der Netze von Energie (Strom und 
Gas), Bahn und Telekommunikation ... 

Ulli Stark, Eßlingen 

Herbert Schui.· Die ökonomische 
Vereinigung Deutschlands, Bilanz 
und Perspektiven 
Distel Verlag.Heilbronn 1991 
127 Seiten, 16 DM. 

Herbert Schui ist Professor für Volkswirt­
schaftslehre an der Hochschule für Wirt­
schaft und Politik in Hamburg. Als Mitbe­
gründer der "Memorandum-Gruppe", ei­
ner Vereinigung von kritischen Sozialwis­
senschaftlern, bemüht er sich seit Jahren 
um die Formulierung gesellschafts- und 
wirtschaftspolitischer Alternativen. In sei­
nem neuen Buch, "Die ökonomische Ver­
einigung Deutschlands", kritisiert er die 
vorschnelle Währungsunion zwischen der 
Bundesrepublik und der DDR und ver­
sucht Wege aufzuzeigen, wie die Deut­
schen der Krise entkommen können, die 
durch die überstürzte Vereinigung entstan­
den ist. 
Der entscheidende Grund dafür, daß die 
in die Währungsunion gesetzten Erwar­
tungen nach einem höheren Lebens­
standard in Ostdeutschland nicht erfüllt 
werden konnten, liegt nach Schuis Auf­
fassung vor allem darin, daß die Mark der 
DDR erheblich überbewertet wurde. Die 
Folge war, daß die in der damaligen DDR 
produzierten Güter mit einem Schlage auf 
dem nationalen wie dem internationalen 
Markt keine Abnehmer mehr fanden. Der 
Verlust der Konkurrenzfähigkeit auf dem 
östlichen Exportmarkt und die Öffnung für 
westliche Anbieter verschärften die 
ohnehin schwierige Ausgangslage für die 
angeschlagene DDR-Ökonomie. Das 
effektive Ergebnis, so der Autor, bestand 
letztlich darin, daß die ostdeutschen 
Betriebe finanziell so geschwächt wurden 
und daher offen waren für westdeutsche 
Beteiligungen oder den Verkauf. Gün­
stiger wäre es gewesen, auf der Grund­
lage eines realistischen Wechselkurses 
(der schließlich die Konvertibilität der 
Ost-Mark ermöglicht hätte) die Produk­
tivität und Leistungsfähigkeit durch 
Strukturreformen und westliche Direktin­
vestitionen zu stärken. Dies hätte vor al­
lem die Aufwertung der DDR-Mark er­
möglicht. Am Ende des Prozesses hätte 
dann die Währungsunion mit der Bundes­
republik oder die Integration der Ost-Mark 
in das europäische Währungssystem ge­
standen. 

Die Ergebnisse der falschen Reihenfolge 
der Vereinigung von DDR und Bundesre­
publik, konstatiert Schui, kann nur in einer 
langen Periode beseitigt werden. Bis da­
hin aber wird die Arbeitslosigkeit - und al­
les was damit zusammenhängt - im "neu­
en" Deutschland sehr ausgeprägt sein. Die 
Strategie der deutschen Wirtschaft geht 
einstweilen eher dahin, " ... Schlüsselposi­
tionen im Handel, im Finanzsektor, in der 
Energieversorgung und in den besonders 
ausbaufähigen Branchen, so dem Autobau, 
zu besetzen, um sich zu einem späteren 
Zeitpunkt möglicherweise ein weiteres 
Engagement offenzuhalten". 
Nachdem die formelle Vereinigung voll0 

wgen ist, sind nach Schuis Auffassg) :: 
mindestens drei Ziele zu verfolgen; >!lliii 
den westdeutschen Lebensstandard iri da' 
ehemaligen DDR zu realisieren: Zunächst 
muß die ostdeutsche Wirtschaft moderni­
siert werden, um die Arbeitsproduktivität 
zu verdoppeln. Damit wäre westdeutsches 
Niveau erreicht. Außerdem müssen sich 
die ostdeutschen Betriebe aus der vormali­
gen Arbeitsteilung des RGW auskoppeln 
und neue Produkte anbieten, die in der 
westlichen Arbeitsteilung bestehen kön­
nen. Daneben müssen alle am 
Wirtschaftsprozess Beteiligten lernen, mit 
dem neuen Kapitalismus umzugehen, um 
einen effizienten Kapitalismus zu ermögli­
chen. Vor dem Hintergrund dieser allge­
meinen Voraussetzungen (öffentliche Ver­
waltung, Unternehmertum und ein effi­
zientes ökonomisches Zusammenwirken 
in allen Phasen der ökonomischen Lei­
stungserstellung zwischen Unter­
nehmersektor und Staat) kann dann die 
Frage nach der Produkt- und Prozessinno­
vation angegangen werden. 

Produzieren statt Teilen 

Schui geht davon aus. daß sich die ange­
spannte Lage zwischen Deutschland West 
und Ost weiterhin verschlechtern wird, 
wenn die Lohndifferenzen zwischen der 
alten Bundesrepublik und den neuen Bun-

57 



,1i.,.,. 

desländern bestehen bleiben. Wenn die 
ostdeutschen Unternehmen, so Schuis 
schlüssige Argumentation, niedrigere Löh­
ne zahlen als die westlichen, dann sind sie 
auf dem Arbeitsmarkt nicht kon­
kurrenzfähig. Damit fehlen ihnen die qua­
lifizierten Arbeitskräfte, die man braucht, 
um die erforderlichen Produkt- und Proze­
ßinnovationen zu realisieren. Die qualifi­
zierten Arbeitskräfte wandern statt dessen 
in den Westen ab, treten in Wettbewerb 
um Beschäftigung mit weniger qualifizier­
ten westdeutschen Arbeitskräften und 
drängen diese unter Umständen in die Er­
werbslosigkeit. Daraus resultieren eine 
Menge von gesellschaftlichen Problemen: 
Die Wohnungsnot, der Mangel an öffentli­
chen Sozialeinrichtungen (Kindergärten, 
Krankenbetten, Schulen etc.), die Überla­
stung des Verkehrswesens, um nur einige 
zu nennen. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß der dringend notwendige Bau von 
neuen Wohnungen und zusätzliche Jn­
frastrukturinvestitionen von Ballungszen­
tren im Westen der Bundesrepublik teurer 
kommen als dieselben Leisnmgen in Ost­
deutschland. Die Erklärung hierfür liegt 
zum einen in den hohen Grundstücksprei­
sen im Westen, zum anderen in der Tatsa­
che, daß in einem sehr verdichteten 
Siedlungsgebiet zusätzliche Jnfrastruktur­
investitionen teurer sind als dieselben Lei­
stungen in Ostdeutschland. Außerdem 
steht zu befürchten, daß die Wanderung 
der Arbeit von Ost nach West die Leihar­
beit anregen wird. Dabei werden die 
Leiharbeitnehmer nach Ortstarifen (Ost) 
entlohnt und zu den im Westen üblichen 
Preisen weitervennietet. 
Plausibel führt Schui aus, daß die ökono­
mischen Probleme und die daraus resultie­
rende Arbeit niemals durch Teilen, son­
dern immer nur durch Produzieren über­
wunden werden kann. Daher kann man 
das Konzept dieses kritischen Wirt­
schaftswissenschaftlers am besten mit der 
Überschrift versehen: "Produzieren statt 
teilen". Ob allerdings Schuis interessante 
Bilanz der politischen und ökonomischen 
Vereinigung Deutschlands auch bei den 
politisch Verantwortlichen auf eine breite 
Leserschaft treffen wird, bleibt abzu­
warten. Anregend und infonnativ ist dieses 
Buch in jedem Fall. 

Klaus Störch, Flörsheim am Main 
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WER WILL 
HIER DEN 

RECHTSSTAAT 
LINKEN? 

Der Zweck heiligt die Mittel - zu solchen und ähnlichen 
Volksweisheiten greifen Politiker, wenn sie dem Volk 
mal wieder was weismachen wollen. Zum Beispiel, dqjl 
eine Änderung des Asylrechts die F/üchtlingefemhält. 
Jüngst nahm BundesinnenministerSeiters die Sache in 
seine Hände. Von Lagerunterbringung über flüchtige 
Flüchtlingsanhörungen bis zum kurzen Prozeß vor 
Gericht ist in seinem Entwurf alles enthalten. was die 
Rechte der Ve,fo/gten bedroht. 
Ablenkungsmanöver- denn mit den Asylsuchenden 
werden gleichzeitig die eigentlichen Probleme und 
Ursachen weit weggeschoben. Nämlich die Zustände 
in der Heimat der Flüchtlinge. Aber nicht nur die Asyl­
suchenden sind die Leidtragenden. Auch der vie/be­
schworene Rechtsstaat läßt dabei Fedem. Wenn weiter 
so mit ihm umgegangen wird, ist es nur eine Frage der 
Zeit, bis der Begriff zur reinen Worthülse verkommt. 

In Kürze wird abschli<ßend über das neue Gesetz zum 
Asylrecht beraten. Darum/ordern wir jetzt: Kein Not­
standsgesetz gegen Flüchtlinge! 

r---------------, 
Flüchtlingsschutz mu8 hlelhea. 

PRO ASYL setzt sichjürein uneingeschränktes Asylrecht ein. 

D Bitte schicken Sie mir l,iformationen zu PRO ASYL. 

Vorname/Name 

Strq/Je/Nr. 

PLZ/On 

Bitte ausschneiden, in einen Briefumschlag stecken, 3,-DM 
in Briefmarken beilegen und senden an: 
Förderverein PRO ASYL e.Y., Neue Schlesingergasse 12, 
6000 Franlifunl M. I. 
Spenden bitte auf das Konto Nr. 380900-608, Postgiroamt 

L 
Fran/ifun!M., BLZ 50010060. · .J ---------------

PRO ASYL 
Förderverein PRO ASYL e.V. 

ZEITSCHRIFf FÜR S0Z1ALISTISCHE POLmK UND WIRTSCHAFT, HEFr 64, 1992 

1''" 

Anzeige 

Auf der Suche 
nach der 
verlorenen Zeit 

Ich möchte den Freitag kennenlernen: Sechs 
Wochen lang zur Probe für 10.- DM (nur 
Vorkasse: bar, Scheck oder Briefmarken). 

Name/Vorname 

Straße 

PLZ/Ort 

Datum/Unterschrift -
Vertrauensgarantie: Ich weiß, daß ich diese Bestellung 
innerhalb einer Woche beim Freitag widerrufen kann. Wird 
der Bezug nicht vor Erhalt der 5. Ausgabe gekündigt, 
wandelt sich das Probeabo in ein reguläres Abo um. 

Einsenden an: Vertrieb Freitag, PF 360 520, 
W-1000 Berlin 36 

Weiterhin lieferbare Titel aus 

dem spvV-ver1agsprogranm 
1 eh bestelle: 

D Expl. Josef Hindels, Marxlamus und Gegenwart 
Berlin 1985 (2. Auflage); 146 Seiten, Ladenpreis 9,- DM, für 

Abonnentinnen 6,- DM, bei Abnahme von min. 10 Expl. 5,- DM je Stück. 

D Expl.: FRAUENBILDER. Die weibliche Wirklichkett ist 
anders 

Hrsgg. von den Jungsozialistinnen Bertin, Bertin 1986; Ergebnisse 
eines Fotowettbewerbs der Berliner JUSOS, 80 Seiten mit Fotos, 
Ladenpreis 19,BO DM, für Abonnentinnen 15,- DM. 

D Expl.: Kapitalistische Krloe und StralBglen der Eurotln-
ken. Fragen einer sozialistischen Politik in Westeuropa 

Hrsgg. von Detlev Albers, Josef Cap, Jean-Pierre Chel/enement und 
Pietro lngrao, Berlin , 982; mit Beiträgen von Autorinnen aus der 
gesamten westeuropäischen Unken, 160 Seiten, Ladenpreis 21,50 
DM, für Abonnentinnen iz,- DM. 

D Expl.: Herforder Thesen. Zur Arbeit von Marxisten in der 
SPD 

Hrsgg. vom Vorstand der JUSOS Ostwestfalen-Lippe, Berlin 1981 (2., 
überarbeitete Auflage); Ladenpreis 8,- DM, für Abonnentinnen 5,- DM. 
Grundlegende Positionsbestimmung von Marxistinnen in der SPD zu 
Beginn der 80er Jahre, anknüpfend an den marxistischen Traditionen 
in der deutschen wie auch internationalen Sozialdemokratie. 

D Expt.: Unke Sozialdemokraten & bundesrepubllkani-
sche Linke. Diskussion am Beispiel der Herforder Thesen 

Hrsgg. von Detlev Albers u.a., Berlin 1981; mit Beiträgen von Wotfgang 
Abendroth, Rudolf Bahro, Joachim Bischoff u.a., Ladenpreis 10,80 DM, 
für Abonnentinnen 8,- DM. 

D Expl.; Sozialismus der Zukunft. Grundlagen für das ~ 1.: 
Programm der SPD · :;· r::. : 

Hrsgg. von Dettev Albers, Frank Heidenreich, Heinrich Lienker und 
Kurt Neumann, Berlin 1988; mit Beiträgen von Oiether Dehm, Jürgen 
Egert, Katrin Fuchs u.a., 185 Seiten, Ladenpreis 17 ,50 DM, für Abonnen­
tinnen 15,-DM. 

D Expl.: Projekt Moderner Sozialismus. 53 Thesen 
Hrsgg. von Susi Möbbeck, Flete Saß und Birgit Zoemer, Berlin 

1989; Ladenpreis8,-DM, für Abonnentinnen 7,-0M. 

In 53 Thesen formulierten marxistische Jusos in der SPD Bausteine für 
eirie zeitgemäße Gesellschaftsanalyse und eine moderne sozialisti­
sche Strategie. 

apw-Hefte 1, 3-29: 
Ladenpreis je 9,BO DM, für Abonnentinnen je 5,- DM. 

spw-Hefte 30-50: 
Ladenpreis je 9,50 DM, für Abonnenttnnen je 7,50 DM. 

Ab spw-Helt 51: 

Ladenpreis je 7,- DM, für Abonnentinnen je 7,- DM. 

Ich bestelle D Expl. spw-Hefte Nr ..... 

D 

D 

Ich zahle nach Erhalt der Rechnung (Preise zzgl. Versandko­
sten von 1,50 DM). 

Ich zahle mit Verrechnungsscheck (versandkostenfrei). 

Name, Vorname 

Straße 

Pl2,Drt 

Datum, Unterschrift 

opw'Verlog, Kieler Str. 13, W-5000 Koln 80 




